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L iebe L eserin, lieber L eser,

die D emonstration in Straßburg Anfang April war
ein D e saster - für die Friedensbewegung und die
D elegitimierung des Nato-Kriegsbündnisse s .
Grund genug also , die Disku ssion darüber, wie und
mit wem die Friedensb ewegung künftig demonst-
rieren will . klar und deutlich zu führen, Wir hab en
Wolfgang Sternstein geb eten, dazu einen grund-
sätzlichen Artikel zu schreib en . Diesen hab en wir
ergänzt drei B eiträge von Stefan Philipp , Peter Stru-
tynski, Ulrike Laub enthal und Hans-Peter Richter,
die sich in den Wo chen nach den Prote sten au s ih-
rer Sicht mit der Frage des Umgangs mit »spektren-
üb ergreifender Zusammenarbeit« be schäftigt ha-
b en . Abgeschlo ssen wird dieser D eb attenteil von
einem in der Tage szeitung junge Welt veröffent-
lichten Streitgespräch zwischen zwischen Reiner
Braun und Birgit Westermann .

Wir hoffen, damit Po sitionen für die weiterhin
notwenige D eb atte zu liefern .

D as Thema Frieden war fast keine s b eim Kir-
chentag in B remen . Die einzige Veranstaltung
musste von der Aktionsgemeinschaft Dienst für
den Frieden gemeinsam mit der Militärseelsorge
durchgeführt werden . Jan Gildemeister und Ute
Finckh b eleuchten die ses Arrangement kritisch.

Stefan K. Ph ilipp
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s gibt Naturge setze und soziale Gesetze . Zu
den wichtigsten sozialen Gesetzen gehört

die so genannte Zweck-Mittel-Relation . Sie lässt
sich so b eschreib en : Mittel und Zweck, Weg und
Ziel gehören untrennb ar zusammen . Sie sind so
eng verbunden wie S ame und Pflanze . Selb st im
Zeitalter der Gentechnik wird es nicht gelingen,
au s einer Eichel einen Kastanienb aum o der au s ei-
ner Kastanie eine Eiche zu züchten . Auf die Welt
der sozialen B eziehungen angewandt heißt das :
Mittel und Zweck, Weg und Ziel müssen üb erein-
stimmen, wenn der Zweck erfüllt, das Ziel erreicht
werden soll . D emzufolge ist es unmöglich, durch
Krieg Frieden zu schaffen, durch Aufrüstung Si-
cherheit herzustellen, mit Gewalt eine gewaltfreie
Gesellschaft zu erreichen o der durch eine Diktatur
(und sei es auch die des Proletariats) eine D emo-
kratie aufzub auen .

Ich wage es zu b ehaupten, dass in der Welt 9 9
Prozent der Politik auf der Missachtung die se s so-
zialen Grundgesetze s b eruhen . Kein Wunder, dass
Politik heutzutage von den meisten Menschen mit
die ser Missachtung gleichgesetzt wird . D e shalb ist
die Welt, so wie sie ist.

Seit ich mich 1 9 68 zum ersten Mal aktiv an poli-
tischen Auseinandersetzungen b eteiligte , hab e ich
unzählige M ale das Argument gehört : »Wir haben
ein konkretes Ziel, das wir erreichen wollen . Jede
und j eder ist uns als Bundesgeno sse willkommen,
egal mit welchen Mitteln er dieses Ziel anstrebt.
Wir schließen niemanden aus , wir distanzieren uns
auch von niemandem . Wer sich gegen Gewalt als
Mittel der politischen Auseinandersetzung wen-
det, sp altet die B ewegung. Selb st wenn er in b e ster
Ab sicht handelt, ist er do ch obj ektiv ein Verräter. « −
An den Vorwurf des Verrats an der B ewegung hab e
ich mich im Laufe der Zeit gewöhnt. Er trifft mich
nicht mehr. Ich möchte de s ungeachtet hier no ch
einmal die Argumente auflisten, die meines Erach-
tens gegen Gewalt als Mittel des politischen Kamp-
fes sprechen . Sie scheinen mir auch in der Ausei-
nandersetzung mit gewaltb ereiten Personen und
Gruppen von B edeutung :

D a ist zunächst das Argument : »Wir verteidigen
uns j a nur gegen die Provokationen und die Gewalt
der Polizei, die den Herrschenden als Instrument
dient, um ihre Intere ssen durchzusetzen . « − In der
Tat wirkt schon allein das martialische Auftreten
der Polzei, ihre Uniformierung, die B ewaffnung
mit Schlagstöcken, Tränengasspray und Schuss-

waffen, Helm und Schild , Polizeikameras , Eingreif-
Trupp s , b erittene Polizisten usw. auf j eden D emon-
strationsteilnehmer entweder einschüchternd
o der provozierend . Andererseits empfinden auch
die Polizistinnen und Polizisten das Auftreten de s
Schwarzen Blocks als Provokation : Uniformierung,
Vermummung, aggre ssive Parolen, Sprechchöre
wie z . B . : »Ich bin nichts , ich kann nichts, gebt mir ei-
ne Uniform« usw. Sollte im weiteren Verlauf der D e-
monstration, nachdem die ersten Farbb eutel und
Steine geflogen sind , der B efehl »Knüppel frei« ge-
geb en werden, brauchen sich diej enigen, die sol-
che schönen Sprüche skandierten, nicht zu wun-
dern, wenn sie dafür die Quittung erhalten .

Wer im politischen Ge schäft Erfahrung hat,
weiß , wie rasch Konflikte eskalieren können, weil
j ede Seite die Verteidigungsmaßnahmen der Ge-
genseite als Provokation, j ede »Nachrüstung« als
»Vorrüstung« interpretiert. Im Kalten Krieg führte
die se Art von »Verteidigung« zum dutzendfachen
nuklearen Overkill und die Welt an den Rand der to-
talen Vernichtung. Wer weiß , ob wir heute no ch
lebten, wäre nicht ein vernünftiger Mensch wie Mi-
chael Gorb atschow in der Sowj etunion an die
M acht gekommen, der erkannte , dass nicht Aufrüs-
tung, sondern Abrü stung das Geb ot der Stunde ist.

Blanke Illusionen

Soviel ist j edenfalls gewiss : Auf dem Feld der ge-
waltsamen Auseinandersetzung wird die »Staatsge-
walt« den D emonstranten, solange keine revolutio-
näre Situation b e steht (und die sehe ich nicht) ,
stets üb erlegen sein . Wenn sie mit Flaschen, Stei-
nen, Feuerwerkskörpern (B engalo s) und Brandsät-
zen zur Schlacht mit den »Bullen« antreten, wird die
Polizei mit Wasserwerfern, Schlagstö cken und Trä-
nengas kommen . Wenn sie zu Zwillen und Schuss-
waffen greifen, wird die Polizei mit Maschinenpis-
tolen kommen . Wenn sie zu Terroranschlägen
übergehen, wird die Regierung den Polizei- und
Üb erwachungsstaat ausb auen, die Grundrechte
einschränken und Sondereinheiten zur Terrorb e-
kämpfung aufstellen . Die Vorstellung, den Staat auf
die sem Feld b esiegen zu können, ist in der Bundes-
republik auf ab sehb are Zeit reine Illusion . Gewalt
und ihre provokativen Vorformen sind folglich
schon au s rein pragmatischen Gründen abzuleh-
nen, weil sie im Hinblick auf unsere Ziele : soziale
Gerechtigkeit, Freiheit, Frieden, Verteidigung der

Wolfgang Sternstein
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Menschenrechte und der D emokratie kontrapro-
duktiv sind .

Die Herrschenden in unserem Land haben ein
Interesse daran, dass e s zu gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen bei D emonstrationen kommt. Die
Pre sse b erichtet mit Vorlieb e üb er derartige Ereig-
nisse mit dem Ergebnis , dass die gemäßigten Teile
der B evölkerung von der Teilnahme abge schreckt
werden . Die gewaltbereiten Gruppen erhalten so
die Ob erhand und liefern sich die b ekannten
Schlachten mit der Polizei . Dieser Effekt ist durch-
aus erwünscht. Während sich der schwarze Blo ck
der Autonomen und der »grüne Block« der Polizei
kloppen, genießen die herrschenden Kreise in der
Republik, die uns Krisen und Kriege b e scheren,
seelenruhig ihre Privilegien . Die Älteren unter uns
kennen die se Entwicklung aus der Zeit der 68er-
Studentenrevolte . Von einer ursprünglich mächti-
gen und einflussreichen sozialen B ewegung blieb
am Ende nur der B o densatz der militanten K-Grup-
pen, Revolutionären Zellen und der Rote Armee
Fraktion (RAF) übrig.

D as Interesse der Herrschenden an einer derar-
tigen Entwicklung ist so groß, dass sie oftmals der
Versuchung nicht widerstehen können, Provoka-
teure in die Reihen der D emonstranten einzu-
schleusen, um die E skalation zu b e schleunigen .
D ass dem so ist, sollte selb st die leidenschaftlichs-
ten Gewaltb efürworter, sei es im Angriff oder in
Verteidigung, nachdenklich machen in Hinblick
darauf, wem Gewalt letztlich nützt.

Die Alternative: Ziviler Ungehorsam

So dann hab e ich b ei Diskussionen mit gewalt-
b ereiten Grupen immer wieder das Argument ge-
hört: »Wenn wir auf Gewalt verzichten, sind wir
do ch der Gewalt de s Staate s hilflo s au sgeliefert.
D as D emonstrationsrecht wird Schritt für Schritt
durch Auflagen und polizeiliche Maßnahmen ein-
ge schränkt. Letzten Endes stellen uns die Herr-
schenden mit dem, was vom D emonstrationsrecht
übrig geblieb en ist, eine Spielwie se zur Verfügung,
auf der die politische Oppo sition sich austob en
darf, während sie nach der zynischen D evise han-
deln : »Ihr dürft demonstrieren, ab er wir regieren ! «
− Meine Antwort darauf lautet: E s gibt b ei weitem
wirksamere und b e ssere Methoden, um die Grund-
rechte und die D emokratie in unserem Land zu ver-
teidigen und soziale Gerechtigkeit zu erkämpfen .
E s sind das die Metho den der gewaltfreien Aktion,
die sich keine swegs bloß auf die legale » Spielwiese«
b eschränken, sondern in Ge stalt des zivilen Unge-
horsams (Verkehrsblo ckaden, Go ins und symb oli-
scher S achb e schädigung) bewusst gegen Gesetze
verstoßen, allerdings mit der Einschränkung, dass
dab ei keine Personen verletzt o der gefährdet wer-
den dürfen und die Akteure b ereit sein müssen,
sich zu ihrer Tat zu b ekennen und die Konsequen-

zen zu tragen . Ich kann auf diese Metho den im Rah-
men dieses Artikels nicht näher eingehen . Soviel
scheint mir j edo ch gewiss : Sie sind nicht nur b e sser
als die Gewalt, sie sind allein zielführend , sofern
das Ziel darin b e steht, die Grundrechte und die De-
mokratie zu verteidigen .

Wer b eispielsweise das Grundrecht auf freie
Versammlung (Art. 8 GG) mit Gewalt verteidigen
will, trägt zu seiner Zerstörung b ei, denn die se s
Grundrecht schützt nun mal nur die friedliche und
waffenlo se Versammlung . Wer das Grundrecht
wirklich verteidigen will, muss e s folglich gleicher-
maßen gegen diej enigen, die es unter dem Vor-
wand der Sicherheit au shöhlen, wie gegen diej eni-
gen, die es mit Gewalt schützen wollen, verteidi-
gen .

D em Vorwurf, wer sich gegen Gewalt und ihre
provokativen Vorformen b ei D emonstrationen
ausspreche , sp alte die B ewegung und diene damit
den Interessen der Herrschenden, würde ich mit
Gelassenheit b egegnen, denn er ist grundfalsch .
Niemand , wirklich niemand soll von D emonstra-
tionen o der aus der Widerstandstandsb ewegung
ausgeschlo ssen werden . Was ausgeschlo ssen wer-
den soll, sind Gewalt und ihre provokativen Vorfor-
men . Gewaltfreie und »militante« Aktionsformen
gehen nun mal nicht zusammen, so wenig wie Feu-
er und Wasser. Ich setze das Wort »militant« b e-
wusst in Anführungszeichen, denn die gewaltfrei-
en Aktionsformen sind nicht weniger kämpferisch
= militant wie die gewaltsamen .

»Gewaltfreie Eingreifgruppen«

Kehren wir noch einmal zur Ausgangsfrage zu-
rück: Wie soll sich die Friedensb ewegung zu ge-
waltb ereiten Gruppen verhalten? − Ich rate von der
Teilnahme an D emonstrationen ab , b ei denen die
Organisation erkennb ar in der Hand von Gruppen
liegt, die Gewalt als Mittel de s politischen Kampfe s
nicht ausschließen . Ich rate auch von der Teilnah-
me an D emonstrationen ab , zu denen ein »breite s
Aktionsbündnis« aufruft, das in der Frage der Akti-
onsmetho den keine klare Po sition b ezieht. Ich b e-
fürworte j edo ch entschieden gewaltfreie D e-
monstrationen und Aktionen, denn die Grund-
rechte und die D emokratie in der Bunde srepublik
zu verteidigen ist nötiger denn j e .

Mein Votum b edeutet keine swegs , dass wir uns
mit der Rolle de s Zuschauers b egnügen, wenn der
grüne und der schwarze Blo ck sich Straßen-
schlachten liefern . Ich plädiere vielmehr dafür , ei-
ne »gewaltfreie Eingreifgruppe« zu bilden, die sich
sorgfältig auf den Einsatz b ei D emonstrationen
vorb ereitet, um eine E skalation der Gewalt zu ver-
hindern . D o ch das steht auf einem anderen Blatt.

Dr. Wolfgang Sternstein ist Friedensforscher und

Mitglied des Versöh n ungsbundes.
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Titelgeschich te der DFG-VK-Zeitschrift »Zivil-
Courage« Nr. 2/2009; Autor: Stefan Philipp

Die D emonstration in Straßburg war ein D esaster -
für die Friedensbewegung und die D elegitimie-
rung de s Nato-Kriegsbündnisse s . Grund genug, die
Diskussion darüb er, wie und mit wem in Zukunft
demonstriert werden soll, intensiv zu führen - und
klare Entscheidungen zu treffen : Keine − weil fal-
sche − Solidarität mit Gewalttätern !

Nicht nur die Nato feierte Geburtstag. Zwei Wo-
chen vor dem Nato-Gipfel in Straßburg, Kehl und
B aden-B aden b eging der Bund für Soziale Verteidi-
gung, in dem auch die DFG-VK Mitglied ist, sein
2 0-j ähriges B e stehen . D er Gründungsvorsitzende
Theo Eb ert hielt unter der Üb erschrift »Gewaltfrei
und demokratisch« den Fe stvortrag, in dem er sich
au sführlich mit Herkunft und Zukunft de s B SV b e-
schäftigte . D ab ei kam der »Vater der sozialen Vertei-
digung in D eutschland« auch auf die b evorstehen-
den Anti-Nato-Proteste zu sprechen :

»Wenn man sich nach den p azifistischen Alter-
nativkonzepten zur Nato umsieht, findet man we-
nig Konstruktives . In dem Aufruf, der zu Aktionen
gegen das 60-j ährige Jubiläum der Nato auffordert,
ist man sich nur in den Negationen, nicht ab er in
den Po sitionen einig. D as ist auch kein Wunder,
wenn man auf das S ammelsurium der Unterzeich-
ner achtet. B ei einigen Organisationen gruselt e s
mir. «

Nach dem 4 . April hat das Gru seln viele andere
erfasst. Nach massiven Gewalttaten der b eiden
» schwarzen Blö cke« − auf Seite der Polizei und der
der D emonstranten; Opfer beider: friedliche D e-
mo-Teilnehmer − stellt sich für die Friedensb ewe-
gung die Frage : Wie und mit wem will sie zukünftig
demonstrieren?

D as intensive Nachdenken darüb er hat b ereits
begonnen und es kursieren zahlreiche kluge und
inhaltlich gute Papiere aus verschiedenen Spekt-
ren . Klar scheint danach zu sein : E s reicht nicht
mehr aus , eine Verständigung üb er das Ziel einer
gemeinsamen Aktion in einem Bündnis zu finden,
mindestens genau so wichtig ist der Konsens darü-
ber, wie dieses Ziel erreicht werden soll .

Die se Disku ssionsp apiere sollen hier nicht re-
feriert werden − j ede und j eder kann sie nachlesen,
z . B . unter www. zc-online . de/nato-auswertung. An
die ser Stelle sollen einige Aspekte au s DFG-VK-spe-
zifischer Sicht thematisiert werden; orientiert also
an der Gewaltfreiheit und am Programm der DFG-
VK, das davon ausgeht, dass der »politische Pazifis-
mus kein spezifische s politische s o der soziale s Sys-
tem« prop agiert, » ab er als entscheidende Kriterien
für die Fortentwicklung von Politik und Gesell-
schaft die Durchsetzung der Menschenrechte , die
innergesellschaftliche Toleranz und den Schutz
von Minderheiten sowie den Abb au struktureller

Gewalt« erkennt, wozu »eine maximale B eteiligung
aller an politischen Entscheidungen und die umfas-
sende D emokratisierung politischer Strukturen«
gehören .

Wenn die Friedensb ewegung (o der auch ande-
re B ewegungen o der Gruppen) zu einer »D emo«
aufruft, was will sie damit? Sie will auf etwas hin-
weisen, etwas zeigen, etwas darlegen, etwas b ewei-
sen − ganz im Sinne des lateinischen Verb s demon-
strare , o der, wie e s der Duden be schreibt, » seine
Einstellung für o der gegen etwas in auffälliger Wei-
se öffentlich zu erkennen geb en« . D as scheint uns
eine selb stverständliche Ausdrucksform zu sein,
ein unzweifelhafte s Recht.

D ass e s das nicht ist, zeigt der Blick in totalitäre
Staaten . Die als Grundrechte garantierte und ge-
schützte Meinungs- und Versammlungsfreiheit ist
auch eine Konsequenz aus der NS-Diktatur, was
nicht geringge schätzt und kampflo s aufgegeb en
werden sollte . Egal, wie man zum Staat Bundesre-
publik D eutschland steht − und e s be steht wohl Ei-
nigkeit in der Friedensb ewegung, dass sie b ei allen
Missständen und aller Kritik j edenfalls kein dikta-
torischer, totalitärer Staat ist − , wäre e s fahrlässig
und dumm, die staatlichen Vertreter aus ihrer Ver-
pflichtung zu entlassen, sich an ihre eigene Ge-
schäftsgrundlage zu halten . Die se ist im Wesentli-
chen, dass » Ge setzgebung, vollziehende Gewalt
und Rechtsprechung« an das Recht j edes Einzelnen
auf freie Meinungsäußerung, das Recht »aller D eut-
schen, sich ohne Anmeldung o der Erlaubnis fried-
lich und ohne Waffen zu versammeln« sowie die an-
deren Grundrechte »als unmittelb ar geltende s
Recht gebunden« sind .

Freilich: »Für Versammlungen unter freiem
Himmel« b estimmt Artikel 8 Ab satz 2 de s Grundge-
setzes , dass das Versammlungsrecht »b eschränkt«
werden kann . Diese B eschränkungen dürfen ab er
ganz sicher nicht so weit gehen, dass vom D emonst-
rationsrecht nichts mehr übrig blieb e . D er Artikel
von Monty Schädel auf Seite 1 2 dieses Hefts schil-
dert die Auflagen, die für die D emons trationen in
B aden-B aden und Kehl verfügt wurden . Sie ma-
chen deutlich, dass damit die »freie Meinungsäuße-
rung« unter »freiem Himmel« exze ssiv b e-, wenn
nicht gar verhindert werden sollte . Nach dem Geist
die ser Re striktionen sollte man wohl schweigend ,
im Schritttempo und nackt demonstrieren (was
dann ab er wohl wegen »Erregung öffentlichen Är-
gernisses« wiederum verb oten würde) . D as Land
B aden-Württemb erg, nach de ssen Versammlungs-
gesetz die Rahmenb edingungen der D emo s gere-
gelt wurden, probiert hier etwas , womit B ayern vor
dem Bunde sverfassungsgesetz b ereits Schiffbruch
erlitten hat. D ass eine Klage gegen die Auflagen
erst in Monaten entschieden würde , ist natürlich
Kalkül . Warum ab er hab en die Veranstalter nicht
wenigstens versucht, einstweilige Anordnungen
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gegen einzelne o der alle Auflagen zu erwirken?
D ass das Bunde sverfassungsgericht dem D e-

monstrationsrecht einen hohen Stellenwert b ei-
misst, ist seit der b erühmten Brokdorf-Entschei-
dung von 1 9 8 5 b ekannt. D ort heißt es u . a. : »D as
Recht de s Bürgers , durch Ausübung der Versamm-
lungsfreiheit aktiv am politischen Meinungsbil-
dungsproze ss und Willenbildungsprozess teilzu-
nehmen, gehört zu den unentbehrlichen Funkti-
onselementen eine s demokratischen Gemeinwe-
sens . Die se grundlegende B edeutung de s Freiheits-
rechts ist vom Gesetzgeb er b eim Erlass grund-
rechtsbe schränkender Vorschriften sowie bei de-
ren Auslegung und Anwendung durch B ehörden
und Gerichte zu b eachten . « Und weiter : »Die staatli-
chen B ehörden sind gehalten, nach dem Vorbild
friedlich verlaufender Großdemonstrationen ver-
sammlungsfreundlich zu verfahren und nicht ohne
zureichenden Grund hinter b ewährten Erfahrun-
gen zurückzubleib en . Je mehr die Veranstalter ih-
rerseits zu vertrauensbildenden Maßnahmen o der
zu einer demonstrationsfreundlichen Ko operati-
on b ereit sind , de sto höher rückt die Schwelle für
b ehördliches Eingreifen wegen Gefährdung der öf-
fentlichen Sicherheit. «

Mit einer solchen Kooperation ist sicherlich ein
hö chst problematischer B ereich ange spro chen,
stellt sie do ch die Frage , welche Po sition die Frie-
densb ewegung zum bunde sdeutschen Staat b ezie-
hen will .

D er DFG-VK-Bunde sge schäftsführer Monty
Schädel hat eine umfangreiche Erfahrung in der
Organisation von D emonstrationen und Protestak-
tionen . B ereits vor zwei Jahren war er b ei allen Ver-
handlungen mit den B ehörden wegen der glob ali-
sierungskritischen Prote ste gegen den G8-Gipfel
in Heiligendamm b eteiligt, eb enso wie nun in der
Vorb ereitung der Anti-Nato-Prote ste .

In einer ersten Auswertung kam er Mitte April
zu dieser Einschätzung: »Wer heute noch an eine
Partnerschaft mit einer B ehörde o der der Polizei
glaubt, egal ob sie in Anzug und Hemd , der dunkel-
blauen o der schwarzen Kampfuniform mit Waffen,
Schild und Helm o der ab er mit bunten We sten als
Konfliktmanager daherkommen, sollte sich au s ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzungen heraus hal-
ten . « Die B ereitschaft zu einer Ko operation − die se
hatte das Bunde sverfassungsgericht in seinem
Brokdorf-Urteil von b eiden Seiten verlangt − ver-
mo chte er nicht zu erkennen, sondern sieht ein Sys-
tem »gegen uns zur Durchsetzung der Regierungs-
politik aus Krieg, Militarisierung der Ge sellschaft,
Abb au von Grund- und Freiheitsrechten, Minimie-
rung sozialer Rechte und Kriminalisierung dage-
gen gerichteter B ewegung . « Die se s wirke unabhän-
gig vom Willen einzelner Akteure der Gegenseite ,
von denen e s einige geb en mag, die zu einer Part-
nerschaft b ereit wären .

Peter Strutynski, Sprecher de s Bundesau s-
schusse s Friedensratschlag hat in seinen Üb erle-

gungen »Wie weiter nach Strasb ourg?« formuliert,
dass die Friedensb ewegung »b ekanntlich vor allem
darauf« setzt, sich »in der Öffentlichkeit verständ-
lich zu machen . Nur so sind Veränderungen in den
Köpfen der Menschen, in den ge sellschaftlichen
, Großgruppen‘ (z . B . Gewerkschaften, Kirchen)
und schließlich auch im p arlamentarischen B e-
reich zu erzielen . « Richtig, und deshalb : So wenig
man sich als Gewaltfreier von so genannten Mili-
tanten vorzuwerfen lassen braucht, man sei naiv
(weil man weiß , dass die gewaltb efürwortende
und -ausüb ende Militanz genau das hervorruft, au s-
übt und b ewirkt, was sie b ekämpfen will) , sollte
man in ein Schwarz-weiß-denken verfallen .

Niemand kann Monty Schädel seine Erfahrun-
gen ab sprechen . Aber in seinem eigenen Auswer-
tungsp apier wirbt er im Blick auf die notwendige
Aufarb eitung dafür, »dass nicht alle subj ektiven
Eindrücke generalisiert werden können . « In der
Tendenz hat er sicherlich Recht, aber wo waren im
Vorfeld o der auch kontinuierlich die Kontakte zu
den D GB-Kollegen der Gewerkschaft der Polizei?
Sicherlich kein einfacher Kontakt, zumal dann,
wenn man vom GdP-Vorsitzenden Freib erg in sei-
ner Presseerklärung vom 4 . April le sen muss , dass
er den »Polizeieinsatz auf deutscher Seite des Nato-
Gipfels« als »vorbildlich« b e schreibt. D enno ch ein
zwar schwieriger, aber unerlässlicher Kontakt.

O der wo war im Vorfeld das Ge spräch mit der
FDP, die in B aden-Württemberg an der Regierung
b eteiligt ist? Sicherlich auch schwierig und müh-
sam, ab er e s gibt in die ser neolib eralen FDP auch ei-
nen bürgerrechtlichen Flügel . Trägt z . B . der unein-
ge schränkt b eide Maximen mit, wie sie der hö chste
Verantwortliche für den Polizeieinsatz, der Leiten-
de Kriminaldirektor und Leiter der Landespolizei-
direktion Freiburg, B ernhard Rotzinger, vorgege-
b en hat : »D ie Sicherheit der Staatsgäste und aller
D elegationsteilnehmer muss j ederzeit gewährleis-
tet sein . D er störungsfreie Verlauf aller Veranstal-
tungen einschließlich der Rahmenprogramme hat
oberste polizeiliche Priorität. « D er erste S atz
scheint minde stens nachvollziehb ar, der zweite ist
aus grundrechtlicher Sicht schlicht falsch: Auch
Staatsgäste und ihr Gefolge hab en es in einer D e-
mokratie auszuhalten, sich durch friedlichen Pro-
test »gestört« zu fühlen . D as wird j eder grund-
rechtsliberale FDPler unterschreib en können .

D as Streb en nach »Veränderungen in den Köp-
fen der Menschen« hin auf eine gewaltfreie Orien-
tierung und mit menschenrechtlich orientierter
Perspektive führt direkt zu der Frage nach den
Bündnisp artnern der DFG-VK.

Versteht man Gewaltfreiheit im Gandhi' schen
Sinne als aktive s Tun, für das b ewusst auch Nachtei-
le in Kauf genommen wird , das stets offen agiert
und die volle Verantwortung dafür übernimmt, das
das Leb en, die Integrität und die Würde des Kontra-
henten unter allen Umständen re spektiert, dann
wäre das ein sehr hoher Anspruch, der den Kreis
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möglicher Bündnisp artner massiv b e schränken
würde . (Und fraglich wäre im Übrigen, ob ein sol-
che s Verständnis üb erhaupt von allen DFG-VK-Mit-
gliedern geteilt würde .) Unstrittig in der DFG-VK
dürfte ab er sein, dass Aktionen so angelegt und
durchgeführt werden müssen, dass sie friedlich,
gewaltlo s und die Verletzung anderer Menschen
au sschließend sind . Die Üb ertretung von Gesetzen
wäre damit grundsätzlich nicht ausgeschlo ssen,
die Au sübung zivilen Ungehorsams wäre vielmehr
B e standteil dieses Verständnisses . Gleichzeitig wä-
re ab er auch die Trennlinie eindeutig fixiert : D er
kategorische Ausschlu ss menschenverletzender
Gewalt. D afür braucht sich eine Organisation wie
die DFG-VK nicht zu rechtfertigen, dafür muss sich
kein DFG-VK-Mitglied entschuldigen . D em Vor-
wurf der » Sp altung« (der Friedensb ewegung) wür-
de man b egegnen mit: »Ja ! Genau die se wollen wir −
an der Frage der menschenverletzenden Gewalt.
Wer mit uns gemeinsam eine Aktion machen will,
der muss sich dafür auf die se B edingung einlassen .
Wer an einer unserer Aktionen teilnehmen will,
der muss diese Voraussetzung in seinem Handeln
erfüllen . Keine Organisation und keine Einzelper-
son wird gezwungen, mit uns zusammenarb eiten,
an unseren Aktionen teilzunehmen . « Für PazifistIn-
nen heiligt der Zweck die Mittel nicht, im Gegenteil
bilden ihre Methoden das angestrebte Ziel b ereits
ab .

Was hat den Erfolg der O stermarsch-B ewegung
der 1 9 60-er Jahre ausgemacht, die ein Umdenken
im »kalten Krieg« mit angestoßen hat, den Wahn-
sinn der atomaren Ab schreckung für zunehmend
mehr Menschen deutlich gemacht hat, die Ent-
wicklung der Kriegsdienstverweigerung zu einer
M assenb ewegung mit b efördert hat? Ihre klare Ab-
sage an Gewalt.

Was hat den Erfolg der Friedensb ewegung ge-
gen die Aufstellung neuer atomarer Raketen in den
1 9 8 0-er Jahren mit der Teilnahme Hundertausen-
der an D emonstrationen und Tau sender an Blocka-
de-Aktionen und der Zustimmung von Millionen zu
ihren Forderungen bewirkt? Ihre friedliche Orien-
tierung, ihre gewaltlo sen Aktionsformen .

E s ist ein Märchen zu glauben, man könnte die
Meinungsführerschaft als Friedensb ewegung in
der B evölkerung gewinnen, wenn man gewaltför-
mige Metho den nicht klar ausschließen, Zweifel an
der friedlichen Orientierung zulassen würde .

Was aber ist mit den Agents Provo cateurs , von
denen man weiß , dass e s sie gab und gibt, dass sie
wohl auch in Straßburg »zum Einsatz« kamen?
D enn natürlich konnten die Staats- und Regie-
rungschefs der in Straßburg versammelten Nato-
Mitglieder nichts dringender brauchen als die B il-
der Steine werfender D emonstranten, vermumm-
ter Gewalttäter, brennender Geb äude . Nichts hätte
die Legitmation ihrer Kriegspolitik stärker in Frage
gestellt und die faktische B e setzung einer ganzen
Region und die Verhängung des Ausnahmezu-

stands üb er ihn stärker deutlich gemacht als Zehn-
tausende , die friedlich und selb stb ewusst ihr Ge-
sicht zeigend ihre Ablehnung der Nato b ekundet
hätten und von einer eb enso großen p aramilitäri-
schen Polizeitruppe b edroht und angegriffen wor-
den wären . Insofern kann man davon ausgehen,
dass es in Straßburg staatliche gelenkte Provoka-
teure gab , die gemeinsam mit nichtstaatlichen Ge-
walttätern die Tausende friedlicher D emonstran-
tInnen faktisch in Geiselhaft genommen und deren
Anliegen de savouiert haben .

Was also tun mit den Agents Provo cateurs?
Wenn eine Aktion eindeutig als friedlich und ge-
waltlo s angelegt und die Teilnahme daran mit dem
Einverständnis die ser B edingung verbunden wäre ,
dann würden die nichtstaatlichen Steinewerfer
nicht kommen . Jeder, der zur Gewaltanwendung
aufstachelt, der selb st welche ausübt, wäre ein
staatlich entsandter Agent Provo cateur − und könn-
te b edenkenlo s seinen eigenen Leuten übergeb en
werden . D as wäre im Übrigen auch keine »Zusam-
menarb eit mit der Polizei« , wie sie von anarcho-p a-
zifistischer Seite abgelehnt würde . Im Gegenteil
würde die Zusammenarb eit do ch genau darin b e-
stehen, Agents Provocateurs den Schutz der eige-
nen Leute zu bieten und sie dort ihren Auftrag aus-
führen zu lassen .

Nun führt die Friedensbewegung b ei ihren D e-
monstrationen keine Zugangskontrollen durch .
Weder könnte sie das , noch sollte sie das tun . Die
Veranstalter können sich ab er darum kümmern, in-
struierte und vorbereitete Ordner zu stellen . Ord-
ner braucht sie ohnehin, weil das regelmäßig eine
b ehördliche Auflage ist. D ann würde es nicht wie
b ei der D emonstration in Kehl p assieren, dass j ede
und j eder, die/der nicht ausdrücklich »Nein« ge sagt
hat, eine Ordnerbinde in die Hand gedrückt b e-
kam, ohne dass sie/er die blasseste Ahnung gehabt
hätte , wie sie/er sich in welchem Fall zu verhalten
hätte o der wie sie/er z . B . Kontakt zur D emoleitung
hätte herstellen können .

Was sich b ei gewaltfreien Aktionen mit dem B e-
zugsgruppensystem als sehr po sitiv bewährt hat,
könnte in mo difizierter Form auch b ei D emonstra-
tionen praktiziert werden . Gerade eine Organisati-
on wie die DFG-VK mit ihrer Mitgliederstruktur
könnte dab ei hilfreich sein . B ei der D emonstration
in Kehl waren einige Dutzend DFG-VK-Mitglieder
dab ei . Diese in 3-er Gruppen und au sge stattet mit
den Handynummern der anderen über die D emo
verteilt. . .

Wahrscheinlich wäre e s klug gewesen, solche
und weitere Fragen schon nach den Gewalttaten
au s der D emo heraus im Ro sto cker Stadthafen an-
lässlich der Prote ste gegen den G8-Gipfel in Heili-
gendamm vor zwei Jahren gründlich zu diskutie-
ren und klare Entscheidungen zu treffen . Vielleicht
wäre e s dann gar nicht zu den »gru seligen« Szenen
in Straßburg gekommen? Sp ätestens aber j etzt soll-
te man das tun !
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Peter Strutynski (Sprecher des Bundesaus-
schusses Friedensratschlag): Wie weiter nach
Strasbourg? (veröffentlicht unter: www. uni-kas-
sel . de/fb 5/frieden/themen/NATO/60/strutynski2

.htm)

Die Proteste gegen den Nato-Jubiläumsgipfel in B a-
den-B aden und Strasb ourg sind sowohl in der Bun-
de srepublik als auch in Europ a von langer Hand
vorb ereitet worden . E s fanden zahlreiche Ko ordi-
nierungstreffen und Konferenzen in Frankfurt,
Stuttgart, Brüssel, Paris und Strasb ourg statt, der
umfangreiche E-Mail-Verkehr und die Telefonkon-
ferenzen zur schnellen Verständigung üb er auftre-
tende Streitpunkte können zahlenmäßig gar nicht
mehr erfasst werden . All das überstieg die Möglich-
keiten ehrenamtlicher »Friedensarb eiter/innen« ,
so dass sich no ch mehr Last bei den wenigen
»Hauptamtlichen« auftürmte , die zuletzt buchstäb-
lich rund um die Uhr im Einsatz waren . Hinzu kom-
men die zahlreichen Veranstaltungen, welche die
b eteiligten Organisationen (üb er 60 0 , die den in-
ternationalen Appell europ aweit unterzeichnet ha-
b en) und viele lokale Initiativen zur Mobilisierung
im Vorfeld des Gipfels durchgeführt hab en . Ge-
messen an dem enormen Aufwand waren die Er-
gebnisse nicht zufrieden stellend . Unsere auf zwei
Tage ange setzte und konzeptionell gut durchdach-
te Konferenz litt zumindest am zweiten Tag an ei-
nem dramatischen Teilnehmerschwund − obwohl
durchaus no ch prominente Rednerinnen und Red-
ner angekündigt gewe sen waren . D enno ch war die
Ab schlussdiskussion, die b ereits die Vorgänge um
die Großdemonstration mit reflektierte , außeror-
dentlich wichtig. Die D emonstrationen in B aden-
B aden litten an geringen Teilnehmerzahlen, die
große Ab schlussdemonstration in Strasbourg litt
vor allem unter ihren gewaltsamen B egleitumstän-
den . Wenn tausende und ab ertausende D emonst-
ranten − vornehmlich aus Frankreich und D eutsch-
land − zu einer großen gemeinsamen Friedensde-
monstration anreisen, die dann von der Repression
der Polizei und der eruptiven Gewalt de s sog.
»Schwarzen Blo cks« buchstäblich erstickt wird ,
dann ist das nicht nur in hö chstem Grade fru strie-
rend für die D emonstranten, sondern bedarf auch
einigen Nachdenkens üb er den unmittelb aren An-
lass hinaus .

Die auffälligste Erscheinung b ei größeren in-
ternationalen Protesten und D emonstrationen ist
ihre zunehmende Gleichartigkeit. Ob e s gegen ei-
nen G8-o der G2 0-Gipfel geht o der ob gegen die
Nato demonstriert wird : E s sind zu einem gewissen
Teil die selben Akteure und es sind vor allem auch
dieselb en Parolen : Kaum eine Großdemo , b ei der
dem Kapitalismus nicht endgültig das Handwerk
gelegt, zum Kampf gegen die weltb eherrschenden
Transnationalen Konzerne und B anken aufgerufen
und der glob ale Widerstand gegen die Regierungs-
politik der führenden Staaten des We stens o der des

»reichen Nordens« organisiert wird . E s soll hier
nicht abge stritten werden, dass all das − wenn e s
denn nur ein wenig differenzierter und präziser b e-
nannt würde − Grund genug wäre , täglich auf die
Straße zu gehen, was do ch allemal b esser ist, als die
Faust nur in der Tasche zu b allen . Die Frage ist ab er,
ob das Themeneinerlei der an sich verschiedenen
Protestb ewegungen − die ihre j e eigenen politi-
schen Ziele , Traditionen, Anhänger und »Symp athi-
santen« haben − dem j eweiligen Protestanliegen
gerecht wird . D avon zu trennen ist die Frage , wa-
rum die Akteure , o der sagen wir b e sser: die das Er-
scheinungsbild prägenden Teile der Akteure bei
den genannten Prote stanlässen so uniform auftre-
ten .

Die Konturen des heutigen Prote stbilde s hab en
sich nicht erst b eim G2 0-Krisengipfel in London
und auch nicht erst beim G8-Gipfel in Heiligen-
damm (2 0 07) herausgebildet, sondern waren
schon b ei früheren Gipfeln erkennb ar, wob ei vor
allem Genua (2 0 0 1 ) sowie die j ährlichen Treffen in
D avo s erwähnenswert sind . Die Parolen werden
immer radikaler, der »schwarze Blo ck« − spiegel-
bildlich zur Polizei − immer martialischer, die Pro-
testdauer immer umfangreicher und die Organisa-
tion de s Prote ste s immer gigantischer. Vor allem in-
ternationale Events sind selten an einem Tag zu ab-
solvieren, so dass C amp s eingerichtet werden mü s-
sen, um den TeilnehmerInnen günstige Übernach-
tungs- und Kommunikationsmöglichkeiten zu bie-
ten . Die C amp s sind einerseits vorzügliche B eispie-
le selb storganisierter und selb stverwalteter Mas-
senquartiere üb erwiegend junger Leute , anderer-
seits können sie ab er auch missbraucht und zweck-
entfremdet werden von Menschen, die ganz ande-
re Ziele verfolgen als die M asse der Camp-B ewoh-
ner. D as Einschleusen ganzer Gruppen von »agents
provo cateurs« ist dann b esonders leicht möglich,
wenn die C amp s eine b e stimmte Größe üb erstei-
gen und die teilnehmenden Gruppen/Organisatio-
nen aus verschiedenen Regionen und Ländern
kommen und sie den Organisatoren nicht bekannt
sind . Wir müssen uns Gedanken darüb er machen,
wie sich dieses Risiko zuminde st vermindern ließe .

B ezüglich de s Nato-Gipfels deuten zahlreiche
Hinweise von Augenzeugen und meine eigene »teil-
nehmende« B eob achtung auf drei kritische Fakto-
ren der e skalierenden Gewalt hin :

1 . Nachdem Frankreichs Staatspräsident die Lo-
sung ausgegeb en hatte , er wolle während de s Nato-
Gipfels keinen D emonstranten in Strasbourg se-
hen, war die Linie der Polizeib ehörden klar: Die
Straßburger Innenstadt sollte weiträumig abgerie-
gelt und die D emonstration in einem menschenlee-
ren Park- und Hafengelände am Stadtrand herum-
geführt werden . Alle Versuche , die ses Diktat auf
dem Verhandlungsweg mit den B ehörden zu umge-
hen, waren vergeblich . Wer das verfassungsmäßige
Recht auf freie Meinungsäußerung und D emonst-
ration in ein Recht umbiegt, menschenleere Natur
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und Hafenanlagen zu » agitieren« , schürt b erechtig-
ten Zorn bei den D emonstranten und provoziert
Widerstand . Eine Form solchen Widerstands hat ei-
ne Gruppe von D emonstranten aus einem C amp in
der Innenstadt mehrere Stunden erfolgreich prak-
tiziert, indem sie die Kreuzung mit dem symbolhaf-
ten Namen Avenue de la Paix/Av. de Vo sge s b e setzt
hielt. Die sie umringende Polizei griff nicht ein . In
einem anderen Fall j edo ch, als mehrere Hundert
Camp-Teilnehmer sich in den frühen Morgenstun-
den einen Weg in die Innenstadt b ahnen wollten,
wurde dieser Versuch von wiederholten massiven
Polizei-Attacken unter Einsatz von Tränengas und
Gummige scho ssen konterkariert. D a staut sich
Wut auf.

2 . Während die Polizei im allgemeinen nicht
lange fackelt, b evor sie gegen »gewaltb ereite« D e-
monstranten vorgeht, hat sie zumindest auf der Eu-
rop abrücke seeelenruhig zuge sehen, wie das län-
gere Zeit nicht mehr b enutzte und entsprechend
maro de Zollhau s von schwarz vermummten Ge-
stalten ange steckt wurde , bis die Rauchwolken
weithin sichtb ar zum Himmel stiegen . Somit war
der − willkommene − Anlass gegeb en, die B rücke
nicht − wie vereinb art − für die Friedensdemonst-
ration freizugeb en . D as Abfackeln de s Geb äude s
lag also durchaus im Intere sse der Polizei − so sehr,
dass sie , wenn e s nicht willfährige »D emonstran-
ten« gegeb en hätte , das auch selb st hätte b e sorgen
können?

3 . Nicht alle s inde ssen lässt sich auf das Konto
der Polizei schieben . Wenn j emand , ohne dazu von
der Polizei o der irgendj emand anderem gezwun-
gen zu sein, Häuser abfackelt − immerhin brannte
ein mehrstö ckiges Hotel fast vollständig aus und
auch eine Apotheke wurde Opfer der Flammen − ,
Bushaltestellen zerstört und massenhaft Steine −
und zwar keine kleinen − im Vorwärtsgehen gegen
Polizeiketten wirft, dann ist das weder Selb stvertei-
digung no ch sind das symb olhafte Aktionen, son-
dern e s ist reine Zerstörungswut, die zudem Leib
und Leb en der Friedensdemonstranten gefährdet.
Von der Polizei eingekesselt zu werden, ist das eine .
Aus dem Kessel heraus − in dem sich mehrere Tau-
send D emonstranten b efanden − Angriffe auf die
Polizei zu starten, ist sozial zutiefst verantwor-
tungslo s und e s grenzt fast an ein Wunder, dass
nicht no ch mehr p assiert ist. Blau äugig, wenn nicht
verantwortungslo s war auch der Appell von der
Kundgebungsbühne herab , dass sich b ei der D e-
monstration alle Teile der Prote stierer, also auch
der » Schwarze Blo ck« vermischen sollten . Für Dia-
na Johnstone ist e s geradezu ein Grundprinzip
friedlicher D emonstrationen, sich nicht mit denj e-
nigen, die »obj ektiv« das Geschäft der anderen Seite
be sorgen, gemein zu machen : »E s darf keine Vermi-
schung mit dem Sch warzen Block o der anderen
Gruppen mehr geb en, die genau die Schwierigkei-
ten machen, die von der Polizei gewünscht wer-
den . «

In den sozialen B ewegungen spricht man nicht
so gern üb er den » Schwarzen Blo ck« . Einmal weil e s
ihn als »Blo ck« tatsächlich nicht gibt, zum anderen
weil die schwarze Kluft inklusive der Kapuzenpul-
lis keine swegs zum exklusiven äußeren Erken-
nungszeichen »gewaltb ereiter Chaoten« (B ehör-
denslang) gehört. Die Sprachlo sigkeit der B ewe-
gungen geht ab er no ch weiter: E s wird nicht gern
gesehen, wenn Gewalttäter (egal aus welchem
»Blo ck«) auf Seiten der D emonstranten für ihr Tun
verantwortlich gemacht o der gar grundsätzlich kri-
tisiert werden . Man wolle sich j a nicht »auseinan-
derdividieren« o der gar » sp alten« lassen . Stattdes-
sen ist man eher geneigt, Verständnis zu zeigen
o der Entschuldigungen derart vorzubringen, wo-
nach die Gewalt von Seiten des »Schwarzen Blo cks«
ursächlich ausschließlich auf das brutale Vorgehen
der Staatsgewalt zurückzuführen sei und somit als
eine Art Selb stverteidigung legitimiert werden
könne .

Ich muss gestehen, dass ich so viel Toleranz und
Gutwilligkeit nicht aufbringe . Mir schien es j ahre-
langer Konsens in der Friedensb ewegung zu sein,
dass deren D emonstrationen und Aktionen nicht
nur gegen Krieg und Gewalt und für Frieden ein-
standen, sondern dass sie selb st auch auf aus-
schließlich friedliche , gewaltlo se Protestformen
setzten . Dies aus zwei Gründen : Einmal weil Ge-
waltlo sigkeit als generelles Prinzip im Umgang von
Staaten untereinander zu gelten hat (entsprechend
dem in Art. 2 Ab s . 4 UN-Charta formulierten strik-
ten Gewaltverb ot) und demnach auch in den politi-
schen Auseinandersetzungen anderer Eb enen
praktiziert werden soll . Zum anderen weil die Pro-
te stb ewegungen, die in der Regel aus einer Po siti-
on politischer und medialer D efensive heraus agie-
ren, ihre B otschaften anders als friedlich nicht
kommunizieren können . Politische Radikalität ist
keine Frage der Form, sondern eine Frage des In-
halts . Wolfgang Kraushaar hat vor kurzem in einer
B ewegungsanalyse von der »Militanzfalle« ge spro-
chen : »Je gewaltfreier ihre Protestaktionen verlau-
fen, de sto geringer fällt das Echo in der medial b e-
stimmten Öffentlichkeit au s . Und umgekehrt : Je ge-
waltsamer die Prote staktionen ausfallen, de sto
stärker ist ihre öffentliche Resonanz . « (Frankfurter
Rundschau , 04 . 04 . 2 0 09 .) War nicht das Medien-
echo auf die Gewalt in Strasb ourg und die geringe
Re sonanz auf die gewaltlo se Friedensdemo in Kehl
der schlagende B eweis dafür? ! Allerdings , so räumt
Kraushaar ein, ist der »Preis für die Üb erwindung
der Aufmerksamkeitsschwelle« sehr ho ch . D enn
erstens werde durch die mediale Skandalisierung
der Gewaltereignisse von den politischen Inhalten
des Protests abgelenkt, und zweitens zwingt der
Einsatz von Gewalt die B ewegung selb st immer
wieder in interne Sp altungsdisku ssionen .

B eide s ist in der Folge der Straßburger Ereignis-
se ge schehen . D aher ist m . E . eine Rückb esinnung
sowohl auf die sprichwörtliche Friedfertigkeit der
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Friedensb ewegung als auch auf die B e sonderheit
ihrer politischen Themen und Anliegen notwen-
dig . Die Friedensb ewegung muss sich auf ihr eige-
nes Profil b e sinnen . Die s kann Auswirkungen auf
die Konzeption von Bündnispolitik hab en . Ein
»möglichst breites« Bündnis, das bei den Vorb erei-
tungen zu den Nato-Prote sten dem Ko ordinie-
rungskreis vorschwebte , kann auch, so die bittere
Realität, das B ewegungsspektrum verengen . D ann
nämlich, wenn keine klare Grenze zu j enen » auto-
nomen« Zirkeln gezogen wird , die für das Prinzip
der Gewaltlo sigkeit nur ein müde s Lächeln übrig
hab en bzw. ohnehin an verbindlichen Abmachun-
gen kein wirkliche s Intere sse hab en . D ann diktie-
ren nämlich sie das Ge schehen bei den »gemeinsa-
men« Aktionen . Ein solcher Trennungsstrich ist
notwendig unabhängig davon, welche subj ektive
Auffassung die gewaltb ereiten D emonstranten
selb st von ihren Aktionen hab en . Diana Johnstone
stellt die Frage nach den Motiven der »casseurs«
und kommt zu folgender Antwort : »Sind die Ge-
walttäter de s Schwarzen Blo cks von der Polizei ein-
ge setzte Provokateure ? Weil ich dieser Frage nicht
selb st nachgehen kann, lautet meine intuitive Ant-
wort : subj ektiv nein, obj ektiv j a. Sicher können
nicht alle , die schwarze Kapuzen tragen, von der
Polizei (b eauftragt) sein . Die meisten von ihnen
glaub en sicher, gegen den Kapitalismus zu kämp-

fen , wie sie öffentlich verkünden . Ab er obj ektiv lie-
fern sie durch ihr Verhalten der Polizei die Recht-
fertigung für die repre ssiven Maßnahmen, die sie
so enthusiastisch b ekämpfen . « − Diana Johnstone
geht nicht im Einzelnen auf die spezifischen Bünd-
nisbeziehungen und -strukturen der Nato-Gipfel-
gegner ein . Eine Schlussfolgerung aus ihren allge-
meinen Üb erlegungen kann ab er sein, dass es für
die Friedensb ewegung unter Umständen nützli-
cher ist, ihre eigene Strategie und Planung zu ent-
wickeln, ohne den Versuch zu unternehmen, alle
politische Kräfte und »Spektren« einzubeziehen,
auch j ene , die nach Auffassung von Kate Hudson
vom britischen CND (C amp aign for Nucle ar Disar-
mement) »nicht Teil unserer B ewegung« sind (so in
einem E-Mail an das Internationale Vorb ereitungs-
gremium am 6 . April 2 0 09) .

Die Breite eines Bündnisses sollten wir stets in
Zu sammenhang mit der Politik sehen, für die wir
gemeinsam einstehen . Und natürlich auch, in wel-
cher Form das gelingen kann . D ab ei setzen wir b e-
kanntlich vor allem darauf, uns in der Öffentlich-
keit verständlich zu machen . Nur so sind Verände-
rungen in den Köpfen der Menschen, in den ge sell-
schaftlichen »Großgruppen« (z . B . Gewerkschaf-
ten, Kirchen) und schließlich auch im p arlamenta-
rischen B ereich zu erzielen . Die se Po sition, für die
wir gemeinsam stehen, kann dazu führen, dass
nicht alle mitmachen wollen . D amit müssen und
können wir leb en .

B ei der bundesweiten Afghanistan-D emonstra-
tion im Septemb er 2 0 07 hab en einige Friedens-

gruppen sich darüb er b eklagt, dass zu viele rote
Fahnen der Partei der Linken das B ild der D emo ge-
prägt hätten . Die Konsequenz daraus konnte selb st-
verständlich nicht sein, rote Fahnen künftig zu ver-
bieten (zumal man nach wie vor rote Fahnen ein-
fach be sser sieht) , sondern den Anteil von blauen
und regenb ogenfarb enen Friedensfahnen und
grünen o der orangen Fahnen anderer Parteiprove-
nienz zu erhöhen . Und , das mu ss auch einmal ge-
sagt werden : E s darf auch ohne Fahnen demonst-
riert werden . Dies setzt ab er die Wiedergewinnung
der Meinungsführerschaft der Friedensb ewegung
vorau s . Die gibt e s nicht p auschal, sondern immer
nur themenb ezogen . Hinsichtlich de s Afghanistan-
kriegs sind auch heute no ch fast zwei Drittel (64 %)
der B evölkerung der Meinung, dass die Bunde s-
wehr abgezogen werden soll (ARD-D eutschland-
Trend April 2 0 09) . D a hat die Friedensb ewegung
also eine Art Meinungsführerschaft − ab er leider
(noch) nicht die entsprechende » Gefolgschaft«
b eim Straßenprotest. B ezüglich der Nato hab en
wir mit einer anderen politischen Großwetterlage
zu rechnen . Nach einer Umfrage von »Transatlantic
Trends« 2 0 0 8 ergab sich in D eutschland eine Zu-
stimmungsquote von 62 Prozent zur Nato (die Fra-
ge lautete , ob »die Nato no ch immer eine we sentli-
che B edeutung für die Sicherheit des eigenen Lan-
de s« hab e) . Die se Zustimmung war schon einmal −
2 0 07 − mit 5 5 Prozent sogar we sentlich geringer
gewesen; das Ansteigen 2 0 0 8 war offenb ar eine Re-
aktion auf die zunehmenden Sp annungen zwi-
schen Ru ssland und Georgien im Sommer 2 0 0 8 .
D er Augustkrieg, der vom Mainstre am hier zu Lan-
de als ru ssische »Aggression« gegen Georgien kom-
muniziert wurde , könnte die Zu stimmungsfront
zur Nato sogar no ch weiter erhöht hab en .
[ »Transatlantic Trends« ist ein Proj ekt des German
Marshall Fund of the United State s und der Comp a-
gnia di S an Paolo . ]

Gemessen an dem Ziel, die Nato in den Augen
der Öffentlichkeit zu delegitimieren, steht die Frie-
densb ewegung mit ihrer Nato-Kamp agne noch in
den Anfängen . Sich größeren Teilen der B evölke-
rung zuzuwenden und sie auf unsere Seite zu zie-
hen, setzt eine Art »Alphab etisierung« in S achen
Nato voraus . Zu welchem Zweck war seiner Zeit die
Nato gegründet worden . Was war das Ergebnis der
4 0-j ährigen Konfrontation zweier bis an die Zähne
b ewaffneter Militärblö cke ? Warum verschwand
die Nato nicht mit dem Ende ihres Gegners , de s
Warschauer Pakts ? Wozu ist die Nato heute no ch
da? An welchen Kriegen b eteiligt sich die NatoTO ?
Wie teuer kommt die Nato den B evölkerungen der
Mitgliedstaaten zu stehen? Welche Rolle spielen Mi-
litärp akte in der Geschichte ? Auf diese und viele
weitere Fragen müssen profunde Antworten gege-
b en werden . Auch die Friedensforschung sollte
hierzu von der »B ewegung« viel stärker gefordert
werden .

Die Alphabetisierung der B evölkerung in S a-
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chen Nato geht nicht von heute auf morgen, son-
dern wird der Friedensb ewegung eine Menge ge-
duldige Arb eit abverlangen . D er Nato-Gipfel war
die sbezüglich erst ein Anfang − kein sehr glückli-
cher, ab er eb en do ch ein Anfang . Um voranzukom-
men, wird sich die Friedensb ewegung stärker auf
ihre eigene Agenda und auf ihre Adressaten kon-
zentrieren müssen . Und sie wird sich dab ei vor al-
lem auch um jüngere Menschen bemühen müssen .
D enn das muss auch gesagt werden : Die b efanden
sich mehrheitlich nicht unter den »normalen« Frie-
densdemonstranten .

Ulrike Lauben thal und Hans-Peter Rich ter:
Nach Straßburg − Gedanken zur spektren-
übergreifenden Zusammenarbeit

Wir hab en schon einige s erlebt, ab er das war neu :
Zuerst verbieten die B ehörden den D emonstrati-
onszug durch die Innenstadt und schicken die D e-
monstrantInnen in ein abgelegene s Hafenviertel,
dann verhindern sie systematisch die Anreise von
D emonstrantInnen zum Ort der genehmigten D e-
mo , und schließlich be schießen sie diej enigen, die
dort dennoch ankommen, mit Tränengas . Wer zu
einer Blo ckade o der Feldb efreiung geht, b ereitet
sich vor und macht sich üb er Risiken Gedanken; zu
D emo s dagegen gehen viele von uns unvorb ereitet
und unorganisiert. Die meisten von uns sind e s ge-
wohnt, dass eine einfache D emonstration eine un-
gefährliche Art ist, der eigenen politischen Mei-
nung Ausdruck zu geben . D as sollte auch so sein :
Um das D emonstrationsrecht in Anspruch zu neh-
men, sollte mensch weder b esonders mutig no ch
b e sonders erfahren, weder durchtrainiert no ch b e-
sonders stark sein mü ssen .

In Straßburg waren Tausende unterwegs, die
einfach nur friedlich demonstrieren wollten und
nicht darauf vorb ereitet waren, sich die Möglich-
keit dazu erst zu erkämpfen . E s waren eb enfalls
Tausende unterwegs , die b ereit waren, für ihr
Recht zu kämpfen − auch mit Gewalt. Und die damit
der Polizei die Bilder lieferten, die sie brauchte , um
ihr Vorgehen zu rechtfertigen . Diese b eiden Zuta-
ten waren der perfekte Mix für eine Polizei, die das
Ziel hatte , die D emo im Keim zu ersticken . Im Buch
»Unarmed B o dyguards«

1 )

haben Liam Mahoney und
Luis Enrique Eguren 1 9 97 ein Mo dell vorge stellt,
wie sich der politische Raum von AktivistInnen
und Regierungen b emisst. Wir b eziehen uns hier
auf dieses Mo dell und entwickeln e s für die uns hier

interessierenden Fragen
weiter. (Abb . 1 )

Unter allen politischen
Handlungsmöglichkeiten,

die wir hab en, gibt e s sol-

che , die mit für uns akzeptablen Ko sten verbunden
sind , und solche , die mit für uns inakzeptablen Ko s-
ten verbunden sind . Abb . 1 zeigt den Handlungs-
raum von AktivistInnen, die die möglichen Folgen
einer Teilnahme an einer Blo ckade (Möglichkeit
verletzt zu werden, juristische Folgen) als zu ho ch
empfinden, aber b ei einer Teilnahme an einer D e-
mo keine für sie unakzeptablen Folgen zu erwarten
hätten .

D as kann sich ändern : Wenn die Polizei auch
b ei einer friedlichen D emo Tränengas und Schlag-
stö cke einsetzt, dann wer-
den diese AktivistInnen
nicht mehr zu D emo s ge-
hen : Ihr politischer Raum
verkleinert sich (Abb . 2 ) .

Ab er auch die Polizei bzw. die hinter ihr stehen-
de Regierung hat einen politischen Raum, in dem
sie sich b ewegt. Auch sie mu ss abwägen, welche
Handlungen ihrerseits welche (materiellen und
politischen) Folgen hab en . In der Situation in
Straßburg war der politische Druck ho ch; der poli-
tische Preis für eine gelungene Blo ckade des Nato-
Gipfels o der auch nur für eine deutliche B eein-
trächtigung de s Gipfel-Ge schehens durch die D e-
monstrationen wäre enorm ho ch gewesen . Mehr
noch : Eine schlimmere B edrohung als die Blocka-
den mag die Aussicht gewe sen sein, es könnte eine
große , friedliche , sichtb ar von einem breiten ge-
sellschaftlichen Spektrum aus ganz Europ a getra-
gene D emonstration gegen die Nato geben . D em-
entsprechend war die Regierung b ereit, für die
Durchsetzung ihrer Ziele auch Dinge zu tun, die b ei
anderen Gelegenheiten ver-
mieden werden, weil sie ih-
rerseits einen zu hohen po-
litischen Preis hab en . (Abb .
3 )

Und deshalb brauchte die Regierung dringend
Gewalt von Seiten der D emonstrantInnen . Neh-
men wir mal an, es hätte an diesem Tag keinerlei Ge-
walt von Seiten der D emonstrantInnen gegeb en .
Keine Rauchsäulen üb er Hotels , keine zerstörten
Bushäuschen, keine erb o sten AnwohnerInnen,
nicht mal Vermummte . Nehmen wir an, die Polizei
hätte ihr Tränengas und ihre Blendgranaten von
Anfang bis Ende au sschließlich gegen Leute einge-
setzt, die in keinerlei Weise auf diese E skalation ein-
gestiegen wären . D er politische Preis wäre vermut-
lich inakzeptab el hoch gewe sen . Wir werden nie
herausfinden, welche der Gewalttaten von agents
provo cateurs und welche von »echten« D emonst-
rantInnen b egangen wur-
den . Sicher ist : Sie hab en al-
le der Gegenseite gedient.
(Abb . 4)

D as heißt andererseits :
Wir können als AktivistInnen unseren eigenen
Handlungsspielraum erweitern, wenn wir uns auf
eine Strategie der aktiven Gewaltfreiheit fe stlegen .

1 ) D eutscher Titel : Gewaltfrei stören − Gewalt verhindern . D ie Pea-
ce Brigades International . M ahony/ Eguren, Rotpunktverlag,
Zürich 2 0 0 2 , I SBN 3-8 5 8 69-2 4 1 -7
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Wenn von vornherein klar ist, dass wir unsererseits
unter keinen Umständen Gewalt anwenden wer-
den, dann weiß die Gegenseite , dass sie einen ho-

hen Preis zahlen mu ss,
wenn sie uns mit Gewalt an-
greift. (Abb . 5 )

Gewaltfreies Handeln
ist keine Garantie dafür,

dass die Gegenseite eb enfalls keine Gewalt anwen-
det. Ab er gewaltfreies Handeln setzt auf j eden Fall
die (persönliche und politische) Hemmschwelle
für Gewalt herauf und erhöht enorm den politi-
schen Preis dafür.

No chmal kurz zurück zu Abb . 2 : Eine Folge der
Repre ssion ist auch, dass sich mehr und mehr Men-
schen radikalisieren und einen immer höheren
Preis für ihre Rechte zu zahlen b ereit sind . Sie ge-
hen trotz Repression zur D emo , rechnen damit,
dort verletzt o der fe stgenommen zu werden, und
b ereiten sich entsprechend vor. Wenn mit die ser
Radikalisierung eine zunehmende B ereitschaft zur
Gegengewalt einhergeht, dann ist das wiederum
sowohl Motiv als auch Rechtfertigung für weitere
Repre ssion . Wir haben dann den Effekt, dass eine
immer kleiner werdende Gruppe immer radikaler
wird , während immer mehr Menschen sich ganz
zurückziehen − weil sie Angst vor den Folgen ha-

b en und/o der weil sie kei-
nen Anteil an militantem

2)

Widerstand hab en wollen
(Abb . 6) .

Anders b ei den Blo ckaden in Straßburg: Auch
hier waren Leute unterwegs , die ein gewisses Risi-
ko einzugehen b ereit waren und sich darauf gut
vorb ereitet hatten . E s gab zu verschiedenen vor-
hersehb aren Szenarien klare Ab sprachen, die auch
eingehalten wurden . Leute aus verschiedenen
Spektren waren sich einig: Sie würden der Polizei
keinen Vorwand für eine weitere E skalation bieten .
Die Polizei setzte gegen die se friedliche Aktion Trä-
nengas ein, konnte sie ab er denno ch nicht verhin-
dern . Wer wird da keine Lu st b ekommen, das
nächste Mal auch lieb er zur Blo ckade zu gehen als
zur legalen D emo ? Ein Glück für die Polizei, dass es
ausreichend B ilder von gewalttätigen D emons-
trantInnen gab − sonst wäre sie womöglich in Er-
klärungsnot geraten, warum sie friedliche Leute
angreift. In einer E-Mail, die am 1 4 . 4 . 09 üb er den
Newsletter von Gipfelsoli . org verbreitet wurde ,
ruft ein »Stop-Policing-in-the-Movement-Commit-
tee« dazu auf, auf keinen Fall Zeugenaussagen zu
den Ereignissen in Straßburg an das Internationale

Ko ordinierungskomitee (IC C) zu schicken, weil
dies dazu führen könnte , dass Leute aus der Anti-
Nato-B ewegung an die Justiz ausgeliefert werden .
Stattde ssen wird gefordert, eine D eb atte darum zu
führen, wie militante Aktionen als offensiver B e-
standteil des Anti-Nato-Widerstands integriert wer-
den können und was Kriterien und Grenzen für mi-
litante Aktionen sind .

E s fällt uns nicht schwer, uns vorzustellen, was
für Kriterien b ei einem solchen Diskussionspro-
ze ss herauskommen würden : Wir wenden nur Ge-
walt an, wenn die andere Seite angefangen hat; Ge-
walt mu ss verhältnismäßig sein; e s sollen keine Un-
schuldigen getroffen werden . Kurz : Die üblichen
Kriterien dieser Ge sellschaft für Gewalt. D as sind
die Rechtfertigungen für Gefängnisse , für Gewalt
in der Kindererziehung; das sind die Kriterien, mit
denen seit Jahrtau senden Kriege geführt werden .
Gewalt ist eine soziale Verhaltensweise , die subj ek-
tiv aus der Sicht des Täters in aller Regel sinnvoll
und gerechtfertigt erscheint.

Obj ektiv ge sehen ist sie ab er unserer Meinung
nach immer schädlich . Sie mag einen kurzfristigen
Erfolg bringen, ein Vordringen ermöglichen, ein
Gefühl des Triumphs geb en − langfristig schadet
sie der B ewegung. D e shalb ist unsere Antwort auf
die Frage nach Kriterien für militante Aktionen re-
lativ einfach : Wenn »Militanz« bedeutet, dass man
Menschen angreift, direkt o der indem man ihr Ei-
gentum zerstört, dann halten wir alle militanten
Aktionen für falsch. Gewalt schadet uns, egal von
wem sie ausgeht.

Wir sehen schon die au sge streckten Zeigefin-
ger vor uns : »D as ist dogmatisch ! « Ein D ogma ist ein
Glaub enssatz, der nicht mehr hinterfragt werden
darf. Wir lassen uns gerne hinterfragen . Unsere
Überzeugung, dass aktive Gewaltfreiheit der be ste
Weg zu politischer Veränderung ist, ist au s Erfah-
rung und Nachdenken gewachsen, nicht au s reli-
giö ser Überlieferung. Wir hab en hier die strategi-
schen und taktischen Gründe dargelegt, warum
Gewaltfreiheit für eine soziale B ewegung sinnvol-
ler ist als Gewalt. D arüb er hinaus hab en wir ethi-
sche Gründe , uns grundsätzlich gegen Gewalt zu
entscheiden . D arüber diskutieren wir gerne . Unse-
re Erfahrung damit in den letzten Jahren war, dass
Leute die se Diskussion oft gar nicht führen wollen,
weil sie die » Gewaltfrage« für ein von oben aufge-
zwungene s , sp alterische s Kriterium halten . Uns ist
diese Frage nicht von irgendj emandem aufgezwun-
gen; sie ist uns ein Herzensanliegen .

Und Sp altung? E s ist ein wichtiger Grundsatz
gewaltfreien Handelns, zwischen Menschen und
ihrem Verhalten zu unterscheiden . E s gibt keine ge-
waltfreien o der gewalttätigen Menschen, e s gibt
nur gewaltfreie s o der gewalttätige s o der gar kein
Handeln. Wir mö chten nicht darüb er reden, wel-
che Leute die Guten sind und welche die B ö sen,
sondern wie wir es am be sten anstellen, dass wir zu-
sammen die Nato ab schaffen .
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2 ) »Militant« b edeutet eigentlich »kämpferisch« und ist damit ein B e-
griff, der auch auf gewaltfreien Widerstand zutrifft. Im franzö si-
schen Sprachgeb rauch wird »militant« im Sinne von »p olitisch ak-
tiv« geb raucht. Im deutschen Sprachgebrauch wird der B egriff
nach meinem Eindruck als Synonym für »gewaltsam« geb raucht,
insb esondere von linken Gruppen, die selb er Gewalt als Mittel in
der Auseinandersetzung unter b estimmten Umständen als ge-
rechtfertigt sehen, sich ab er nicht mit dem negativ b esetzten B e-
griff » Gewalt« identifizieren mö chten . Wir b enutzen den B egriff
hier in diesem Sinne , au s Respekt vor dem eigenen Sprachge-
brauch die ser Gruppen.
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Wir könnten zusammen eine Menge erreichen .
Ab er j e erfolgreicher wir werden, umso stärker
wird auch der politische Druck, der auf unseren
Gegenüb ern liegt, um so mehr werden sie b ereit
sein, gegen uns aufzufahren . D as wird kein Sp azier-
gang.

Schlu ssfolgerungen : Wenn wir eine andere
Welt wollen, dann werden wir darum kämpfen
müssen . Mit einfachen D emonstrationen, die unge-
stört stattfinden können, wird e s nicht getan sein .
Straßburg könnte ein Vorge schmack gewesen sein
auf das , was uns erwartet, wenn wir es schaffen,
uns erfolgreich zu organisieren .

Aktive Gewaltfreiheit ist ein wichtiger Schlüs-
sel zur Veränderung. D as Wort »Gewaltfreiheit« ist
eine unzureichende Üb ersetzung des von Gandhi
geschöpften S anskrit-Wortes » S atyagraha« : E s b e-
deutet mehr als den Verzicht auf Gewalt. Gewalt-
freie s Handeln bedeutet, einerseits deutlich einzu-
stehen für unsere Forderungen, am Ort des Ge-
schehens zu sein, uns zu zeigen, ggf. auch Nachteile
in Kauf zu nehmen; andererseits ganz klar die Men-
schenrechte unserer GegnerInnen zu achten, Ver-
trauen aufzub auen, in unserer Utopie einen Platz
für unsere GegnerInnen mit zu denken und sie die s
wissen zu lassen .

3 )

Aktive Gewaltfreiheit kann nicht funktionie-
ren, wenn sie mit gewaltsamen Formen des Wider-
stands zu sammen angewandt wird o der wenn die-
se auch nur angedroht werden . D as Militär sucht
die Zu sammenarbeit mit zivilen Proj ekten, um sich
tiefer in der Ge sellschaft zu verankern; D emonst-
rantInnen, die militante Aktionen durchführen, su-
chen die Zu sammenarbeit mit AktivistInnen, die
gewaltfrei agieren, weil ihnen das Schutz und eine
breitere gesellschaftliche Verankerung gibt. In b ei-
den Fällen profitieren diej enigen, die mit Gewalt
agieren . In b eiden Fällen wird es unmöglich, glaub-
würdig aktive Gewaltfreiheit zu praktizieren .

In Heiligendamm und in Straßburg, auch 2 0 07
bei uns in der Kyritz-Ruppiner Heide gab e s gute Er-
fahrungen mit spektrenübergreifenden Aktionen,
bei denen vorab ausführlich miteinander geredet
wurde und bei denen klar vereinb art wurde , dass
sich die AktivistInnen auf keinerlei E skalation ein-
lassen . Unter solchen Voraussetzungen kann es gut
funktionieren, dass Menschen, die sich aus prinzi-
piellen Gründen für Gewaltfreiheit entschieden
hab en, mit Menschen zusammen Aktionen ma-
chen, die sich lediglich für diese eine Aktion au s
eher taktischen Gründen auf ein Handeln ohne Ge-
walt fe stgelegt haben .

Wir sind skeptisch , ob eine Großdemo eine Si-
tuation ist, für die man solche Ab sprachen mit allen
B eteiligten treffen kann . In Ro sto ck gab e s Ab spra-
chen, die gut klangen . Ab er ein Teil der D emoteil-
nehmerInnen fühlte sich daran nicht gebunden,

ein anderer Teil fand e s selb stverständlich, dass die
Ab sprachen nicht mehr gelten, wenn die D emo an-
gegriffen wird . In Straßburg gab e s durchaus Pla-
nungen, wie damit umgegangen werden sollte ,
dass die Polizei den Weg in die Innenstadt versper-
ren würde . Aber damit, dass die Polizei schon den
Weg zur Auftaktkundgebung sperren würde , hatte
wohl niemand gerechnet. D as Polizeiverhalten war
hier dermaßen unglaublich, dass die vorher üb er-
legten Szenario s nicht mehr p assten .

So etwas kann uns no ch öfter p assieren, wenn
sich die sozialen Konflikte weiter zuspitzen und
der Krieg nach innen mit immer härteren Mitteln
geführt wird . In solchen Situ ationen mö chten wir
weder Kollateralschäden zwischen Polizei und Mi-
litanten, no ch Schutzschild für Letztere sein, und
wir mö chten uns eigentlich auch in einer solchen
Situ ation nicht mit dem Versuch b eschäftigen, un-
sere MitdemonstrantInnen vom Steine schmeißen
und B randstiften abzuhalten .

Vielleicht sollten wir die spektrenüb ergreifen-
de Ko operation auf gut vorb ereitete Aktionen zivi-
len Ungehorsams b egrenzen − und b ei D emonstra-
tionen sagen : Dies hier ist die gewaltfreie D emo ,
Gewalt wird hier nicht toleriert, alle , denen das zu
eng ist, bleib en weg. Und das dort (anderer Zeit-
punkt, anderer Ort) ist die D emo , wo alle Aktions-
formen okay sind − diej enigen, die sich damit nicht
wohl fühlen, bleib en weg .

Wir hören schon die Einwände : D ann kann die
Polizei sich j a b ei der militanten D emo alle s erlau-
b en, das sind dann »die B ö sen« . In der Tat, so ist es .
Wer Gewalt anwendet, bietet Rechtfertigung für
Gewalt. D e shalb hab en wir uns für Gewaltfreiheit
entschieden .

Streitgespräch in der Tageszeitungjunge Welt
am 1 6 . Mai zwischen Reiner Braun, Sprecher der
»Kooperation für den Frieden« , die die Prote ste ge-
gen den Nato-Gipfel am 3 ./4 . April maßgeblich mit-
organisiert hat, und B irgit We stermann, Mitglied
der »B erliner Anti-NATO-Gruppe« (B .A. N . G .) . In-
terview: Rüdiger Göb el und Frank Brunner

junge welt: Die Pro teste gegen das G-20-Treffen

der größten Industriestaa ten Ende März in L o n-

do n und gegen denJubilä umsgipfel der NA TO A n-

fang April in Strasbo urg liegen ein ige Wochen zu-

rück. In L o ndo n gingen nach Medienberich ten we-

n iger Menschen als erwartet a uf die Straße; vo n

Strasbo urg blieben die Bilder vo n brennenden

Hä usern. Waren die als große Ereign isse vo n a u-

ßerparlamen tarischen Gruppen und Friedensbe-

wegung angekündigten Aktio nen ein Misserfolg?

Reiner Braun: D as waren sie nicht, auch wenn
Teile der Medien diesen Eindruck vermitteln woll-
ten . Die hab en sich in ihrer B erichterstattung zu
London auf eine Aktion konzentriert und andere
Prote ste , an denen sich innerhalb von fünf Tagen
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mehrere zehntausend Menschen b eteiligt hatten,
völlig ausgeblendet. Nach Strasb ourg sind insge-
samt 3 0 . 0 0 0 Kriegsgegner gefahren . Wenn man b e-
denkt, dass aufgrund der polizeilichen Repression
viele Menschen gar nicht anreisen durften, dann ist
das eine ziemlich große Anzahl . E s gab ein Prote st-
camp mit fünf- bis siebentausend Teilnehmern, ei-
nen sehr interessanten Kongress zur Kriegspolitik
der Nato und auch gewaltfreie Blo ckaden .
Und es gab eine Demo nstra tio n, die in Randalen

endete.

Braun: Ja, die gab e s . Ab er ich mö chte hier zu B e-
ginn des sicher kontroversen Gespräche s b etonen,
dass die franzö sischen B ehörden die se D emonstra-
tion von B eginn an verhindern wollten − übrigens
entgegen aller Ab sprachen . Die se s ist aus meiner
Sicht in Ab stimmung mit Teilen der deutschen Poli-
zei ge schehen . Die Brutalität ging von der Staats-
macht aus , die in völlig inakzeptabler Art und Weise
die D emoteilnehmer mit Wasserwerfern, Schläger-
trupp s und Gasgranaten einschüchtern wollte . D a-
zu kamen die Schikanen im Vorfeld .
Westermann: D as sehen wir ähnlich. E s ist sehr
schwer, gegen diese militärische Strategie vorzuge-
hen .
Dennoch ga b es Differenzen innerhalb des A n ti-

Na to-Bündn isses. Vertreter der Friedensbewegung

kritisierten das A uftreten a u to no mer Gruppie-

rungen. Worum ging es dabei?

Braun: D as Problem war, daß e s klare Ab sprachen
üb er die Aktionsformen während der D emonstrati-
on am Samstag, den 4 . April, gegeb en hat. So hatten
wir vereinb art, daß es eine gewaltfreie große D e-
monstration werden soll, an der sich auch Vater
und Mutter mit Kind und ältere Menschen b eteili-
gen können . D aran hat sich ein kleiner Teil nicht ge-
halten und hat j ene , die friedlich demonstrieren
wollten, in Geiselhaft genommen . Wenn − wie ge-
schehen − eine Tankstelle geplündert wird , dann
hat das nichts mit Politik zu tun, sondern nur mit
Vandalismus .
Auf Flugblä ttern a utono mer Gruppen wurde die

Aktio n an der Tankstelle dagegen als »revolutio nä-

re En teign ung« bezeichnet. Teilt die B.A . N. G diese

Einschä tzung?

Westermann: Man mu ss da differenzieren . Ich fin-
de e s schon problematisch wenn man in eine Tank-
stelle einbricht, um Tab ak o der Alkohol rauszuho-
len . In so einem Fall würde ich auch sagen : Leute ,
hier ist die Grenze , so was geht nicht. E s gibt aber
andere Situationen . Wenn etwa die Menschen in
Argentinien, die von der Wirtschaftskrise b etrof-
fen sind , Supermärkte plündern, dann würde ich
das durchau s als legitim bezeichnen. In Strasbourg
war e s eben auch so , dass zum Teil unorganisierte
Leute dabei waren . D eren Verhalten kann man
eb en nicht immer kontrollieren .
Braun: D as ist mir zu einfach . D er Tankstellen-
p ächter hatte diese Tankstelle vor sechs Wo chen
angemietet. Er hat sich verschuldet, nun ist seine

Existenz vernichtet. Ähnlich war es b ei der abgefa-
ckelten Apotheke . D as sind Aktionen von pub ertä-
ren männlichen Jugendlichen . Die kann man do ch
nicht vergleichen mit Tausenden Menschen in Ar-
gentinien, die hungern und einen Supermarkt au s-
räumen . Und natürlich müssen Ab sprachen auch
kontrolliert werden .
Kö nnen Sie diese A rgumen ta tio n nach vollziehen ?

Westermann: Nur teilweise . Grundsätzlich denke
ich nicht, dass man Proteste in friedlich und mili-
tant unterteilen sollte . Die Blo ckaden gegen die
Atommülltransporte in Gorleb en und auch b eim
G-8-Gipfel im Juni 2 0 07 in Heiligendamm hab en
do ch gezeigt, dass es möglich ist, wenn verschiede-
ne Aktionsformen gleichberechtigt neb eneinan-
der existieren . D as Problem sind auch nicht Mili-
tanz o der schwarze Blöcke , sondern eher das Ge-
genteil . Die D eutschen − um mal Lenin zu zitieren −
lö sen eb en zunächst erst einmal eine B ahnsteigkar-
te , b evor sie den B ahnsteig be setzen . Aus meiner
Zeit als B etrieb srätin kann ich mich no ch an Ge-
werkschaftsfunktionäre erinnern, deren größte
Sorge war, dass entlassene Arb eiter die Innenstadt
kurz und klein schlagen könnten . Anderswo ist
man da viel gelassener. Die Proteste gegen Werks-
schließungen in Frankreich sind da ein B eispiel .
D as waren keine pub ertierenden Jugendliche o der
Vandalen, sondern Leute , die da zum Teil 3 0 Jahre
ge arb eitet haben .
Ist es n ich t ein Un tersch ied, o b − wie in Fra nkreich

− ein ige Mitarbeiter ein paar Manager als Geiseln

nehmen und das Verwaltungsbüro ihres A rbeitge-

bers, der sie a ufdie Straße gesetzt ha t, dem olieren,

oder o b einfach die nächstbeste Glasscheibe ka-

puttgeschlagen wird?

Braun: Genau das ist j a meine Kritik. Man nimmt
in Kauf, dass Leute geschädigt werden, die j a ei-
gentlich Verbündete sind .
Westermann: Ich kann das nur wiederholen . Für
uns ist klar, dass keine kleinen Auto s o der Ge schäf-
te angegriffen werden dürfen . Wenn überhaupt,
dann geht es nur um große Ladenketten. Anderer-
seits werden wir mit die sen reinen Latschdemo s
auch nichts erreichen . Ich will j edenfalls militante
Aktionen nicht von vornherein ausschließen .
Braun: Natürlich sind verschiedene Aktionsfor-
men b erechtigt. Ab er es muss ein Zusammenhang
zwischen unseren Aktionen und dem Ziel, für das
wir kämpfen, zu erkennen sein . Ich hab e im Stras-
b ourger Anti-Nato-Camp mit Leuten, die sich als
Autonome b ezeichnet hab en, diskutiert und ich
war schon ziemlich ge scho ckt üb er deren Ansich-
ten . Die einzige Politikantwort war der Pflaster-
stein, und das kann e s nicht sein .
Wie la utet denn die A n twort der Friedenbewegung

a uf die zuneh mende Militarisierung der A ußen-

politik ?

Braun: Wenn wir etwas verändern wollen, brau-
chen wir die Unterstützung von Millionen Men-
schen . Und au s diesem Ansatz resultiert auch mei-
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ne Hauptkritik an b e stimmten Formen der Mili-
tanz . Die führt dazu , dass nur kleine Gruppen, üb-
rigbleiben und die se lassen sich relativ einfach zer-
schlagen . Im übrigen : Jene Aktionen, die ihr b e-
schreibt, ich nenne sie mal »po sitive militante Ak-
tionen« , können nur erfolgreich sein, wenn sie
Schutz von anderen Menschen b ekommen . Und
die se Aktivisten, ich wiederhole e s noch einmal,
könnt ihr nicht in Geiselhaft nehmen .
Westermann: Also ich finde das Wort »Geiselhaft«
in diesem Zusammenhang vollkommen unp as-
send . E s war do ch wohl eher so , dass die Polizei die
D emonstranten als Geiseln genommen hat. Allein
durch die Tränengasgranaten, die permanent auf
die Menschen geflogen sind . Und natürlich wehrt
man sich dagegen . Die Steine , die in Strasbourg flo-
gen, waren eine Re aktion auf die Provokationen
der Polizei .
Braun: Jetzt verharmlo st ihr das Verhalten b e-
stimmter schwarz gekleideter Personen, die sich
unter die D emonstrierenden gemischt hab en . Ihr
müsst schon zur Kenntnis nehmen, dass e s indivi-
duelle Gewaltakte aus der D emo herau s gegeben
hat. Und die Steine sind eb en nicht nur gegen die
Polizei geflogen, sondern hab en auch andere D e-
monstranten getroffen .
Ist angesich ts der un tersch iedlichen Vorstellungen

vo n Widerstand künftig überha upt ein Bündn is

a us A uto no men und Friedensbewegung m öglich ?

Braun: Ich geb e zu , dass b ei uns darüb er gestritten
wird , ob es mit den so genannten Linksradikalen
noch gemeinsame Aktionen geb en kann . Ich will
ein Bündnis mit diesen Gruppen . D o ch über b e-
stimmte Verhaltensformen müssen wir diskutie-
ren .
Westermann: Ich hab e ein Problem damit, wenn
Leute aus der Friedensbewegung von uns fordern,
wir sollten die se s und j ene s tun . D avon abge sehen
sind wir natürlich zu Ge sprächen b ereit. D o ch ich
denke , auch b ei euch b e steht no ch Diskussionsb e-
darf. Für uns ist e s b eispielsweise nicht akzeptab el,
wenn Grünen-Politiker auf Friedensdemo s als Ver-
mittler agieren . . .

. . . Sie spielen a uf Strasbo urg an, wo der Bundes-

tagsabgeordnete Hans-Christia n Strö bele vor Ort

m it der Polizei verhandelt ha t.

Westermann: Genau . Für viele Leute aus unserem
Spektrum ist so etwas undenkb ar. Zwischen uns
und den Grünen gab e s Prügeleien auf D emonstra-
tionen, weil die uns angegriffen hab en, nachdem
wir vom Lautsprecherwagen aus den Jugo slawien-
Krieg thematisiert haben, für den diese Partei ge-
stimmt hat. D a sind übrigens die Grünen militant
geworden; die wollten den Lautsprecherwagen
stürmen .
Braun: Ich bin gerne b ereit, üb er Bündnisstrategi-
en, linke Sozialdemokratie und Grüne zu diskutie-
ren . Ströb ele b eispielsweise ist ein Gegner sowohl
des Jugo slawien- als auch des Afghanistan-Krieges .
Auch die Grüne Jugend und die Jungsozialisten ha-

b en sich in einer sehr kritischen Erklärung zur Na-
to ge äußert. Die wollen wir nicht ausschließen,
Wenn Sie sich n ich t einmal über mögliche Bünd-

n ispartner ein igen kö nnen, wie wollen sie dann

künftige Pro teste gemeinsa m organ isieren ?

Braun: Wichtig ist, dass viele Menschen mitma-
chen . D as erreichen wir nur durch eine sinnvollen
Zusammenarb eit der unterschiedlichen Gruppen .
D abei mü ssen sich alle Organisationen innerhalb
des Bündnisses gleichb erechtigt wiederfinden .
Wichtig ist auch, dass die Hürde , an einer D emonst-
ration teilzunehmen, nicht zu hoch ist. Ich mö chte ,
dass Leute auch spontan zu D emo s gehen können,
ohne Angst zu hab en, plötzlich in Gewalttätigkei-
ten involviert zu werden .
Westermann: D er eigentliche Grund , warum viele
Menschen nicht mehr spontan zu Protestveranstal-
tungen gehen, ist doch nicht der schwarze Blo ck,
sondern die immer stärkere Einschränkung des D e-
monstrationsrechts . D arüb er hab en wir j a bisher
noch gar nicht ge spro chen . Transp arente , die län-
ger als 1 , 5 0 Meter dürfen nicht mehr getragen wer-
den, man wird festgenommen, weil man ein Tuch
um den Hals trägt und so weiter. Außerdem wird e s
für die Anmelder solcher D emo s immer schwieri-
ger, für die Einhaltung der ganzen polizeilichen
Auflagen zu garantieren . E s ist dadurch nicht ein-
fach, üb erhaupt j emanden zu finden, der eine sol-
che Veranstaltung anmeldet. D arauf sollten wir uns
konzentrieren .
Braun: D a stimme ich euch zu . Wir müssen selb st-
verständlich gemeinsam gegen diese repressiven
M aßnahmen von B ehörden und Polizei vorgehen .
Strasb ourg hat j a gezeigt, dass nicht nur Kriegsein-
sätze im Ausland , sondern auch undemokratische s
Verhalten nach innen zunehmen . Und genau des-
halb ist Solidarität unter den D emonstranten so
wichtig.
Noch mal: Der Vorwurfa us derFriedensbewegung

la u teteja, dass a uto no me Gruppen A bsprachen in-

nerhalb des Bündn isses n ich t eingehalten haben.

Westermann: Ich muss das j etzt einfach mal so ste-
hen lassen . D enn e s ist natürlich schwer, sich zu et-
was zu verhalten, was man nicht selb er beob achtet
hat. Außerdem sollte man nicht ganz außer acht las-
sen, dass sich auch Provokateure unter die D e-
monstranten mischen können . D as hab en wir sel-
b er schon oft erlebt.
Braun: Provokateur ist ein gutes Stichwort. Um
solche Leute rauszuhalten, brauchen wir ein funk-
tionierendes Kontakt- und Ansprache system und
auch eine Art Verhaltensko dex b ei gemeinsamen
Aktionen .
Wäre ein solcher Verhaltenskodexfür die B.A . N. G.

akzeptabel?

Westermann: Nichts gegen Ab sprachen im Vor-
feld . Ab er letztlich kommt e s do ch auf die Situ ation
an . Wenn Wasserwerfer in eine D emonstration fah-
ren, dann kann ich den Leuten do ch nicht mit ei-
nem Verhaltensko dex kommen, so nach dem Mot-
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to : Wir haben ab er abge spro chen, dass wir uns ge-
ordnet zurückziehen . E s werden immer Menschen
da sein, die sich weigern, vor der Polizei zurückzu-
weichen . Wenn der Rahmen so ist, wie die Ab spra-
chen getroffen wurden, okay. Ab er wenn j etzt was
p as siert, das diesen Rahmen sprengt, dann ist so-
was unmöglich. Wir können für unsere eigene
Gruppe Verantwortung übernehmen, aber nicht
für Leute aus dem autonomen Block einer D e-
monstration, die vielleicht au s einer ganz anderen
Stadt o der aus einem ganz anderen Zu sammen-
hang kommen .
Braun: Entschuldigung, ab er da widerspreche ich .
Ein Verhaltensko dex muss sich j a in der Krise b e-
währen . Gerade in der schwierigen Situation muß
man üb erlegen, wie man gemeinsam damit um-
geht. Wenn alle s Friede , Freude , Eierkuchen ist,
brauche ich keinen Verhaltensko dex.
Mach t es sich die B.A . N. G. n ich t ta tsächlich zu ein-

fach ? Wenn Dem o nstra tio nsleitung und vorberei-

tende Gruppen es den Kräfteverhältn issen vor Ort

überlassen, in welche Rich tung die Dem o nstra ti-

o n geh t, öffnen sie n ich t n ur Pro voka teuren Tür

und Tor. Sie überlassen es a uch irgendwelchen

Halbstarken, das Bild der Demo zu bestim men. Ist

so eine Einstellung n ich t ein Offenbarungseidfür

jedes Bündn is?

Westermann: Ich denke nicht. Wir sind schon in
der Lage , Provokateure zu erkennen und die dann
auch aus der D emo rauszu schmeißen . D as hat sich
in der Vergangenheit gezeigt. Und außerdem : Was
nützen 2 0 . 0 0 0 friedliche , ab er hilflo se D emonst-
ranten, die keiner wahrnimmt? Gerade in Stras-
b ourg hat man j a gesehen, dass e s das Ziel war, die
Proteste möglichst wenig sichtb ar werden zu las-
sen .
A ber die bloße Wahrneh m ung kann doch n ich t

das Ziel sein. Es geh t darum, wie ma n wahrgeno m-

men wird. Und in den bürgerlichen Medien sah

man n ur brennende Hä user und schwarz geklei-

deteJugendliche, die randalierend durch die Stadt

ziehen. War es n ich t so, dass ganz erfolgreich ver-

such t wurde, die A ngst vor den Dem o nstran ten

größer werden zu lassen als die vor Kriegseinsä t-

zen, gegen die sich die Pro teste gerich tet ha tten ?

Braun: Ich denke auch, e s ist eine Fehleinschät-
zung, dass man Steine braucht, um wahrgenom-
men zu werden . Wir hatten in den Medien und der
internationalen Öffentlichkeit eine rie sige po sitive
Resonanz bis weit in den Freitag hinein, sogar no ch
bis in den S amstag. Auf dem Kundgebungsplatz wa-
ren zwölf Kamerateams aus ganz Europ a und den
USA. Die waren alle weg, als die Geb äude brannten
und hab en nicht mehr üb er die Kundgebung b e-
richtet. Die Kritik an der Nato spielte plötzlich kei-
ne Rolle mehr, statt dessen wurden die b ekannten

Bilder gesendet. Und deswegen werfe ich j enen,
die diesen Unsinn angerichtet hab en, vor, dass sie
für eine Wahrnehmung ge sorgt hab en, die unse-
rem Anliegen schadet.
Wurden die Ereign isse in Strasbo urg in der links-

radikalen Szene überha upt thema tisiert?

Westermann: Ja, natürlich . Und das nicht zum ers-
ten Mal . Die D eb atte gab es ganz stark auch schon
nach dem G-8-Treffen in Heiligendamm . D a gab e s
auch große Kontroversen, vor allem um solche Di-
stanzierungen, die e s von anderen Organisationen
vor der Pre sse gab . D as ist b ei den Autonomen
nicht gut angekommen, dass in der Öffentlichkeit
die gesamte »Schuld« auf die Black-Blo ck-Leute ge-
schob en wurde .
Nun gibt es ta tsächlich gen ügend Beispiele dafür,

dass in der Vergangenheit die Gewalt n ich t vo n A u-

to no men, so ndern vo n verkleideten agen ts pro vo-

ca teurs der Polizei a usging.

Braun: D as ist richtig. Wenn man heute die Bilder
aus Strasb ourg sieht, kann man direkt nachweisen,
dass es ein Zu sammenspiel zwischen Provokateu-
ren und der Polizei gab . Wir hab en Bilder, wo
schwarz gekleidete B eamte aus Polizeifahrzeugen
aussteigen und sich unter die D emonstranten mi-
schen . Trotzdem können e s sich zumindest Teile
de s linksradikalen Spektrums nicht so einfach ma-
chen und eigene Fehler ignorieren . Auch hier ist ei-
ne selb stkritische Aufarb eitung dringend geb oten .
Strasbo urg ist Vergangenheit. Wie geh t es weiter?

Westermann: Wir werden weiter zu Anti-Nato-
Protesten mobilisieren und gegen die Kriegspoli-
tik der Bunde swehr pro te stieren . Ein künftiger
Schwerpunkt für uns ist die zunehmende militaris-
tische Forschung an den Universitäten .
Braun: Wir hab en drei Schwerpunkte : Zunächst
arb eiten wir als internationales Ko ordinierungs-
gremium gegen Nato und Krieg weiter. 2 0 1 0 gibt e s
die nächste große offizielle Nato-Konferenz in Por-
tugal . Wir werden uns mit unseren portugiesi-
schen Freunden Aktionen zu die sem Treffen de s
Militärbündnisse s üb erlegen . Ich denke , dass wir
auch im Herb st zu weiteren Afghanistan-Aktionen
kommen müssen . Und wir müssen − und da ist die-
ses Gespräch ein ganz kleiner Teil davon − Fragen,
Schwächen und Probleme , die es b ei vergangenen
Aktionen gegeb en hat, diskutieren . Wir werden
auch b eleuchten, dass sich die Regierungen Frank-
reichs und D eutschlands einen Dreck darum scher-
ten, was in ihren Verfassungen steht. Wir werden
zusammenstellen, wo die Staatsmacht gegen Ge set-
ze verstoßen hat. E s gibt da mehr als genug M ateri-
al . Und das werden wir bis dahin gemeinsam mit
unseren franzö sischen Freunden an die Öffentlich-
keit bringen .
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Karen Hinrichs

Jesus Christus, Friedenskönig
Predigt zum Friedensgottesdienst am Palmsonntag, 5 . April 2 0 09 , in
der Friedenskirche Kehl zu Matthäus 5 , 5 + 9 und Johannes 1 2 , 1 2-19

haftet, verhört und gequält. B ald werden nicht Ju-
b elrufe zu hören sein, sondern : »Kreuzige ihn ! «
Üb er seinem Kopf aber werden sie ein Schild an-
bringen, auf dem sie ihn wieder »König« nennen .
König der Juden .

Wir denken uns in diesen Tagen vor O stern hi-
nein in den Leidensweg Je su . D enken darüb er
nach, was für ein König er ist, für uns und für die
Welt. Was b edeutet Jesu s für uns , den wir Retter
und Heiland nennen, Menschenbruder und Frie-
denskönig? Was b edeutet sein Leb en, seine Worte
und sein Handeln für unsere Zeit? Je su Weg vom
Stall in B ethlehem bis zum Verrat im Garten Geth-
semane . Jesu Weg hinauf nach Golgatha, durch Lei-
den und To d . Sein Weg hinab in das Reich des To de s
und hinauf in den Himmel, das ewige Reich Gottes ,
Geheimnis und Ziel unsere s Glaubens .

Wie anders ist dieser Friedenskönig als alle
Herrscher, die wir kennen ! Ein König auf einem
E sel . Ein Machthab er ohne Armee , ohne Waffen,
ohne Geld . Ein Herrscher ohne Allüren . Ein König
ohne Krone , bis auf die mit den D ornen . Ein Verlie-
rer, ein »lo ser« , vor den Augen der Welt. Und do ch
ein Sieger üb er die mächtigste Macht der Welt, den
To d und seine Helfershelfer. Ein Gerechter, der al-
le s Unrecht üb erwindet. In seinem Passionslied
sagt e s Friedrich von B o delschwingh so :

»Tief und tiefer wir uns neigen vor dem Wun-
der, das geschah, als der Freie ward zum Knechte
und der Größte ganz gering, als für Sünder der Ge-
rechte in de s To des Rachen ging . « (E G 9 3 , 2 ) .

Alle s ist im Gegenteil verb orgen . Die Macht de s
M ächtigsten zeigt sich in seiner Ohnmacht. Ge-
waltlo s und do ch stärker als alle Machthab er der
Welt ist die ser Friedenskönig . Er ist das Licht der
Welt, das über die Finsternis siegt. Er mutet den Sei-
nen zu , selb st zu Friedenslichtern zu werden . Mutet
uns zu , dass wir Zeugen von Gottes Güte und B arm-
herzigkeit werden, für alle anderen Menschen . Pro-
te stleute gegen den To d . Zeuginnen und Zeugen
dafür, dass die Liebe siegt und nicht der Hass . Wir
bitten mit den Worten de s Liedes , das wir eb en ge-
sungen hab en : »Herr, mach aus uns ein Zeichen da-
für, dass Friede siegt. « (E G 4 3 0 , 2 )

Je sus Christus zieht in Jerusalem ein . Nicht als
M ärchenkönig, nicht als b ewaffneter Freiheits-
kämpfer, nicht als Vertreter von M acht und Geld .
Schon damals ist der Kontrast aufgefallen, der Kon-
trast zu den üblichen Vorstellungen . Auch wir heu-
te finden nichts Vergleichb ares mit den Staatsemp-
fängen und Gipfeltreffen unserer Tage . Ab er uns
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ieb e Gemeinde ,
die Menschen an den Straßenrändern in Je-

rusalem − sie hatten sich Je sus anders vorge stellt.
Mehr wie einen richtigen König. Auf einem edlen
Reitpferd , mit einem prächtigen Mantel, einem glit-
zernden Schwert, mit stolzem Blick. O der in einer
prächtigen Kutsche , von vier Ro ssen gezogen .
Wahlweise in einem robusten Streitwagen, wie ihn
die Römer liebten . Und nun kommt die ser Je sus ,
von dem sie so viel erhofft, so viel erwartet hab en .
Und reitet auf einem E sel . D as wirkt fast lächerlich .

Stellen wir uns die die Menschen vor, die in Je-
rusalem auf den Straßen sind . E s sind unterschiedli-
che Gruppen . Die M änner, Frauen, Kinder in der ei-
nen Gruppe , sie staunen, sie sind fröhlich. Sie sind
zu einem großen Fest gekommen . Sie hab en viel
Gutes von Jesu s gehört. Sie reißen Palmzweige von
den B äumen und winken . Einige legen ihre Kleider
auf den Weg. Manche rufen »Ho sianna« . D as rief
man damals , wenn ein Prominenter kam .

D a ist noch eine andere Gruppe . E s sind die Ze-
loten . Sie stehen weit entfernt. Sie sind sehr im
Zweifel, ob dieser Je sus der verspro chene Retter Is-
raels ist. Sie sind schon lange enttäu scht, dass er
nicht aufruft zum b ewaffneten Kampf gegen die
B e satzer. Gegen die Römer, die ihnen das Leb en so
schwer machen . Sie lachen darüb er, dass Je sus auf
einem E sel reitet. Und sich selb st zum Ge spött
macht mit die sem Arme-Leute-Reittier. Mit einem
E sel kann man keinen Krieg führen . Mit einem, der
von Nächstenlieb e , j a sogar von Feindeslieb e pre-
digt, auch nicht. » Selig sind , die Frieden stiften . Se-
lig sind die S anftmütigen, die keine Gewalt aus-
üben« . D amit können die Zeloten nichts anfangen .

In einer dritten Gruppe stehen die Pharisäer zu-
sammen . Sie reden über Jesu s . Sie ärgern sich , dass
ihm die Menge nachläuft. Ab er momentan können
sie nichts tun . Sie hab en schon alles vorbereitet für
den Prozess gegen ihn . Die wichtigen Leute sind in-
formiert, die Hoheprie ster und Pilatu s . Achtung −
er ist j etzt in Jerusalem, dieser Jesus aus Nazareth .
D er überall für Aufsehen sorgt durch seine Predig-
ten und seine Heilungen . Die Armen rennen ihm
nach . Ab er das wird b ald ein Ende hab en . B ald wird
sich die Menge für den seltsamen E selsreiter nicht
mehr intere ssieren . O der sich gegen ihn wenden,
den lächerlichen Pseudokönig.

Und sie werden Recht b ehalten . Wenige Tage
nur ist Je sus mit seinen Freunden in Jerusalem . An-
ders als sie und die Zaungäste damals wissen wir,
wie es weitergeht. B ald wird er verraten und ver-
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sollte nicht der äußerliche Kontrast kümmern . Se-
hen wir ab von Prunk und Pomp , Luxuslimousinen,
Hub schraub ern und B anketten .

Bleib en wir b ei den wirklich wichtigen Dingen .
B ei der Frage des Glaub ens : Was ist unser einziger
Tro st im Leb en und im Sterb en? Wem vertrauen wir
unser Leb en an? Und diese ganze kranke Welt?
Wem, wenn nicht unserem Heiland und Herrn? E s
geht im Kern um die Frage , an welchen Gott wir
glaub en . Und an welche Götzen wir nicht glaub en
dürfen, so verführerisch sie auch daherkommen .
E s geht um die Frage nach den Werten, die aus unse-
rem Glaub en folgen . Um das Menschenbild , das
dem Reden und dem Handeln zugrunde liegt.

Jesu s Christus spricht : Selig sind , die Frieden
stiften, denn sie werden Kinder Gottes heißen . Se-
lig sind die S anftmütigen, denn sie werden das Erd-
reich be sitzen .

Normalerweise wird uns anderes b eigebracht.
Die Erde gehört dem, der sie erobert und vertei-
digt. Im Film, im We stern, verteidigt der Einzelne
sein Hau s, seinen Hof mit dem Gewehr. Er gilt als
Held . In den Killerspielen im Internet ist es nicht
anders . Unsere Jugend wächst auf in einer Welt, die
Gewalt als normale s Mittel ansieht. Die verliebt ist
in Waffen . Die schon gar nicht mehr spürt, wie weit
wir uns entfernt hab en von den Geb oten Gottes
und dem Ruf zu Nächstenlieb e und Feindeslieb e .
Verehrt und b ewundert werden die Draufgänger.
Die Helden der Fantasyfilme , die Ramb o s und die
gnadenlo sen Krieger. Nicht die zäh verhandelnden
Diplomaten . Nicht die Menschen, die sich mit ge-
waltfreien Mitteln für eine Veränderung der Welt
einsetzen . Die Gespräche organisieren zwischen
verfeindeten Gruppen . In Ruanda und im Ko sovo ,
in Palästina und Israel, in Indone sien und Brasilien .
O der hier in der Nähe , in den deutschen und fran-
zö sischen Vorstädten .

Selig, die Frieden stiften . Selig, die auf Gewalt
verzichten, denn ihnen gehört die Erde . Meilen-
weit entfernt sind wir davon, hier in unserem waf-
fenstarrenden Land wie üb erall auf der Welt. Mit
militärischer Gewalt, mit B omb ardierungen und
B odentruppen verteidigen die Nationen ihr Stück
Erde . O der das, worauf sie meinen ein Recht zu ha-
b en : Zugangswege zu Rohstoffen, Ölfeldern, Pipe-
line s, Häfen, Handelswegen . So plant es auch die
neue Nato-Strategie . Einsatz von Truppen und
Kampfflugzeugen, wenn die wirtschaftlichen Inte-
re ssen der Bündnisp artner betroffen sind . Lässt
sich das no ch mit christlichen Werten verbinden?
Bleib en wir kritisch , b ei j edem neuen Versuch, mi-
litärische Gewalt zu rechtfertigen ! Was im Krieg zu-
erst stirbt, ist immer die Wahrheit. Wenn Krieg ge-
führt werden soll, wird stets ein Grund gesucht, um
ihn zu legitimieren . No ch bei j edem Krieg wurde
eine scheinb ar moralische Rechtfertigung gefun-
den und b ehauptet : »Wir verteidigen das Gute . Wir
kämpfen für die Freiheit. Wir verteidigen unsere
Werte , die D emokratie und die Menschenrechte . «

Immer wird ein Grund gefunden, um das Gewissen
zu b eruhigen . Und um nicht die kritischen Fragen
zu hören, die wohl j eder im Kopf hat. Kann man
wirklich Frieden und Versöhnung mit Krieg und
Gewalt erreichen? Mit Krieg den Terror b esiegen?
Wird nicht j eder Gewaltakt auf dieser Seite den
Hass auf der anderen Seite umso mehr schüren?
Hass gebiert Hass . Gewalt schürt neue Gewalt. Wol-
len wir weiter daran mitwirken? O der an die Ver-
handlungstische zurückkehren?

D as alles sind Fragen, die sich auch Humanisten
o der Menschen anderer Religionen stellen . Wir als
Christen mü ssen uns no ch eine viel schwerere Fra-
ge stellen .

E s ist die Frage , welchem Gott wir in Wahrheit
vertrauen . Ist es der Glaub e an Jesu s Christus, den
Friedenskönig, den Heiland , Erlö ser und Retter der
Welt? O der vertrauen wir, mehr o der weniger
heimlich auf Mars , den Gott de s Krieges ? Glaub en
wir in Wahrheit an die erlö sende Kraft der Gewalt?
An die Rettung der Welt durch no ch mehr Rüstung,
no ch mehr Waffen, noch mehr Truppen?

Wie weit ist das Gift der Gewaltverherrlichung
schon in unsere eigenen Herzen eingedrungen?
Stellen wir uns no ch der Frage , was unser Glaube
mit den politischen Problemen rund um Gewalt
und Krieg, um Sicherheit und militärische Bünd-
nisse zu tun hat? Fragen wir unsere Mitchristen an
der Spitze der we stlichen Mächte , ob die Drohung
mit dem Einsatz von Atomwaffen mit dem Glaub en
an Jesus Christus zu vereinen ist? Ob die Sicherung
unseres we stlichen Wohlstandes in künftigen Roh-
stoffkriegen ein Grund sein darf, um die Militärau s-
gaben weiter in die Höhe zu treib en? Ob e s ethisch
zu rechtfertigen ist, wenn die Nato-Staaten j ede s

Jahr 70 0 Milliarden Euro für die Rüstung ausgeben?
E s ist Geld , das wo anders fehlt. Geld , das dringend
in die B ekämpfung von Armut, in die Bildung ge-
steckt werden müsste . Und in zivile Proj ekte , die al-
lein die B ezeichnung »humanitär« − das b edeutet
menschlich − verdienen .

Stellen wir genug kritische Fragen? E s ist nicht
einfach. Wie überhaupt Christsein sehr unb equem
sein kann . D er Weg, auf dem wir versuchen, dem
Friedenskönig nachzufolgen, ist alle s andere als
leicht und b equem . Immer wieder sind wir üb er-
fordert o der scheitern . Immer von neuem sind wir
darauf angewiesen, uns an Jesus Christu s au szu-
richten . An seinem Gebot zur Nächstenliebe und
Feinde slieb e . An seinem Ruf zum Gewaltverzicht
und zum Friedenstiften .

Wie der Jünger, dem man eine Nähe zu den Ze-
loten nachsagt. E s ist möglich, dass er ein solcher
b ewaffneter Freiheitskämpfer war, b evor er Jesus
folgte . Im M atthäusevangelium le sen wir, wie die-
ser Jünger b ei der Verhaftung Je su im Garten Geth-
semane sein Schwert zückt. Und einem Soldaten-
knecht das Ohr abhaut. Jesus ab er spricht zu ihm :
»Stecke dein Schwert ein, denn wer das Schwert
nimmt, wird durch das Schwert umkommen . « Und
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dann fragt er ihn : »Meinst du nicht, ich könnte mei-
nen Vater bitten und er würde zwölf Legionen von
Engeln senden?« (Math . 2 6 , 5 1 ff) .

Wieder ist es die Frage : B au st du auf deine eige-
ne Kraft und die M acht der Waffen? O der vertraust
du auf Gotte s M acht, die sich ohne Gewalt durch-
setzt? An welchen Gott glaub st du ? An den Kriegs-
gott M ars? O der vertraust du dem Friedenskönig?
D em Gott der Lieb e und Güte , der auf Gewalt ver-
zichtet. Und der do ch mächtiger ist als alle Herr-
scher die ser Welt.

Je sus Christu s preist selig, die Frieden stiften .
E s gibt sie − und solche Menschen sind die wahren
Helden und Heldinnen de s Alltags . Vorbilder, von
denen wir viel zu wenig hören, auch in der Kirche .

Wie gut, wenn wenigstens ab und zu j emand
über sie berichtet. So wie Petra Gerster, die Journa-
listin und Nachrichtensprecherin de s ZDF in ihrem
Buch »Die Friedensmacher« . Gemeinsam mit ande-
ren Journalisten und Fotografen hat sie eine Expe-
dition der b esonderen Art unternommen . Eine Ex-
pedition, wie sie schreibt »zu den b esten Friedens-
stiftern der Welt« . In allen Konfliktregionen haben
sie solche mutigen, erfolgreichen, kre ativen Men-
schen gefunden . Von ihnen wird erzählt in die sem
Buch .

Zum B eispiel von Peter und Joe , zwei Exterrori-
sten in Nordirland , die Jugendliche von Gewaltfrei-
heit üb erzeugen . Von der Frauenärztin Elena Gul-
madova, die auf dem B alkan zwischen verfeindeten
Muslimen und Christen vermittelt. O der von Vikto-
ria M aloka, die im südafrikanischen Kap stadt Kon-
flikte zwischen Schwerkriminellen schlichtet. E s

sind b ewegende Ge schichten und Foto s . Sie müss-
ten viel b ekannter sein . Sie müssten vorkommen im
Schul- und Konfirmandenunterricht. Solche Frie-
densstifter und Friedenstifterinnen müssten die
Vorbilder unserer Jugendlichen werden . Ab er ge-
wiss auch der Erwachsenen .

Selig sind , die Frieden stiften . Frieden stiften ist
nicht einfach . Und Christsein heißt, dem größten
Friedensstifter, dem Friedenskönig Jesu s Christu s
nachlaufen . Oft mit recht kleinen, tastenden Schrit-
ten. Do ch wer Jesus Christus vertraut, der geht
nicht allein . D er hat eine Hoffnung, die alle irdische
Hoffnung üb ersteigt. Einen Glaub e , der vom Sieg
über den To d singt. Von der endgültigen Üb erwin-
dung des B ö sen . Vom Reich Gottes , dem Reich de s
Friedens und der Gerechtigkeit. Aus der Kraft die-
ser Hoffnung können wir Friedensstifer sein, j eder
und j ede am eigenen Platz .

Wir wollen e s wagen, im Vertrauen auf Jesu s
Christus , den Friedenskönig und Heiland der Welt.

Amen

Karen Hinrichs ist Theologische Oberkirchenrä tin

der Eva ng. Landeskirche in Baden und Mitglied

des Versöh n ungsbundes. Allen evangelischen Kir-

chengemeinden im Kirchenbezirk Kehl war ange-

bo ten worden, a m 5. April im Zusam menhang m it

dem Na to-Gipfel spezielle Friedensgo ttesdienste zu

veranstalten, das In teresse daran war so gering,

dass der Go ttesdienst, bei dem Karen Hinrichs die-

se Predigt h ielt, der einzige Friedensgo ttesdienst

blieb.
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er sich friedenspolitisch engagiert und öf-
fentliche Veranstaltungen zu Rüstung und

Militär plant und vorb ereitet, hat i . d . R. die Wahl
zwischen zwei Grundkonzeptionen :

Entweder sollen Rüstung und Militär grundle-
gend skandalisiert und die eigene Po sition in dieser
Frage kompetent und vielleicht aus mehreren
Blickwinkeln darge stellt werden, o der die eigene
Po sition soll in einem kontroversen Diskurs vermit-
telt und eine Auseinandersetzung geführt werden,
in der b eide Seiten ihre Argumente ernsthaft zur
D eb atte stellen .

Für den 3 2 . D eutschen Evangelischen Kirchen-
tag in Bremen vom 2 0 . bis 2 4 . Mai war unter B eteili-
gung der Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frie-
den (AGDF) ein Veranstaltungsvorschlag einge-
reicht worden, der an die Tradition zahlreicher Kir-

chentagsveranstaltungen seit den siebziger Jahren
anknüpft, in denen grundlegende friedenspoliti-
sche Po sitionen darge stellt, vertieft, weiterentwi-
ckelt wurden . D as entsprach also dem ersten
Grundkonzept. D er Arb eitstitel für die se Veranstal-
tung lautete : »Wohlstand und Waffen abrüsten − Le-
b en gewinnen« . Im Fokus sollten die Kritik am er-
weiterten Sicherheitsb egriff der Europ äischen Si-
cherheitsstrategie bzw. des Weißbuches 2 0 0 6 und
an der Zunahme von Rü stungspro duktion und Rüs-
tungsexporten stehen . Aus dem B ereich der Evan-
gelischen Seelsorge in der Bunde swehr

1 )

war (na-
türlich unabhängig davon) ein Veranstaltungsvor-
schlag zur Friedensdenkschrift der EKD einge-
reicht worden, der vorsah, den in der D enkschrift

Ute Finckh-Krämer und Jan Gildemeister

Kooperation und Konfrontation?
D as Thema Frieden auf dem evangelischen Kirchentag

1 ) Im Folgenden auch : Militärseelsorge
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vertretenen Paradigmenwechsel vom Gedanken
de s »gerechten Kriege s« zum Ansatz des »gerechten
Friedens« auf dem Hintergrund der sicherheitspo-
litischen Lage und der Einbindung der deutschen
Streitkräfte in internationale Friedensmissionen
zu diskutieren .

D as Präsidium des 3 2 . DEKT war der Ansicht,
dass in Bremen friedenspolitische Themen keine
ernsthafte Rolle spielen sollten

2 )

. D as schlug sich im
Programm entsprechend nieder

3 )

. Erst nach Festle-
gung des »Kernprogramms« be schlo ss das Präsidi-
um unter maßgeblicher B eteiligung de s Friedens-
b eauftragten des Rates der EKD und Schriftführers
der gastgeb enden Bremischen Kirche , Renke
Brahms , die beiden vorschlagenden Organisatio-
nen aufzufordern, eine gemeinsame Veranstaltung
zu konzipieren und eigenständig durchzuführen,
weil die Vorschläge nach Ansicht des Präsidiums
»inhaltlich in eine ähnliche Richtung« gingen . Nach
kurzer B edenkzeit ließen sich b eide Seiten darauf
ein, unter der Prämisse , dass bei so unterschiedli-
chen Grundpo sitionen zu Militär und Rüstung, wie
sie zwischen AGDF und Evangelischer Seelsorge in
der Bundeswehr b estehen, nur ein kontroverser
Diskurs , also eine Veranstaltung nach dem zweiten
Grundkonzept möglich sein würde . Die Alternati-
ve wäre gewesen, dass die »Leerstelle« im Kirchen-
tagsprogramm no ch größer gewesen wäre . E s wur-
de eine Vorb ereitungsgruppe mit dem AGDF-Vor-
sitzenden Horst Scheffler, dem AGDF-Geschäfts-
führer Jan Gildemeister, Ute Finckh-Krämer (als
Autorin des Militärkapitels des von der AGDF he-
rausgegeb enen Buches »Gewaltfrei streiten für ei-
nen gerechten Frieden«) , dem leitenden Militärde-
kan Armin Wenzel (Militärdekanat Kiel) und dem
Militärdekan der Führungsakademie der Bunde s-
wehr Hartwig von Schub ert gebildet.

B eim ersten Treffen der Gruppe b e stand Einig-
keit darüb er, dass die Vorstellung des Präsidiums
de s DEKT, die b eiden Veranstaltungsvorschläge
gingen inhaltlich in eine ähnliche Richtung, aus
Sicht aller B eteiligten eher abwegig war, wir also
weder das eine no ch das andere Veranstaltungs-
konzept zu Grunde legen konnten, sondern ein völ-
lig neue s entwickeln mussten . Angesichts der weit
auseinander liegenden Grundpo sitionen der B e-
teiligten wurde entschieden, für das Po dium ein
o der zwei konkrete Konfliktregionen auszuwäh-
len und einerseits S achinformationen dazu , ande-
rerseits Kommentare aus friedenspolitischer, mili-
tärischer und politischer Sicht vorzusehen . Die
Rüstungs- und Militärkritik, die der AGDF wichtig

war, sollte am konkreten B eispiel erfolgen können,
die B ezugnahme auf die Friedensdenkschrift, die
den Vertretern der Evangelischen Seelsorge in der
Bundeswehr am Herzen lag, sollte durch die Au s-
wahl der Kommentatoren und die Bitte an selbige ,
die Grundsätze der Friedensdenkschrift b ei ihrem
Votum zu b erücksichtigen, gewährleistet werden .

Schnell b estätigte sich, dass unsere die einzige
Diskussionsveranstaltung auf dem ganzen Kir-
chentag sein würde , auf der Auslandseinsätze der
Bundeswehr thematisiert würden, und damit auch
der einzige Ort, an dem Kritik an und wenigstens
ansatzweise Alternativen zu militärischem Eingrei-
fen zur Sprache kommen könnten .

4)

Unter die sen
Umständen war klar, dass Afghanistan als konkrete
Konfliktregion diskutiert werden musste . Ab er Af-
ghanistan taugt weder für eine D eb atte üb er die in
der Friedensdenkschrift genannten Kriterien
rechtserhaltender Gewalt (sie werden ganz offen-
sichtlich sowohl durch OEF als auch durch Isaf ver-
letzt) no ch für eine D eb atte darüb er, welchen An-
teil die deutsche Politik an der E skalation o der D e-
eskalation von Konflikten hat, die aktuell nicht ge-
walttätig ausgetragen werden (die B eteiligung an
Isaf und OEF erfolgte zu einem Zeitpunkt, wo in Af-
ghanistan schon j ahrelang Krieg und Bürgerkrieg
herrschte) . Also wurde b eschlo ssen, mit Georgien
ein zweites konkrete s B eispiel zu wählen, an dem
diese b eiden Aspekte herausge arbeitet werden
könnten . D amit gerieten wir ab er in ein zeitliche s
Dilemma, das dazu führte , dass sowohl der zu-
nächst als Mo derator vorgesehene Arndt Henze als
auch Andreas Zumach als friedenspolitischer Kom-
mentator, die zunächst eine halb e Zusage gegeb en
hatten, wieder ab sagten, weil wir ihrer Einschät-
zung nach zu viel in eine knapp zweistündige D e-
b atte p acken wollten . Die Vorb ereitungsgruppe
prüfte deshalb , ob das mühsam erarbeitete Grund-
konzept, das aus den ursprünglichen Veranstal-
tungsvorschlägen j eweils wenigstens einen Aspekt
herüb ergerettet hatte , üb er den Haufen geworfen
werden sollte . Angesichts der b ereits ausgespro-
chenen Einladungen und eines massiven Zeit-
drucks, weil das Kirchentagsprogramm b ereits in
Druck war und der Redaktionsschluss für das ge-
druckte Heftchen mit den Änderungen unmittel-
b ar b evorstand , entschieden wir uns dagegen .

D as Po dium b estand dann au s dem Afghanis-
tan-Experten Jan Koehler von der FU B erlin, der
Georgienexpertin C aroline Kruckow vom Evange-
lischen Entwicklungsdienst, dem Ob erstleutnant
i . G . Hub ert S aur von der Führungsakademie der
Bundeswehr, dem friedenspolitischen Experten
Dr. Reinhard J . Voß (bis 2 0 0 8 Generalsekretär von
Pax Christi) , dem Staatsminister im Auswärtigen
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2 ) Von einer Vertreterin der Geschäftsstelle war dies b ei einem üb er-
regionalen Treffen de s » Offenen Forums D OV« b ereits im Vorfeld
angedeutet worden . D as Friedensthema soll hingegen b eim Öku-
menischen Kirchentag 2 0 1 0 in München und − wie wir sp äter er-
fuhren − b eim DEKT in Dre sden 2 0 1 1 wieder eine größere Rolle
spielen bzw. ein Schwerpunkt werden . Für Bremen hatte das Prä-
sidium die Schwerpunkte Welthandel, Wirtschaft und B ildung
festgelegt.

3) So gab es nur eine Veranstaltung zum Thema Rüstungsexp orte
und einige Gotte sdienste und Kulturveranstaltungen zum Thema
Krieg und Frieden.

4) Selb st im Zentrum » Gewaltfrei Leb en und H andeln« des Versöh-
nungsbunde s , das au s Anlass de s Kirchentags durchgeführt wur-
de , gab es keine Veranstaltung explizit zu dem Thema. In dem Zu-
sammenhang zu erwähnen ist no ch die − schlecht b e suchte − D e-
monstration »für eine andere deutsche Friedenspolitik« am 2 3 .
M ai in B remen, zu der die AGDF mit aufgerufen hat.



Amt Gernot Erler und als Mo derator dem EKD-Frie-
densb e auftragten Renke Brahms . Die Rolle der An-
wältInnen des Publikums üb ernahmen Jan Gilde-
meister, Ute Finckh-Krämer und Armin Wenzel au s
der Vorb ereitungsgruppe . D a die Veranstaltung
zeitgleich mit dem »Feierab endmahl« in den Bre-
mer Kirchengemeinden stattfand , hielten wir zu-
sätzliche Werbung für notwendig, um dem S aal,
der mit etwa 45 0 Plätzen b estuhlt werden sollte , zu
füllen . Wir erstellten also einen Ankündigungs-
flyer, der vor dem Kirchentag per Email und ge-
druckt in Umlauf gebracht und im »Markt der Mög-
lichkeiten« an einer ganzen Reihe von Ständen aus-
gelegt wurde . In die sem Flyer fassten wir das Anlie-
gen der Veranstaltung folgendermaßen zusam-
men :

»Aus Gotte s Frieden leb en − für gerechten Frie-
den sorgen . Unter diesem Titel ist im Novemb er
2 0 07 die Friedensdenkschrift der EKD erschienen .
An zwei konkreten B eispielen, dem Krieg in Afgha-
nistan und dem Georgienkonflikt, soll untersucht
werden, ob und ggf. wie sich au s der Friedensdenk-
schrift konkrete Maßstäb e für politisches Handeln
ableiten lassen . Zunächst werden die b eiden Kon-
flikte kurz dargestellt : Worum geht e s den Akteu-
ren, was sind ihre Ziele , was hab en sie bisher ris-
kiert, was erreicht, was verloren, was können sie
realistisch gewinnen? Welche Interessen haben
Dritte ? Welche Aktivitäten Außenstehender haben
sich als konflikteskalierend , welche als B eiträge zur
D eeskalation au sgewirkt? Anschließend werden
ein Politiker und j eweils ein Konfliktfachmann au s
dem friedenspolitischen und aus dem militäri-
schen B ereich die darge stellten Fakten unter dem
Aspekt der Grundprinzipien der Friedensdenk-
schrift b ewerten . Zentrale Frage wird dab ei sein :
Entspricht die von D eutschland mit getragene Poli-
tik der Nato in b eiden Konfliktregionen dem in der
Friedensdenkschrift formulierten Leitbild de s ge-
rechten Friedens?«

Ob es das offizielle Programm o der der zusätzli-
che Flyer war: Obwohl der S aal sogar etwas dichter
bestuhlt war als ursprünglich gedacht und damit
4 8 0 Sitzplätze zur Verfügung standen, waren kurz
vor Veranstaltungsb eginn alle Plätze b esetzt, die
Kirchentagsordner standen mit ihren Schildern
»Veranstaltung überfüllt« vor der Tür und wie sen
zu sp ät Kommende ab .

In der Vorb ereitung hatten wir versucht, die
drei Kommentatoren mit unserem Veranstaltungs-
konzept vertraut zu machen und hatten insb eson-
dere darum geb eten, dass Ob erstleutnant S aur und
Staatsminister Erler sich auf die Konfliktanalysen
beziehen und nicht sattsam b ekannte offizielle »Pa-
rolen« verkünden . D er Verlauf der Veranstaltung
zeigte ab er, dass sie diese (von der ge samten Vorb e-
reitungsgruppe getragene) B itte ignoriert hab en .
D as führte sowohl zu einer Fülle kritischer Fragen,
die die AnwältInnen des Publikums erhielten und
angesichts der knappen Zeit nur zu einem kleinen

Teil an das Podium weitergeb en konnten, als auch
dazu , dass Reinhard Voß für sein Statement mit Ab-
stand am meisten B eifall erhielt, obwohl ein guter
Teil der Anwe senden aus dem Umfeld der Militär-
seelsorge stammte . Gespräche der Vorb ereitungs-
gruppe nach der Veranstaltung b e stätigten, dass ei-
ne ganze Reihe von TeilnehmerInnen au s dem B e-
reich der Militärseelsorge von Reinhard Voß po si-
tiv üb errascht, von S aur und Erler dagegen ent-
täuscht waren . Andererseits waren eine ganze Rei-
he von Anwesenden aus der Friedensbewegung
frustriert, dass offizielle Parolen und Schönfärb e-
reien so viel Raum einnehmen konnten und die für
viele b e sonders brennende Frage nach einer Exit-
Strategie für Afghanistan von Erler und S aur nicht
b e antwortet wurde und vermuteten, dass die s dem
Einfluss der Vertreter der Evangelischen Seelsorge
in der Bunde swehr zuzuschreib en war; was aus ih-
rer Sicht plausibel war, ab er nicht zutraf.

D er Kirchentag in Bremen b ot für die kirchli-
che Friedensb ewegung weniger, für Bunde swehr
und Militärseelsorge mehr Raum als frühere Kir-
chentage . Die s wurde deutlich durch den Auftritt
der Big B and der Bunde swehr b eim Ab end der B e-
gegnung auf dem b esten Platz der Stadt, die damit
verbundene direkte und indirekte Imagewerbung
und die intensive Präsenz der Evangelischen Seel-
sorge in der Bundeswehr, die nicht nur wie auf frü-
heren Kirchentagen einen großen Stand auf dem
M arkt der Möglichkeiten hatte , sondern auch mit
einem Zelt direkt neb en der Bühne , auf der die Big
B and der Bundeswehr spielte , und mehreren Got-
te sdiensten im Programm vertreten war.

Wie weiter?

Wir stehen j etzt vor folgender Situation : D er
zum 1 . 1 0 . 2 0 0 8 ernannte EKD-Friedensb e auftragte ,
der zugleich auch Vorsitzender de s B eirats der ev.
Militärseelsorge ist, erwartet von den in der (eb en-
falls neu geschaffenen) Konferenz für Friedensar-
b eit im Raum der EKD vertretenen Kirchen und Or-
ganisationen, dass sie − entsprechend ihrer inhaltli-
chen Anliegen − konstruktiv zusammenarb eiten
und kann diese Po sition innerhalb der EKD im
Zweifelsfall durchsetzen (wie sich am B eispiel de s
Kirchentagspräsidiums gezeigt hat) . D as gilt insb e-
sondere für die Zu sammenarb eit mit der Militär-
seelsorge , die in der Konferenz für Friedensarbeit
vertreten ist. D ass die AGDF sich auf die gemeinsa-
me Veranstaltung eingelassen hat, stärkt daher ihre
Glaubwürdigkeit gegenüb er dem Friedensb eauf-
tragten und der EKD . Dies ist auch vor dem Hinter-
grund zu betrachten, dass die neue Struktur der
Friedensarb eit im Raum der EKD − B eauftragter,
Konferenz und eine gemeinsam von AGDF und Ev.
Arb eitsgemeinschaft zur B etreuung von Kriegs-
dienstverweigerer (EAK) getragene Arb eitsstelle −
die Chance bietet, die Friedensarb eit im B ereich
der Kirche zu stärken und den Einfluss der Kirche

21

Pa
zi

fi
s

m
us

22
I I / 2 0 0 9



auf die Politik im Sinne eines »Vorrangs für Gewalt-
freiheit« au szub auen . Die s ließe sich letztlich aber
nur b edingt gegen einen grundsätzlichen Wider-
stand der Militärseelsorge umsetzen .

Wenn sich die AGDF auf eine Fortsetzung eines
kritischen Diskursprozesse s zu Bundeswehreinsät-
zen einlässt, muss sie allerdings auch die Tatsache
b erücksichtigen, dass e s ein erhebliche s Ressour-
cenungleichgewicht zwischen der Evangelischen
Seelsorge in der Bunde swehr und der kirchlichen
Friedensarb eit (zugunsten der ersten) gibt. Die ses
Ungleichgewicht äußert sich z . B . darin, dass »JS -
Die Evangelische Zeitschrift für junge Soldaten«
aus dem Etat der Militärseelsorge auf ab sehb are
Zeit ohne Probleme weiter finanziert werden
kann, während die Zukunft der »Zivil« , die von der
EAK herausgegeben wird und sich an evangelische
Zivildienstleistende und ihre Einsatzstellen richtet,
nach den drastischen Kürzungen des EAK-Etats im
letzten Jahr zeitweise mehr als fraglich war und er-
hebliche Prote ste notwendig waren, um sie we-
nigstens vorläufig abzusichern .

5 )

Wir müssen also
darauf achten, dass wir die ses Ungleichgewicht
weiterhin offen benennen und uns durch eventuel-
le weitere Ko operationsproj ekte nicht zu unange-
brachter Rücksichtnahme b ewegen lassen .
Schließlich wird auch der Haushalt der AGDF zu
Zweidrittel von der EKD finanziert und wir hab en
im B ereich der Zusammenarbeit mit staatlichen
Stellen oft genug erlebt, dass finanzielle Abhängig-
keiten mit einer sinkenden B ereitschaft zur Kritik
einhergehen .

Wir sollten auch darüb er nachdenken, welche
Eigeninteressen die Evangelische Seelsorge in der
Bundeswehr im Rahmen einer Zusammenarb eit
mit der AGDF hab en könnte . Will sie in erster Linie
ihre Po sition innerhalb der EKD stärken, Kritik an
ihrer Arb eit und an ihrer oft geringen Distanz zu of-
fiziellen Bundeswehrpo sitionen reduzieren, die
üb erfällige Kritik am Re ssourcenungleichgewicht
zwischen Militärseelsorge und kirchlicher Frie-
densarb eit im Vorfeld abfangen? O der sucht sie in
einer Situation, in der die unre alistischen Erwar-
tungen der Regierenden, was Auslandseinsätze der
Bundeswehr b ewirken können, zu großer Unzu-
friedenheit innerhalb der Bundeswehr führen,
nach Verbündeten, die die offizielle Politik fach-
kundig und offen kritisieren können und wollen?
Wenn letzteres eine ernsthafte Rolle spielt, können
und sollten wir uns auf eine weitere Zusammenar-
b eit einlassen . E s liegt ganz offensichtlich in unse-
rem Intere sse , uns in den öffentlichen Diskurs um
die Auslandseinsätze der Bundeswehr, um steigen-
de Rüstungsexporte , um die Problematik der zivil-
militärischen Zusammenarb eit o der das ver-
gleichsweise dürftige Engagement der Bunde sre-

gierung in der zivilen Krisenprävention und der ge-
waltfreien Konflikttransformation einzumischen .
Wir dürfen uns nicht damit b egnügen, die se The-
men im friedenspolitischen Umfeld zu diskutieren,
sondern sollten j ede Möglichkeit nutzen, unsere
Argumente außerhalb de s eigenen Umfelds zu Ge-
hör zu bringen . Die neue kirchliche Friedensstruk-
tur bietet hierzu intere ssante Chancen . Wir wer-
den dab ei vielleicht fe ststellen, dass die Argumen-
te , die uns selb st am üb erzeugendsten erscheinen,
für Bunde swehrangehörige , Abgeordnete der gro-
ßen Ko alition o der VertreterInnen des Au swärti-
gen Amts keineswegs plausib el wirken, dass aber
andere Argumente , die wir selber vielleicht eher als
ergänzend b etrachten, erhebliche Nachdenklich-
keit erzeugen . Wenn der ehemalige CDU-Minister
Christian Schwarz-Schilling auf Grund seiner Er-
fahrung als Hoher Repräsentant und EU-Sonderb e-
auftragter für B o snien-Herzegowina erklärt, dass
Friedensproze sse mit der Unterzeichnung eine s
Friedensvertrages nicht enden, sondern im Gegen-
teil erst b eginnen, ruft das b ei uns ein müdes »aber
das hab en wir do ch schon immer gesagt ! « hervor.
Ab er die meisten Abgeordneten de s D eutschen
Bundestages nehmen eine uns längst b ekannte Tat-
sache erst wahr, wenn sie von j emandem aus der
etablierten Politik formuliert werden . Wenn wir
»lo cal ownership« in B ezug zur B edeutung der
Kommunalpolitik in unserem eigenen Land setzen,
wird die se s Konzept für SPD-PolitikerInnen viel
leichter verständlich .

Sowohl Skandalisierung und Aufklärung als
auch der Diskurs mit politisch Andersdenkenden
sind für die friedenspolitische Arb eit unabdingb ar.
Einen Diskurs gemeinsam mit der Militärseelsorge
zu organisieren erscheint in der augenblicklichen
Situation sinnvoll, wenn Intere ssengegensätze und
inhaltliche Differenzen offen benannt werden . D a-
b ei gilt e s zugleich sensibel für Versuche politi-
scher Instrumentalisierung zu sein, auch ange-
sichts der erheblich größeren Ressourcen der Mili-
tärseelsorge und kirchlichen Tendenzen, »zivil«
und »militärisch« als Einheitsbrei zusammenfügen
zu wollen . Für den Ökumenischen Kirchentag
2 0 1 0 in München und den Evangelischen Kirchen-
tag 2 0 1 1 in Dre sden, auf denen nach Auskunft von
Renke B rahms Friedensthemen wieder stärker the-
matisiert bzw. einen Schwerpunkt bilden sollen,
müssen wir b eides vorb ereiten und einfordern : Ei-
gene Schwerpunktveranstaltungen, in denen z . B .
Themen wie Rü stungsexporte , zivil-militärische
Zu sammenarbeit und Werbekamp agnen der Bun-
de swehr aus unserer Perspektive analysiert wer-
den und Diskursveranstaltungen, auf denen unter-
schiedliche Po sitionen aufeinander treffen .

Ja n Gildemeister ist Geschäftsführer der AGDF,

Ute Finckh-Krämer ist Vorsitzendes des BSV und

Forum Pazifism us-Redakteurin.
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5 ) Im Juni wird die Vorentscheidung fallen, ob die Zeitschrift in mo-
difizierter Konzeption (u . a. mit der zusätzlichen Zielgruppe der
Freiwilligen) mittelfristig erhalten bleibt.



er Aufschrei kam von der B asis . In die sem
Falle vom SPD-Ortsverein des Schwarz-

waldstädtchens Waldkirch, knapp üb er 2 0 . 0 0 0 Ein-
wohner, daher seit B eginn de s Jahre s 2 0 0 9 Große
Kreisstadt mit einem Oberbürgermeister an der
Spitze . Mit wachsender Sorge hatten einige frie-
denspolitisch engagierte Waldkircher Sozialdemo-
kraten die seitJahren ansteigenden deutschen Waf-
fenexporte verfolgt. »D er Waffenexport floriert.
D eutschland ist fünftgrößter Lieferant« , hatte die
B adische Zeitung schon üb er das Jahr 2 0 0 5 b erich-
tet.

1 )

Alarmierende Nachricht : Deutschland
drittgrößter Waffenlieferant

B ereits ein Jahr sp äter übermittelte die Pre sse an
herausragender Stelle die Negativb otschaft, dass
2 0 0 6 weltweit ein Rekord b ei den Militärausgaben
aller Art zu vermelden sei . Sowie : D eutschland sei
erstmals auf dem unrühmlichen Platz drei der Welt-
rangliste der Staaten mit den meisten Waffenex-
porten gelandet. Gleich hinter den USA und Russ-
land , mit deutlichem Ab stand zu Frankreich, Nie-
derlande , Großbritannien, Italien, Sp anien, China
und Schweden .

2 )

Unter B erufung auf das renom-
mierte Sto ckholmer Friedensforschungsinstitut
Sipri

3 )

teilte die B adische Zeitung mit, D eutschland
hab e 2 0 0 6 seine Waffenexporte von 1 , 5 auf 3 , 8 Mil-
liarden D ollar ge steigert. D as Blatt kommentierte :
»D ass D eutschland in der Rangliste der Waffen-
händler Rang drei erklomm, ist wahrlich kein
Grund für nationalen Stolz . «

4)

Um den Le sern der
Zeitung zu verdeutlichen, dass das Problem der
Waffenpro duktion und der Waffenexporte nicht ir-
gendwo in neb elhafter Ferne ange siedelt ist, son-
dern direkt vor unserer Haustür, fügte die Redakti-
on eine detaillierte Information über Waffen pro-
duzierende B etrieb e aus neun b aden-württemb er-
gischen Städten und Gemeinden hinzu . D arunter
die Firma Heckler & Ko ch, die in Oberndorf Pisto-
len, Gewehre und Granatwerfer b aut − und welt-
weit exportiert.

Zivilgesellschaftlicher Protest :
»Skandal ohne Grenzen«

Diese Informationen gab en den entscheidenden
Anstoß, in Waldkirch zu einer Informationsveran-
staltung einzuladen und damit gleichzeitig ein Fo-
rum zu bieten für die Zusammenarbeit von politi-
schen, gewerkschaftlichen, kirchlichen und frie-
denspolitischen Vereinigungen, von denen ein rü-
stungskritische s Engagement erwartet werden
konnte . D as unter dem Titel »Skandal ohne Gren-
zen . D em Rü stungsexport muss endlich Einhalt ge-
b oten werden« stehende Treffen fand am 1 0 . Juli
2 0 07 statt.

Für das Einstiegsreferat »Üb erlegungen zu ei-
ner ethischen B eurteilung der Rüstungsexportpo-
litik« konnte der Politikwissenschaftler Dr. B ern-
hard Moltmann von der He ssischen Stiftung Frie-
dens- und Konfliktforschung (HSFK) gewonnen
werden . D er ehemalige Akademiedirektor ist zu-
gleich Vorsitzender der Kommission »Rüstungsex-
porte« in der »Gemeinsamen Konferenz Kirche
und Entwicklung« (GKKE) . Die se Kommission
wurde von den beiden großen Kirchen ins Leb en
gerufen . D ort war nämlich der Eindruck entstan-
den, dass der Bunde stag − b eziehungsweise »die
Politik« insgesamt - dem Thema Waffenexporte kei-
ne be sondere Aufmerksamkeit widmete und die
j ährlich erstatteten Rü stungsexportberichte der
Bunde sregierung kaum zur Kenntnis nahm o der
kommentarlo s abnickte . D aher gibt die GKKE j ähr-
lich einen kritischen Rüstungsexportb ericht he-
raus , den Moltmann zur Grundlage seine s Waldkir-
cher Vortrage s machte .

5 )

Moltmanns Fazit, das zugleich eine politische
Forderung an Bundesregierung und Bundessicher-
heitsrat darstellte , lautete folgendermaßen : »B ei rü-
stungspolitischen Entscheidungen − gerade b ei
Lieferungen in Empfängerländer außerhalb von
Nato und EU − ist zu b egründen, ob sie tatsächlich
dem Frieden, der Sicherheit und der Entwicklung
dienen . Industriepolitische Motive , Arb eitsplatzar-
gumente oder der Verweis auf entgegenlaufende s
Handeln von Konkurrenten hab en hier keinen
Platz . «

6)

23

Wolfram Wette

Signal gegen Waffenexport
»Waldkircher Erklärung« mit fast 15 . 0 0 0 Unterschriften
liegt j etzt dem Bundessicherheitsrat vor

1 ) dp a-B ericht: D er Waffenexport floriert. D ie Ausfuhr von Rüs-
tungsgütern legt um zehn Prozent zu . D eutschland ist fünftgröß-
ter Lieferant. In: B adische Zeitung 2 8 . 9 . 2 0 0 6 , S . 2 0 .

2 ) H anne s Gamillscheg : Rekord b ei Militärausgab en. D er Irakkrieg
treibt die Ko sten der USA in die Höhe . Auch der Waffenhandel
nimmt zu . In: B adische Zeitung, 1 2 . Juni 2 0 07, S . 1 , Schaubild »Die
größten Waffenexporteure« .

3) Sipri = Sto ckholm International Pe ace Research Institute

4) H anne s Gamillscheg: Fehlgeleitete s Geld . Rüstungsb o om . In : B a-
dische Zeitung, 1 2 . Juni 2 0 07, S . 1 , Rubrik »Tage sspiegel« .

5 ) Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung (Hrsg .) : Rüs-
tungsexportb ericht 2 0 0 6 der GKKE . Vorgelegt von der GKKE-
Fachgruppe Rüstungsexporte . B onn, B erlin 2 0 0 6 (= GKKE-Schrif-
tenreihe B d . 4 1 ) , 1 1 5 S . ; sowie Rü stungsexportb ericht 2 0 07 der
GKKE .

6) Referat von B ernhard Moltmann in Waldkirch am 1 0 . 7. 2 0 0 9 : Rüs-
tungsexporte − ein Skandal ohne Grenzen . Üb erlegungen zu ei-
ner ethischen B eurteilung von Rüstungspolitik, hier: S . 1 2 .
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Der Handel mit dem Tode
− was geht uns das an?

Für die Teilnahme an der Veranstaltung wurde mit
einigen rhetorischen Fragen geworb en . »D er Han-
del mit dem To de − was geht uns das an? Ist das ein
Thema für die Waldkircher Provinz? Wer kennt
schon die Produzenten, Verkäufer, Käufer und An-
wender der Waffen? Wer kennt die Grauzonen des
Waffengeschäfts ? Werden die Waffen − meist han-
delt e s sich um sogenannte Kleinwaffen, also Ge-
wehre , Pistolen, Minen − nicht hauptsächlich in an-
deren Kontinenten eingesetzt, in erster Linie in
den unterentwickelten Ländern? Kann man gegen
die deutsche Waffenexportpolitik überhaupt et-
was ausrichten? D en Kritikern wird häufig ge samt :
Wenn wir nicht liefern, dann liefern eb en die ande-
ren . Ab er gibt es nicht auch den Weg, mit gutem
B eispiel voranzugehen?«

7)

Die lokale Pre sse griff
diesen Gedanken auf und titelte : »D er Handel mit
dem To d − was geht uns das im Elztal an?«

8)

D as erklärte Ziel der Veranstaltung lautete , ei-
nen »zivilgesellschaftlichen Protest gegen die
wachsende deutsche B eteiligung am Handel mit
dem To d« zu formulieren und ihn als Signal an die
Bundesregierung zu senden . Terminologisch ori-
entierten sich die Veranstalter an einem Wort des
früheren Bundeskanzlers Willy Brandt. Er hatte die
Rüstungstransfers schon vor mehr als 3 0 Jahren als
»Export de s To des« b ezeichnet. In der Zivilge sell-
schaft von heute gelten polemische B egriffe die ser
Art keine swegs mehr als politisch anstößig, wie
man der Tatsache entnehmen kann, dass sie auch in
Publikationen der Bunde szentrale für politische
Bildung verwendet werden .

9)

Sowohl das Referat von B ernhard Moltmann als
auch die sich anschließende Po diumsdiskussion
waren von S achverstand geprägt.

1 0)

Einleitend wur-
de gesagt, es gehe primär um einen moralischen
Appell an die Bunde sregierung und an den Bunde s-
sicherheitsrat sowie an die mit dieser Materie b e-
fassten Parlamentarier. Sie sollten sich auf ihre frie-
densethische Verantwortung b esinnen . Jürgen
Grässlin stellte fe st, dass Rüstungsexport »aktive
B eihilfe zum Mord« sei . Auf das Konto der »kleinen
Waffen« − wie das deutsche Gewehr G 3 6 oder die
ru ssische Kalaschnikow − gingen 9 5 Prozent der
Toten kriegerischer Auseinandersetzungen . D GB-
SprecherJürgen Höfflin warnte , dass die Waffenlie-
ferungen von heute die gewaltsamen Auseinander-
setzungen von morgen seien . Herb ert Schweitzer
rief dazu auf, bis in die kleinste Gemeinde hinein
aufzuzeigen, dass Waffenpro duktion unnötig und
lebensfördernde Pro dukte Sinn der Arb eit seien .

Erstunterzeichnerinnen
und Erstunterzeichner

Die überraschend zahlreichen Teilnehmer der Ver-
anstaltung be schlo ssen nach eingehender Disku s-
sion einmütig eine von Jürgen Grässlin und Wolf-
ram Wette vorb ereitete »Waldkircher Erklärung«
mit dem Titel »Skandal ohne Grenzen − den Waffen-
lieferungen mu ss Einhalt geb oten werden« . Etwa
5 0 Erstunterzeichner bekundeten ihre Zustim-
mung. Mit Unterschriftenlisten, welche der Erklä-
rung b eigegeb en wurden, sollte in der Folgezeit
bundesweit für eine Unterstützung de s Anliegens
geworb en werden .

Zu den Erstunterzeichnerinnen und Unter-
zeichnern gehörten : Prof. Dr. Wolfram Wette , His-
toriker, SPD Waldkirch; Dr. B ernhard Moltmann,
Vorsitzender der Fachgruppe Rüstungsexportpoli-
tik der »Gemeinsamen Konferenz Kirche und Ent-
wicklung« (GKKE) ; Jürgen Grässlin, Bunde sspre-
cher der D eutschen Friedensge sellschaft − Verei-
nigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) und de s
D eutsche s Aktionsnetzes Kleinwaffen Stoppen
(DAKS) ; Jürgen Höfflin, Vorsitzender des D eut-
schen Gewerkschaftsbunde s Südb aden (D GB) ; S a-
bine Wölfle , Vorsitzende der SPD Waldkirch; Ste-
phan Möhrle , Vorstandsmitglied im RüstungsInfor-
mationsBüro (RIB e .V.) ; Paul Russmann, Geschäfts-
führer der Kamp agne gegen Rü stungsexport bei
Ohne Rü stung Leb en (ORL) ; Fabian Sieb er, in Ver-
tretung de s Generalsekretärs der deutschen Sekti-
on von Pax Christi; M arku s Web er, Geschäftsführer
der B istumsstelle Pax Christi Freiburg; Prof. Dr.
Herb ert Schweizer, Katholische Arb eiterbewe-
gung (KAB) ; Christoph B ayer, SPD-Abgeordneter
de s Landtags von B aden-Württemb erg; Dietrich
Elchlepp , Mitglied des Europ äischen Parlaments
a. D . , SPD ; Alexander Kauz, Die Linke , und viele an-
dere mehr.

Der Wortlaut der Waldkircher Erklärung

Die »Waldkircher Erklärung zum Rüstungsexport«
b eginnt mit einer Analyse der Rüstungstransfers in
den vergangenen Jahren : »Trotz aller gesetzgeb eri-
schen und politischen Vorkehrungen stiegen die
deutschen Waffenexporte in den vergangenen Jah-
ren stetig − zuletzt sogar rasant − an . « D eutschland
stehe seit 2 0 0 6 gleich hinter den USA und Russ-
land . »So geschehen 1 7 Jahre nach der deutsch-
deutschen Vereinigung und trotz eine s weitge-
hend b efriedeten europ äischen Kontinents . Die-
ser dramatische Zuwachs ist nicht im Mindesten
nachvollziehb ar. «

Zu den ge setzlichen Rahmenb edingungen
wird festgestellt : »Mit dem Kriegswaffenkontroll-
ge setz (KWKG) , dem Außenwirtschaftsge setz

24

7) Text d . Verf. für die Pre sseankündigung der Veranstaltung am
1 0 . 7. 2 0 07.

8) B adische Zeitung, 7. 7. 2 0 09 , S . 2 5 : Elztal .

9) Zum B eispiel b ei Mathias John: Rü stungstransferns − Glob aler
H andel mit dem To d . In: Aus Politik und Zeitge schichte . B eilage
zur Wo chenzeitung D as Parlament. Nr. 1 6- 1 7/2 0 07, 1 6 . 4 . 2 0 07, S .
1 7-2 4 .

1 0) Eb erhard Weiss : D em Waffenexp ort Einhalt gebieten . D ie Wald-

kircher SPD veranstaltete einen Informationsab end mit Experten
zum Thema » Skandal ohne Grenzen − Rü stungsexport« . In : B adi-
sche Zeitung, 1 3 . 7. 2 0 0 9 , S . 2 1 : Elztal .
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(AWG) und den Politischen Grundsä tzen der Bun-

desregierung für den Export vo n Kriegswaffen

und so nstigen Rüstungsgütern verfügt die Bundes-
republik D eutschland zwar über ein im internatio-
nalen Vergleich als re striktiv geltende s Rüstungs-
exportkontrollregime , ab er die se Regelungen ha-
ben den Skandal ohne Grenzen nicht verhindert. «

Zumal die territorialen Restriktionen würden
häufig nicht mehr b e achtet : »Führender Empfän-
ger deutscher Waffen sind Staaten, die kriegerische
Konflikte führen . Ein b edeutender Anteil der deut-
schen Waffentransfers erfolgt au sgerechnet in die
Entwicklungsländer, die Entwicklungshilfe b ezie-
hen . In b eträchtlichem Umfang wurden deutsche
Waffen an Länder in Krisen- und Kriegsgebiete de s
Nahen O stens , Asiens und Afrikas verkauft. D ab ei
wurde und wird der Grundsatz, nicht in Sp an-
nungsgebiete und nicht an menschenrechtsverlet-
zende Staaten zu liefern, offensichtlich zuneh-
mend missachtet. Häufig verschwinden die Waffen
in staatlich unkontrollierb aren Grauzonen von
Bürgerkriegskonflikten . D enn Reexporte an Dritt-
staaten werden de facto nicht kontrolliert. Mit gro-
ßer Sorge verfolgen wir auch Lizenzvergab en zum
Nachb au deutscher Waffen . «

B esonders b esorgniserregend sind Rüstungs-
güter, die mit dem verharmlo senden B egriff »Klein-
waffen« b ezeichnet werden : »Laut Schätzungen de s
Internationalen Komitees des Roten Kreuze s ster-
ben rund 9 5 Prozent aller Opfer durch so genannte
, Kleinwaffení, also Gewehre , Pistolen, Mörser und
Minen . D eutschland zählt seit Jahren zu den füh-
renden Kleinwaffenexporteuren weltweit. «

Politische Forderungen

E s folgen eine Gesamteinschätzung und die politi-
schen Forderungen :

»- Wir sehen in der Entwicklung der deutschen
Waffenexporte einen Skandal ohne Grenzen .

- Wir fordern, dass die ser Entwicklung Einhalt
geb oten wird . Ziel deutscher Politik muss eine Welt
sein, in der Konflikte mit zivilen Mitteln gelö st wer-
den .

- Die Bunde sregierung darf sich nicht länger
von dem Totschlagargument irreführen lassen,
deutsche Arb eitsplätze müssten ge sichert werden .
Diese B ehauptung ist unzutreffend : Mit dem Geld ,
das für staatliche Subventionen an die deutsche
Rüstungsindustrie und für Waffenkäufe aufgewen-
det wird , könnten ungleich mehr Arb eitsplätze im
Zivilb ereich geschaffen werden .

- Die Bundesregierung soll sich auch nicht mit
dem Argument b eruhigen, im Falle eine s deut-
schen Rückzugs würden eben andere die Waffen
liefern . Steigt D eutschland aus dem Ge schäft mit
dem To d aus , so kann die s eine po sitive Signalwir-
kung für andere rüstungsexportierende Staaten
hab en .

- Wir fordern die Mitglieder der Bundesregie-

rung, de s geheim tagenden Bundessicherheits-
rate s und die Parlamentarier nachdrücklich auf,
sich auf ihre friedensethische Verantwortung zu
b e sinnen .

- Wir fordern sie auf, mit gutem B eispiel voran-
zugehen, den Export von Waffen und Munition äu-
ßerst re striktiv zu handhab en .

- Wir fordern die Bundesregierung zum voll-
ständigen Verzicht auf staatliche Ab sicherungen
von Rü stungsge schäften auf (Herme s-Bürgschaf-
ten) .

- Wir fordern mehr Transp arenz : Bundestag
und Öffentlichkeit mü ssen vor den Entscheidun-
gen üb er Rüstungsexporte informiert werden .

- Wir fordern von den deutschen Rüstungsun-
ternehmen den Verzicht auf den Ausb au von Pro-
duktionskap azitäten zur Systemführerschaft. Statt-
dessen sollten die Vorstände der waffenpro duzie-
renden Unternehmen zur Sicherung der Arbeits-
plätze umgehend Maßnahmen der Konversion ein-
leiten, also der Umstellung der militärischen auf ei-
ne sinnvolle zivile Fertigung . «

Verbreitung und Echo

In der Folgezeit wurde die »Waldkircher Erklärung«
über die Netzwerke der veranstaltenden Organisa-
tionen sowie im Internet b ekannt gemacht. B ereits
am Tag des Erscheinens im Internet wurde die Er-
klärung 3 3 0 6 mal aufgerufen .

B ei den Redaktionen einiger Printmedien stie-
ßen die Sprecher der Aktion auf offene Ohren .

Die Frankfurter Rundschau druckte die »Wald-
kircher Erklärung« auf ihrer D okumentationsseite
vollständig ab .

1 1 )

Die Zeitung »Neue s D eutschland«
dokumentierte den Text eb enfalls

1 2 )

und ließ ihn
auf Seite 1 durch den renommierten B erliner Frie-
densforscher Ekkehart Krippendorff kommentie-
ren . : »Nich t in unsrem Namen ruft [ . . . ] eine kleine
Initiative aus Südb aden der bundesrepublikani-
schen Öffentlichkeit zu : Zur Ungeheuerlichkeit der
deutschen Waffenexporte darf nicht länger ge-
schwiegen werden . Eine Handvoll Sozialdemokra-
ten, Mitarb eiter von Pax Christi, Gewerkschafter
und Wissenschaftler haben eine Waldkircher Er-

klärung in die Welt gesandt. Diese Erklärung
braucht Mitstreiter und Lautsprecher. Vielleicht
gelingt e s, einige no ch vorhandene Funken unter
der Asche der Friedensb ewegung anzublasen :
D eutschland als weltweit erster Aussteiger au s dem
tö dlichen Waffenge schäft − das wäre etwas , wofür
sich einzusetzen lohnte . E s ko stet nur moralischen
und politischen Mut. «

1 3 )

A
nt

i
m

ili
ta

ris
m

us

1 1 ) Stoppt das Geschäft mit dem To d . In : Frankfurter Rundschau ,
2 5 . 7. 2 0 07, S . 2 3 : D okumentation .

1 2 ) D en Waffenlieferungen muss Einhalt geb oten werden. D okumen-
tiert : Waldkircher Erklärung zum Rü stungsexport. In : Neue s
D eutschland , 4 ./ 5 . 8 . 2 0 0 9 , S . 2 4 .

1 3) Ekkehart Kripp endorff: Nicht in unsrem Namen . In: Neue s
D eutschland , 4 ./ 5 . 8 . 2 0 0 9 , S . 1 .
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D er sozialdemokratische »Vorwärts« brachte
immerhin einen kurzen Artikel und einen Hinweis
auf www. spd-waldkirch . de .

1 4)

Die B erliner »tage s-
zeitung« trug zur Verbreitung des Aufrufs b ei mit
der D okumentation seine s Wortlauts und mit ei-
nem Interview von Stefan Reinecke mit Wolfram
Wette b ei . Titel : »Ein schändliches Geschäft« .

1 5 )

»Zi-
vilcourage . D as Magazin für Pazifismus und Antimi-
litarismus« widmete ihre Septemb ernummer 2 0 0 8
dem Thema Rü stungsexport. In seinem grundle-
genden Leitartikel »D en To d bringen Waffen aus
D eutschland« wies Jürgen Grässlin auch auf die
Waldkircher Erklärung hin .

1 6)

D er Fachmann für
Rüstungsexporte konnte in diesem B eitrag am kon-
kreten Fall Georgien exemplarisch die Grauzone
de s Waffenhandels beleuchten . D eutsche Friedens-
aktivisten hatten den Nachweis erbracht, dass deut-
sche Kleinwaffen, nämlich G 3 6-Gewehre der
Ob erndorfer Firma Hecker & Ko ch, auf rätselhafte
Weise − j edenfalls ohne Genehmigung der Bunde s-
regierung und ohne Wissen der Pro duktionsfirma
− in die Hände georgischer Sicherheitskräfte ge-
langt waren . Dieser Fall wurde durch das Fernse-
hen bunde sweit publik gemacht.

1 7)

B esonders viele Unterschriften leisteten Mit-
glieder der ökumenischen Kamp agne »Ohne Rü s-
tung leb en« . Einen Monat nach der Verab schie-
dung der Erklärung b erichtete die lokale Waldkir-
cher Presse , b ereits 4 0 0 Bürger hätten die »Waldkir-
cher Erklärung« unterschrieb en .

1 8)

Nachdem sich
die genannten überregionalen Medien der Verbrei-
tung de s Aufrufs angenommen hatten, hörte das
Telefon b ei S abine Wölfle in Waldkirch nicht mehr
auf zu klingeln . Die M ailb ox quoll üb er. Mehr als ein

Jahr sp äter konnte öffentlich vermeldet werden :
»Die Waldkircher Erklärung gegen Rü stungsex-
porte hat inzwischen 1 2 . 0 0 0 Unterzeichner. D em-
nächst Üb ergabe an Sicherheitsrat geplant« .

1 9)

Im
März 2 0 09 wurde noch einmal bilanziert : 1 4 . 5 1 0
Menschen hatten die »Waldkircher Erklärung« un-
terzeichnet. D amit war nach Ansicht der Sprecher
der Aktion ein Teilziel erreicht. Nun konnte nach
einem Weg gesucht werden, das zivilge sellschaftli-
che Gewicht der vielen Unterstützerinnen und Un-
terstützer in einem Gesprächstermin mit einem
Mitglied der Bundesregierung zur Geltung zu brin-
gen .

Übergabe der Unterschriftenlisten an
den Staatsminister im Auswärtigen Amt

Am 2 7. März 2 0 09 wurden in Freiburg während ei-
ner Pre ssekonferenz vier dicke Ordner mit den Un-
terschriftenlisten an den Staatsminister im Auswär-
tigen Amt, Gernot Erler MdB , üb ergeb en .

2 0)

Aus die-
sem Anlass b ezeichneten die Sprecher der Aktion
die Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung
erneut als »Skandal ohne Grenzen« . D er Historiker
Prof. Wolfram Wette , Mitglied der SPD Waldkirch
und Initiator der Aktion, forderte »insb esondere
die Mitglieder de s Bunde ssicherheitsrate s ein-
dringlich auf, sich für eine drastische Reduzierung
der Rüstungsexporte einzu setzen« . Wette b etonte
einmal mehr, dass D eutschland laut einer Studie
de s Friedensforschungsinstituts Sipri in Sto ck-
holm »seit dem Jahre 2 0 0 6 auf den unrühmlichen
Platz 3 in der Weltrangliste der Länder mit dem
höchsten Volumen an Rü stungsexporten aufge-
rückt« sei .

» So lange D eutschland Waffen an menschen-
rechtsverletzende Staaten wie Russland , Israel und
viele andere liefert, sind die Politischen Grundsät-
ze der Bunde sregierung zum Rü stungsexport M a-
kulatur« , sagte Jürgen Grässlin . Massiv kritisierte
der Bundessprecher der D eutschen Friedensge-
sellschaft − Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK) »Waffentransfers an verfeindete Staaten
wie Indien und Pakistan sowie die Verdoppelung
der Kleinwaffenexporte in die b esonders b edenk-
lichen Drittländer. Mit Kleinwaffen« , so Grässlin,
»werden 9 5 Prozent aller Menschen in Kriegen und
Bürgerkriegen getötet. «

2 1 )

Paul Ru ssmann, Ge schäftsführer der ökumeni-
schen Aktion Ohne Rüstung Leben, erklärte : »Wir
können vielleicht nicht verhindern, dass Men-
schen Krieg führen, aber wir können verhindern,
dass Waffen geliefert werden . « D er ORL-Geschäfts-
führer forderte die Bundesregierung »zum voll-
ständigen Verzicht staatlicher Ab sicherungen von
Rüstungsgeschäften mit Steuergeldern« über Her-
mes-Bürgschaften auf. Russmann verlangte vom
Bund »den Verzicht der Lieferung von drei U-B oo-
ten nach Pakistan, die mit einer staatlichen Au sfall-
bürgschaft von gut 1 Milliarde Euro abge sichert
werden soll« .

Stephan Möhrle , Vorstandsmitglied im Rü-
stungsInformationsBüro (RI B e .V.) , forderte ,
dass »Gelder, die bislang für Rüstungsproj ekte wie
den Eurofighter und für Herme s-Bürgschaften ver-
schwendet werden, zukünftig für Bildung und Frie-
densforschung verwendet werden mü ssen« . Möhr-
le sieht in der Waldkircher Erklärung »ein politi-
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1 4) SPD Waldkirch : Unterschriften gegen Waffenexp orte . In: Vor-
wärts-Newsletter August 2 0 07, News 3 ; und : Vorwärts [ D ruckver-
sion ] 0 9/2 0 07, Seite »Parteileb en« .

1 5 ) »Ein Schändliches Ge schäft« . In: die tageszeitung, 3 0 . 8 . 2 0 0 8 , S . 1 2 .

1 6) Zivilcourage . D as M agazin für Pazifismu s und Antimilitarismus
der DFG/VK, Nr. 4 , Sept. 2 0 0 8 , Titelgeschichte von Jürgen Gräss-
lin : »D en To d b ringen Waffen aus D eutschland« , S . 6- 1 1 .

1 7) Eb d a. , S . 1 0 .

1 8) Eb erhard Weiss : Aufruf gegen Waffenexp ort. In : B adische Zei-
tung, 1 1 . 8 . 2 0 07, S . 2 5 : Elztal.

1 9) Sylvia Timm : »Unerträgliches Geschäft mit dem To d« . In : B adische
Zeitung, 2 . 1 0 . 2 0 0 8 , S . 2 1 .

2 0) Vgl . den B ericht von Michael Neub auer: Signal gegen den Waffen-
exp ort. »Waldkircher Erklärung« mit fast 1 5 . 0 0 0 Unterschriften an
Staatsminister Erler üb ergeb en. In : B adische Zeitung, 2 8 . 3 . 2 0 0 9 S .
2 .

2 1 ) Weiterführend : www. rib-ev. de (mit aktuellem Rü stungsexport-
Weblog und DAKS-Newsletter zu Kleinwaffenexporten) ,
www.juergengrae sslin. com (Stichworte »Rüstungsexp orte« und
»Heckler & Ko ch«) und www. dfg-vk. de
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Taten . D er Skandal ohne Grenzen hat nämlich kei-
neswegs ein Ende oder auch nur eine B egrenzung
gefunden . D eutschland steht auch 2 0 0 8 auf Platz 3
der Weltrangliste der waffenexportierenden Staa-
ten . E s hat seinen Weltanteil am Waffenmarkt in
den letzten 5 Jahren von 7 auf 1 0 Prozent ge stei-
gert. D er Trend zum vermehrten Export von deut-
schen Rü stungsgütern ist ungebro chen .

Prof. Dr. Wolfram Wette istHistoriker undMitglied

der DFG- VK.

sches Papier, das auf gro-
ße Resonanz b ei Lehrern
und vor allem b ei Schü-
lern ge stoßen« sei . Die
junge Generation b ewer-
te »die deutsche Rü-
stungsexportpolitik äu-
ßerst kritisch . Die s zeigt
die große B eteiligung Ju-
gendlicher b ei Protesten
gegen Heckler & Ko ch
und D aimler. «

S abine Wölfle , Mit-
glied im Landesvorstand
der SPD B aden-Württem-
berg, b etonte den großen
Zuspruch, den die Initia-
toren der »Waldkircher Er-
klärung« in den letzten
eineinhalb Jahren erfah-
ren hatten . »Hätten wir
nicht ehrenamtlich gear-
beitet, sondern mit mehr
finanziellen Mitteln und
M anpower, so hätten wir
sogar die zehnfache Men-
ge an Unterschriften sam-
meln können . D enn« , so
die Sozialdemokratin,
»die große Mehrheit B e-
völkerung steht hinter
uns , wie zahlreiche Ge-
spräche an Informations-
ständen gezeigt hab en . «

In seiner von großer
Ernsthaftigkeit geprägten
Stellungnahme begrüßte
Staatsminister Gernot Er-
ler MdB (SPD) das Enga-
gement der Friedens- und

Menschenrechtsorgani-
sationen und Mitglieder
verschiedener Parteien
zur »Waldkircher Erklä-
rung« . Er teilte insb eson-
dere die B edenken an den
dramatisch zunehmenden Exporten von Kleinwaf-
fen, wie Pistolen und Gewehren . Staatsminister Er-
ler versprach, die ihm üb ergeb enen Listen der
mehr als 1 4 . 5 0 0 Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner sowie die persönlichen Schreib en an die
Mitglieder des Bunde ssicherheitsrate s weiterzu-
reichen . Seitens de s Außenministeriums versprach
er »eine Antwort, die nicht abwimmelt, sondern
Sub stanz hat« .

Die zahlreichen Unterstützer dieser Prote stak-
tion gegen Rü stungsexporte erwarten allerdings
nicht nur sub stanzielle Worte , sondern sichtb are

Dr. phil . D irk Heinrichs , Jahrgang 1 9 2 7, war von 1 9 5 5 bis 1 9 9 6 Gesellschafter und Ge-
schäftsführer eines Familienunternehmens der H afenwirtschaft B remen/B remerhaven .
Zu sammen mit seiner Frau Ruth-Christa war er 1 979 Stifter der Stiftung Die Sch welle, Bei-
träge zur Friedensarbeit in B remen. Mitbegründer des Arbeitskreises Historische Frie-
densforschung ( 1 9 84) und des Ökumenischen Dienstes Schalomdiakonat ( 1 9 9 2 ) .
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tell Dir vor, e s ist Krieg − und keiner geht
hin ! « war in den 60er bis frühen 8 0er Jah-

ren, der Zeit der Blumenkinder und der dann viel
ernsteren Friedensbewegung, eine provokativ ge-
fasste Aufforderung zum Nachdenken : Sie spielte
ge schickt mit der kindlich-naiven und zugleich ver-
blüffenden Verkürzung eine s komplexen Prob-
lems , der S ache von Krieg und Frieden nämlich,
durch die plötzlich alles ganz einfach zu sein
scheint : Was ist, wenn man die Kriegsherren ein-
fach auf ihren Kriegsschauplätzen alleine lässt?

Ein schlitzohriger anonymer Fälscher, mag sein
ein Prop agandist der Nachrüstung, hat die Auffor-
derung im Gegenzug, sozusagen kontra-provokant,
mit dem Zusatz gekontert, der j ener verlo ckenden
Vereinfachung den Weg versperrt : » . . . dann kommt
der Krieg zu Dir« .

Um der Fälschung die Autorität des B ert B recht
anzudichten, hat er ihr in einer trickreichen Colla-
ge einen Vers aus de ssen »Koloman Wallisch Kanta-
te«

1 )

angefügt, die sich nicht auf den Krieg b ezieht
( ! ) und der lautet :

Wer zu Ha use bleibt, wenn der Kampfbeginn t

Und lässt andere kämpfen für seine Sache

Der m uss sich vorsehen; denn

Wer den Kampf n ich t geteilt ha t

Der wird teilen die Niederlage.

Nich t einmal den Ka mpf vermeidet

Wer den Kampf vermeiden will; denn

Es wird kämpfen für die Sache des Feinds

Werfür seine eigene Sache n ich t gekämpft ha t

Die ursprüngliche Sentenz vom Krieg, zu dem
keiner hingeht, entstammt tatsächlich literari-
schem Kindermund : D er amerikanischen Schrift-
steller und Po et C arl S andburg ( 1 878- 1 9 67) lässt in
seinem 1 9 3 6 erschienenen Roman »The People ,
Yes« ein kleine s Mädchen b eim Anblick vorb eizie-
hender Truppen träumerisch-melancholisch sa-
gen : » Sometime they'll give a war and nob o dy will
come« (»Eines Tages werden sie einen Krieg geb en
und keiner wird kommen«) .

Aber war der Fälscher − was auch immer sein
Motiv gewesen sein mag − nicht eigentlich ein klu-
ger und weitsichtiger Provokateur?

»Stell Dir vor, e s ist Krieg − und keiner geht hin«
sollte o der konnte für j eden, der (vielleicht sogar
kritisch) zu denken für sich b eanspruchte , die kei-
neswegs bloß rhetorische weitere Frage provozie-
ren : Was ist dann? Reicht es , »nicht hinzugehen« ?

Nur ein Kind wird in der Vermischung von
Wunschtraum und Wirklichkeit und − so sollte man
meinen − nur ein Tor, der nur sich selb st sieht, wird
glaub en, wenn er nur selb st »nicht hingeht« , dann
falle die Aufführung »Krieg« mangels Intere sse
o der Kanonenfutter eb en einfach au s und die Ver-
anstalter und Regisseure gingen frustriert nach
Hause . Folglich reiche e s j a au s, eben einfach »nicht
hinzugehen« , um Krieg zu verhindern o der gar Pa-
zifist zu sein . O der minde stens : Wenn er eb en ande-
re hingehen lasse oder hinschicke , dann werde der
Krieg j edenfalls zu ihm nicht kommen .

So allerdings denkt allem Anschein nach die
ganz überwiegende und ständig wachsende Mehr-
heit derer, die üb er den Weg der Kriegsdienstver-
weigerung de s Art. 4 Ab satz 3 Grundgesetz − o der
auch üb er andere Wege − j edenfalls zum Wehr-
dienst »nicht hingehen« .

Nun ist »nicht hingehen« gewiss der notwendi-
ge eine und vielleicht erste Schritt eines jungen Pa-
zifisten, um die eigene aktive B eteiligung an militä-
rischer Gewalt, dem massenhaften p au schalen Op-
fern von Menschenleben, zu verweigern und zu
verhindern .

Wer indes nur no ch das Ausweichen alleine −
auf welchem Weg auch immer − im Auge hat, den
Kriegsdienst wie einen lästigen Fliegenschiss , der
ihn gleichsam zufällig und im Vorbeigehen getrof-
fen hat, sich vom weißen Hemd wischen mö chte ,
der wird das lästige Thema nach erfolgreichem Ent-
kommen augenzwinkernd abhaken wie einen ge-
schickt abgewendeten Strafzettel, wo eb en mal
kein Parkplatz war; wird sich b estenfalls seiner Ge-
schicklichkeit und Flexibilität rühmen und froh
sein, das Thema hinter sich zu hab en . D as mag für
einen jungen Bürger, der die Probleme nur au s die-
ser Sicht kennt, verständlich und entschuldb ar
sein .

Irrtum oder ethische Bilanzfälschung der pa-
zifistischen Statistiker?
»Stell Dir vor, die Wehrpflicht ist abgeschafft −

Michael Hofferbert

Die Mutation von Pazifisten zu
Statistikern und Bilanzkünstlern
Über die Erosion eines Grundrechts durch den Versuch seiner Nutzer
und Beschützer, es überflüssig zu machen

1 ) B recht b e schreibt in der »Koloman Wallisch Kantate« den Wider-
stand de s sozialdemokratischen Ab geordneten Koloman Wal-
lisch : Als Kommandant des »republikanischen Schutzbunde s« in
der Ob ersteiermark kämpfte er 1 9 3 4 aktiv gegen die faschistische
Heimwehr-B ewegung in Bruck an der Mur. D er Widerstand wur-
de inde s nach kurzer Zeit gebro chen . B ei seiner anschließenden
Flucht wurde Wallisch von seinen eigenen Leuten im Stich gelas-
sen und verraten, am 1 9 . Feb ru ar 1 9 3 4 zum To de verurteilt und so-
fort gehenkt.
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dann muss keiner mehr hin! Her mit der Be-
rufsarmee!«

Wer indes als B erater von Wehrpflichtigen, der sich
den Schutz der Gewissenfreiheit auf die Fahnen ge-
schrieb en hat, so b erät, dass e s eb en nur auf das
»Nichthingehen« ankomme und auf nichts mehr,
anstatt sich selb st und die Ratsuchenden an das
Thema »Krieg« zu erinnern, auf das sich Kriegs-
dienstverweigerung b ezieht, der b eschäftigt sich −
wie die Erfahrung der letzten zwei Jahrzehnte zeigt
− alsb ald alleine noch mit der Frage , warum denn
nicht alle von den lästigen Fliegen getroffen wer-
den, und beklagt die sen Zustand der ungleichen
B efleckung als (Wehr) Ungerechtigkeit, als ob
denn Gerechtigkeit herrschte , wenn alle gleichmä-
ßig b e schissen würden .

Und so wird mancher dann b ald zum bloßen
Auguren, der tiefgründig wissend auf die Fliegen
und deren Schmeißfrequenz schaut : D em unange-
nehmen und lästigen, j a schmerzlichen Blick auf
die Wirklichkeit des Krieges und die Opfer ent-
zieht man sich dadurch schnell und unb emerkt.

So wurden viele B erater, die sich do ch ur-
sprünglich dem Schutz de s p azifistischen Grund-
rechts und der aus der Erfahrung von zwei Welt-
kriegen erwachsenen Parole »Nie wieder Krieg ! «
verpflichtet hatten, zu fleißigen Interpreten von
Heranziehungsstatistiken und Einb erufungswahr-
scheinlichkeiten und zu bloßen Dienstleistern
nach dem Muster der möglichst universellen und
online abrufb aren, aber dann eb en do ch immer fal-
schen Wettervorhersage . Und wie die Wetterpro-
pheten werden sie stets nur für den Augenblick der
bloßen Abwehr des lästigen B e schisses von ihrer
Klientel b enutzt : Am Tag danach, wenn das Hemd
wieder unb efleckt ist, sind ihre Prophezeiungen
Schall und Rauch, verge ssen und wertlo s − war e s
do ch nur der lästige Zufall, dem man irgendwie
au sweichen musste .

Auf diesem Abweg, weg von den Inhalten,
kommt der so zum Statistiker mutierte und benutz-
te B erater dann alsb ald fast zwangsläufig zu der al-
le s beherrschenden und alle s üb erdeckenden For-
derung : »Ab schaffung der Wehrpflicht ! « − denn
dann trifft es j a nur no ch die , die (vermeintlich)
»freiwillig« hingehen und die Fliegen auf sich zie-
hen :

Weil Militarismus als ständige Gefahr für die Zi-
vilge sellschaft das Grundrecht der Kriegsdienst-
verweigerung als ständiges Menetekel hervorgeru-
fen hat, schienen der Kampf für das p azifistische (! )
Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung und
der Kampf gegen Militarismus ursprünglich un-
trennb ar verknüpft zu sein . Die neuen p azifisti-
schen » Statistiker« allerdings , denen die se Ver-
knüpfung au s dem Blick zu geraten scheint, könn-
ten nun leicht Gefahr laufen, den Kampf − gleich-
sam in einer Art ethischer und politischer Bilanzfäl-
schung − irrig für gewonnen zu erklärt, indem sie

prop agieren, das Grundrecht schlicht überflüssig
zu machen : Allerdings nicht durch die Erreichung
des p azifistischen Ziels und Verwirklichung de s
Credo s der Zivilge sellschaft »Nie wieder Krieg ! « ,
sondern durch die Forderung nach Profe ssionali-
sierung de s militärischen Tötens und der Vernich-
tung − nichts andere s b edeutet j a die Forderung
nach Ab schaffung der Wehrpflicht ! − und somit
nach Perfektionierung de s Krieges .

Krieg wird so als staatliche Dienstleistung nach
Tarifvertrag so selb stverständlich wie Müllabfuhr
o der Kanalreinigung, die niemanden mehr zu kriti-
schen Fragen o der gar Widerstand herausfordert,
eben zuständig für die schmutzigen Seiten des Ge-
schäfts . D en Nachwuchs dafür stellen die , die zur
S äub erung der ethischen und politischen Bilanz
der schweigenden Mehrheit und der mutierten Pa-
zifisten mental auf die »b ad b ank« der Arb eits- und
Perspektivlo sen ausgelagert wurden . Man nennt
das dann »freiwillig« .

Die Horrorvision eines Pazifisten:
»Stell Dir vor, es ist Krieg −

professioneller Krieg, und keiner schaut hin!«

Während Krieg immer häufiger und gnadenlo ser
»sein« wird , wird die öffentliche Meinung b ereits
j etzt mit der Reduzierung der Diskussion auf »un-
gleiche« und de shalb »ungerechte« Einb erufung,
mit der Forderung nach der Ab schaffung aller lästi-
gen Fragen um den Krieg und nach Ab schaffung
der Wehrpflicht mehr und mehr gegen die Bilder
und die Wirklichkeit de s Krieges immunisiert: Wen
es dort dann trifft, hat sein Schicksal schließlich
selb st gewählt − Zinksarg und Platz in Ehrenhalle ,
M assengrab o der Pulverisierung inb egriffen !

Während vom ursprünglichen Thema des Art. 4
Ab s . 3 GG : »Militarismus − Pazifismus« , »Krieg und
Frieden« , dann alsb ald keine Rede mehr sein wird ,
würde aus der naiv-provokanten Träumerei : »Stell
Dir vor, es ist Krieg − und keiner geht hin« die Hor-
rorvision : »Stell Dir vor, es ist profe ssioneller Krieg
− und keiner schaut hin ! «

Die neue Sorge der Nicht-Hingeher:
»Stell Dir vor, es ist Krieg − und keinergeh t hin!
Wer führt dann den Krieg für mich ? Her mit
der Berufsarmee!«

Die Diskussion üb er Krieg, üb er den Rückfall einer
Zivilgesellschaft in die B arb arei des unterschieds-
lo sen und massenhaften Tötens , seien e s Freund
o der Feind , Frauen o der Kindern, Zivilisten o der
Soldaten, wie dies gerade und zunehmend in »mo-
dernen« Hightech-Kriegen als die b ekannten »Kol-
lateralschäden« unvermeidb ar ist, die Diskussion
über die Vernichtung der Existenzgrundlagen gan-
zer Völker auf Generationen hinau s reduziert sich
dann − so ist zu be sorgen − auf die Frage : »Wie kann
ich alleine dem Krieg entkommen, also zu den Ge-
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winnern und nicht zu den Verlierern von welt-
weitem Krieg gehören?«

So sehen sich die p azifistischen Verteidiger der
Ethik der Zivilgesellschaft unversehens in einer
Reihe mit denen, die (via nominell p azifistischem
KDV-Antrag) »nicht hingehen« und unb ekümmert
fragen » Stell Dir vor, e s ist Krieg − und keiner geht
hin ! Wer führt dann den Krieg für mich?« − und da-
her (ganz konsequent militaristisch !) die B erufsar-
mee fordern .

So wird das Grundrecht der Kriegsdienstver-
weigerung, von dem zum 60 . Jahre stag des Grund-
ge setzes hier die Rede ist, nicht von den wieder er-
starkten Militaristen, den Kriegsbereiten und da-
mit Kriegsb ereitern, den notorischen Antipo den
der Pazifisten und Kriegsdienstverweigerern, b e-
droht, sondern von innen heraus ausgehöhlt, gera-
de von denen also , die sich auf das p azifistische
Grundrecht b erufen und zu de ssen Schutz berufen
sind : E s wird in seiner eigentlichen Stoßrichtung
verfälscht und seiner Sub stanz b eraubt und so zum
Gegenteil dessen, was e s mit Art. 4 Ab s . 3 GG als ver-
fassungsrechtlich verankertem Brückenkopf des
Pazifismus , als Stachel im Fleisch der sich wieder
rü stenden und zum Krieg b ereit gemachten Ge sell-
schaft ursprünglich sein sollte o der sein könnte :
Appell an j eden Einzelnen, sich zwischen ziviler
Ethik und militärischer Logik zu entscheiden und
für die se Wahl nicht nur für den Augenblick der Ge-
fahr der Einb erufung, sondern auch darüb er hi-
naus einzutreten .

Was also kann − wenn man dieser selb stgeb auten
Falle wieder entrinnen will − B eratung von Kriegs-
dienstverweigerern und Schutz des Grundrechts
aus Art. 4 Ab s . 3 GG sein? Zu allererst :

− Zur Kenntnis nehmen und ständig wieder ins ei-
gene und öffentliche B ewußtsein bringen, dass
auch für die D eutschen b ereits seit Jahren »Krieg
ist« und in keine swegs ferner Zukunft immer mehr
und häufiger und hässlicher Krieg »sein« wird .
− Die Disku ssion um Krieg und Militarismus , um
militärischer Gewalt und militärischer Logik ver-
su s Zivilge sellschaft wieder entfachen, no ch b evor
sich einer zu entscheiden hat, ob er den Kriegs-
dienst verweigern will, ihn also allererst in die Lage
zu versetzen, sich wirklich und in Kenntnis dessen,
was Krieg bedeutet und was B edingungen des Frie-
dens sind , zu entscheiden .
− Und das bedeutet, die Wirklichkeit des Krieges
und die Prinzipien der militärischen Logik wieder
zurückzuholen in die Disku ssion innerhalb der Ge-
neration, um deren Zukunft es geht, und zwischen
den Generationen, von denen die eine die andere
unter der Hand auf Krieg vorb ereiten und in Krie-
ge schicken mö chte − sei es als Wehrpflichtige o der
als »Freiwillige« .

− Die Diskussion unter denen, die − warum auch
immer − »hingehen« und denen, die »nicht hinge-
hen« wollen, die unverzichtb are Disku ssion zwi-

schen Soldaten und Zivilisten wieder entfachen, al-
so klar machen, dass die Entscheidung für o der ge-
gen Kriegsdienst nicht eine Wahl zwischen zwei
b eliebigen Job s ist, sondern eine ethische Entschei-
dung von fundamentaler B edeutung.
− D ie Frage nach den ethischen Grundlagen zivilen
und militärischen Handelns wieder in den Mittel-
punkt der eigenen Reflexion und Disku ssion stel-
len und sie an den alltäglichen Folgen militärischen
Handelns messen .
− Weg von der Fixierung auf statistische D eb atten
und Erb sezählerei mit Einb erufungsquoten .
− Zurück zu einer offensiven Informationspolitik
üb er die Wirklichkeit de s Kriege s und militäri-
scher Logik und Gewalt in all ihren offenen und
verdeckten und sich schleichend in die Zivilge sell-
schaft hinein ausbreitenden Erscheinungsformen .
− Weg von der Funktion der B erater und der Zent-
ralstelle KDV als Consultingunternehmen und als
bloßer Flo skel- und Legitimationslieferant für
uninformierte »Nichthingeher« ,
− Hin zu einer wirksam agierenden NGO , die im
vernetzten Zusammenwirken mit anderen Institu-
tionen Disku ssionsreihen, Au sstellungen, Informa-
tionsveranstaltungen und kreative , neue Formen
der Öffentlichkeitsarb eit üb er Militarismu s und Pa-
zifismu s, also die Wiederherstellung von politi-
scher Öffentlichkeit zum Thema Krieg und Frieden
initiiert, provoziert und vorantreibt.
− D as meint : Lobby sein für einen offen ge sell-
schaftlichen Diskussionsprozess zu einer der fun-
damentalen Zukunftsfragen der Menschheit im 2 1 .
Jahrhundert : Wird die immer deutlicher werdende
weltweite Knappheit der Ressourcen in einen glo-
b alen und permanenten Krieg der Starken gegen
die Schwachen münden o der in einer neuen, ge-
rechteren Form des Zu sammenleb ens der Völker,
von der alle reden − ab er eb en oft nur reden und
nicht sehen und nicht wissen wollen, was sie tun?
− Die alltägliche Wirklichkeit bietet dazu Anlass
und Stoff in Hülle und Fülle − man mu ss nur hin-
schauen zugreifen, den Blick für die schleichende
und offene Militarisierung der Gesellschaft schär-
fen und die »alternative Wehr-Pflicht« für Pazifisten
und Zivilisten ins Gedächtnis rufen : Die Bürger-
pflicht zum aktiven Eintreten für die ethischen
Werte der Zivilge sellschaft, wie sie das Grundge-
setz in seinem Grundrechtskatalog festgeschrie-
b en hat, und die in unüb erbrückb arem Wider-
spruch zu der Logik militärischer Gewalt stehen .

Die Horrorvision eines Militaristen :
»Stell Dir vor, es ist Krieg − und alle können ihn
sehen
und wissen, was das wirklich ist! Wer wird
dann noch Soldat?«

Michael Hofferbert ist Rech tsanwalt; der Beitrag

wurde bei der Fach tagung der Zen tralstelle KDV

am 9. Ma i in Ma in tal gehalten.
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auch für Kriegsdienstverweigerer gilt.
Artikel 2 4 (2 ) b etont wieder den Friedenswil-

len : »D er Bund kann sich zur Wahrung des Friedens
einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
einordnen; er wird hierbei in die B eschränkung
seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedli-
che und dauerhafte Ordnung in Europ a und zwi-
schen den Völkern der Welt herb eiführen und si-
chern« .

Artikel 2 5 macht die allgemeinen Regeln de s
Völkerrechts zum B estandteil de s Bundesrechtes .

Artikel 2 6 verbietet »Handlungen, die geeignet
sind und in der Ab sicht vorgenommen werden, das
friedliche Zusammenleb en der Völker zu stören,
insbe sondere die Führung eines Angriffskriege s
vorzub ereiten« .

Ich sehe auch zwei weitere Artikel als spezielle
Ab sage an den Militarismus der NS-Zeit :

Artikel 5 regelt die Meinungs- und Pre ssefrei-
heit. D as ist das Gegenstück zur Bücherverbren-
nung von 1 9 3 3 , die zunächst vor allem die Werke
von bekannten Pazifisten b etraf.

Artikel 1 6 sagt : Die deutsche Staatsbürgerschaft
darf nicht entzogen werden . Auch das ist eine Ant-
wort auf NS-Aktionen . Auf den ersten Ausbürge-
rungslisten standen nämlich vor allem Pazifisten,
die vor Diffamierungen in der Weimarer Zeit o der
in richtiger Einschätzung Hitlers ins Ausland geflo-
hen waren . Zu Anfang der NS-Diktatur hatte der
Kampf gegen »undeutsches« D enken, b e sonders
gegen »Pazifismus« und »Internationalismu s« , für
die Nationalsozialisten solchen Vorrang, dass sie
z . B . die Bücher von Heinrich M ann verbrannten,
ab er nicht die seines B ruders Thomas Mann, ob-
wohl dessen Frau nach NS-Kriterien Jüdin war.

Im Grunde sind alle Grundrechte antimilitaris-
tische Gegenthesen gegen den Nationalsozialis-
mus , der das ganze Volk als Kampfgemeinschaft
vereinnahmen wollte und zahllo se Menschen in
Uniformen steckte . D as Nein zur NS-Diktatur, die
leider legal Schwächen der Weimarer Reichsverfas-
sung ausnutzen konnte , wird b e sonders deutlich
an den Ewigkeitsgarantien in Artikel 79 (4) für die
in den Artikeln 1 und 2 0 niedergelegten Grundsät-
ze und in Artikel 1 9 (2 ) für den We sensgehalt aller
Grundrechte , die nicht mehr wie 1 9 3 3 durch ein
Ermächtigungsgesetz außer Kraft gesetzt werden
dürfen .

Überblickt man die vielen Friedenshinweise
und Ab sagen an den Militarismus der NS-Zeit, so ist
das Grundge setz nicht nur eine − wie e s immer
heißt − »freiheitlich demokratische Grundord-
nung« , also eine freiheitliche , rechts- und sozial-

n D eutschland hat der Pazifismu s eine lan-
ge Tradition von den Mennoniten üb er

Kant bis zu den Friedensgesellschaften − aber in
der Praxis war e s eine Ge schichte der Ablehnung
und Verfolgung und deshalb auch von Leiden und
Auswanderung . Wo die Mennoniten geduldet wur-
den, mu ssten sie zusätzliche Steuern zahlen . Als ihr
»Privileg« in Preußen 1 8 68 wegen der Wehrpflicht
des Norddeutschen Bundes aufgehob en wurde ,
sind Tau sende ausgewandert, denen die Zusage ,
nur zum S anitätsdienst verpflichtet zu werden,
nicht reichte , um ihr Gewissen zu beruhigen . Im
Ersten Weltkrieg galten Kriegsdienstverweigerer
als p sychisch krank, im Zweiten Weltkrieg wurden
sie immerhin ernstgenommen, ab er zum To de ver-
urteilt. Zwischen den Weltkriegen wanderten b e-
kannte Pazifisten aus, weil ihnen das Leb en hier zu
schwer gemacht wurde . 1 9 3 3 , als brutaler Militaris-
mus in NS-Gestalt das Land b eherrschte , wurden
p azifistische Bücher verbrannt und aus den Biblio-
theken entfernt sowie führende Pazifisten, die
nicht rechtzeitig geflohen waren, schon im Frie-
den in KZs gequ ält. Gegen die se Vorgeschichte
setzt das Grundge setz seinen Friedenswillen .

Schon in der Präamb el verpflichtet sich die
B RD »in einem vereinten Europ a dem Frieden der
Welt zu dienen« .

Artikel 1 (2 ) bekennt sich »zu unverletzlichen
und unveräußerlichen Menschenrechten als
Grundlage j eder menschlichen Gemeinschaft, de s
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt« .

Artikel 2 (2 ) garantiert »das Recht auf Leben
und körperliche Unversehrtheit« . D as ist 1 9 45 an-
gesichts der Millionen von Ermordeten, Kriegsto-
ten und verkrüppelten, vergewaltigten und trau-
matisierten Menschen ein klare s B ekenntnis zum
Frieden . Zugleich ist es eine radikale Ab sage an j e-
des Tun, das üb er direkte Notwehr und Nothilfe hi-
nausgeht. Niemand hat das Recht, Leben und kör-
perliche Unversehrtheit anderer zu b eschädigen,
und von niemand darfverlangt werden, dass er sich
selb st solchen Gefahren au ssetzt.

Artikel 3 (3 ) legt fest, dass niemand wegen »sei-
nes Glaubens , seiner religiö sen o der politischen
Weltanschauung b enachteiligt« werden darf. D a-
mit ist das Ende der B enachteiligung und Verfol-
gung der Friedenskirchen und der politischen Pazi-
fisten ange sagt.

Artikel 4 präzisiert : »Die Freiheit de s Glaub ens ,
des Gewissens und die Freiheit de s religiö sen und
weltanschaulichen B ekenntnisses sind unverletz-
lich« .

Artikel 4 (3 ) b e stätigt ausdrücklich, dass das

Ulrich Finckh

Die Friedensstaatlichkeit
des Grundgesetzes



staatliche , demokratische Verfassung, sondern
auch eine friedensstaatliche . D ass das mit der
Wehrverfassung von 1 9 5 5 radikal geändert wurde ,
schuf verfassungswidrige s Verfassungsrecht trotz
der feierlichen Garantien der Grundrechte , weil es
deren Wesensgehalt gegen das Verbot in Artikel 1 9
(2 ) antastete , j a zum Teil aufhob . Ab er das hat das
Bundesverfassungsgericht nicht etwa b eanstandet
sondern im Gegenteil die Wehrpflicht, die erst
nachträglich ermöglicht, ab er nicht verlangt wur-
de , als » staatsbürgerliche Pflicht hohen Ranges« b e-
zeichnet. E s ist dringend notwendig, die friedens-
staatliche und antimilitaristische Tendenz des
Grundge setzes , die zu Unrecht verlassen wurde , in
Erinnerung zu rufen und sie bis nach B erlin und
Karlsruhe deutlich zu machen .

Für mich sind drei Punkte b esonders gravie-
rend b ei der Missachtung der Friedensausrichtung
de s Grundge setzes . Erstens die Regelung, dass für
eine Kriegsdienstverweigerung ein Antrag nötig
ist, der von staatlichen Stellen üb erprüft wird . B ei
einem Grundrecht muss die einfache Erklärung,

Am 2 3 . Mai 2 0 0 9 wird das Grundgesetz für die Bun-
de srepublik D eutschland 60 Jahre alt. Im Kern war
diese Verfassung eine Antwort auf den Krieg, die
B arb arei und die millionenfachen Verbrechen des
nationalsozialistischen D eutschland . Die no ch im-
mer gültige Forderung »Nie wieder Krieg« sollte
vor allem durch das Verb ot von Angriffskriegen so-
wie durch die Grundrechte und den Schutz vor
Zwangs-Kriegsdienst gegen das Gewissen der B e-
troffenen garantiert werden − formuliert in einer
Zeit, als es kein deutsche s Militär gab . D er Staat hat
den Menschen zu dienen und nicht umgekehrt.

Sechzig Jahre nach Inkrafttreten des Grund-
gesetzes halten wir es für notwendig,
. . . sich auf die friedensstaatlichen Elemente
der Verfassung von 1949 zu besinnen.
D er verbindliche Grundrechtekatalog, insb eson-
dere die Garantie von Gewissensfreiheit, und das
Verbot von Angriffskriegen sind antimilitaristi-
sche Grundpo sitionen gegen den Nationalsozialis-
mus . Überblickt man die vielen Friedenshinweise
und Ab sagen an den Militarismus der NS-Zeit, so ist
das Grundgesetz nicht nur eine »freiheitlich demo-
kratische Grundordnung« , sondern auch eine frie-
densstaatliche . Die Wehrverfassung von 1 9 5 5 än-
derte das radikal und schuf trotz der feierlichen Ga-
rantien der Grundrechte verfassungswidrige s Ver-
fassungsrecht, weil e s den Wesensgehalt der
Grundrechte antastete , j a zum Teil aufhob . Aber
das hat das Bundesverfassungsgericht nicht etwa

Maintaler Erklärung3 2
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b eanstandet sondern im Gegenteil die Wehr-
pflicht, die erst nachträglich ermöglicht, aber
nicht verlangt wurde , als » staatsbürgerliche Pflicht
hohen Range s« bezeichnet.
Wir halten es für dringend no twendig, die frie-

densstaa tlichen und a n tim ilitaristischen Prinzi-

pien des Grundgesetzes, die zu Unrech t verlassen

wurden, in Erinnerung zu rufen und sie bis nach

Berlin und Karlsruhe deutlich zu machen.

. . . die Wehrpflicht abzuschaffen.
D er Vernichtungskrieg der Wehrmacht wäre ohne
allgemeine Kriegsdienstpflicht nicht denkb ar und
möglich gewesen . Die Ho chrüstung b eider deut-
scher Staaten war ohne Wehrpflicht nicht umsetz-
b ar. Ihr militärischer Zweck ist die M assenrekrutie-
rung zur Führung von Massenkriegen, ihr ge sell-
schaftspolitischer Zweck, den Schulterschluss zwi-
schen Militär und Ge sellschaft herzustellen und zu
sichern . B ereits in »Friedenzeiten« unterliegen
Wehrpflichtige massiven Grundrechtseinschrän-
kungen . D as KDV-Grundrecht bietet dab ei keinen
umfassenden Schutz des Einzelnen gegenüb er den
Kriegsdienstpflichten und wird auch heute no ch
als ein Grundrecht praktiziert, das erst auf Antrag
und nach Üb erprüfung durch staatliche Instanzen
gewährt wird . D er Umgang mit Kriegsdienstver-
weigerern ist eine endlo se Ge schichte von persön-
licher B enachteiligung und Ungleichbehandlung .
Wir treten für die ma terielle und geistige A brüs-

tung ein undfordern die Ach tung der Grundrech-

te. Friedens- und menschenrech tlich ist die A b-

dass man e s in Anspruch nimmt, reichen . Allenfalls
nachgewiesener Missbrauch darf zur Ablehnung
der Kriegsdienstverweigerung führen .

Eb enso fatal ist zweitens die Missachtung der
Gewissen der totalen Kriegsdienstverweigerer, die
sich nicht nur auf Artikel 4 ( 1 ) berufen können son-
dern im Gegensatz zu allen, die Militärdienst leis-
ten o der die sen immerhin soweit anerkennen, dass
die dafür zu einem Ersatzdienst bereit sind , Artikel
2 (2 ) wirklich ernstnehmen .

Üb er unsere Frage nach der Verweigerung hi-
naus führt drittens die Missachtung de s Völker-
rechts b ei kriegerischen Interventionen wie dem
Krieg gegen Jugo slawien o der dem Mitmachen bei
der amerikanischen Operation Enduring Freedom .
Auch das widerspricht dem Friedensauftrag unse-
rer Verfassung .

Ulrich Finckh war jahrzeh n telang Vorsitzender

Zen tralstelle KDV; der Beitrag wurde als Kurzrefe-

ra t bei der Fach tagung der Zen tralstelle KDVa m 9.

Ma i in Ma in tal gehalten.

Die Delegierten der 2 6 Mitgliedsverbände der Zentralstelle KDV und die 80 TeilnehmerInnen
verabschiedeten am 9 . Mai in Maintal auf der Tagung »60 Jahre Grundgesetz, 60 Jahre KDV-Recht,
53 Jahre Wehrpflicht − . . . und (k)ein bisschen Frieden? ! « die
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schaffung der Wehrpflich t in Deutschland überfäl-

lig.

. . . die Beratung von Kriegsdienstverwei-
gerern wieder deutlich an der grundsätzli-
chen Frage von Krieg und Frieden zu orientie-
ren.
D er massive Eingriff der Wehrpflicht in die Au sbil-
dungs- und B erufsplanung junger Männer hat in
deren B eratung die Tendenz zur praktischen Le-
b ensb eratung verstärkt. Ohne die s aufzugeb en,
muss das B ewusstsein dafür geweckt werden, dass
Kriege au s unterschiedlichsten Intere ssen weiter-
hin geführt und Menschen verletzt und getötet
werden . Gerade auch dann, wenn es keine Wehr-
pflicht mehr geben sollte , wird die Weigerung von
Soldaten und Zivilisten gegenüb er Kriegsvorb erei-
tung und Kriegsführung zum notwendigen Zei-
chen für eine gerechtere und friedlichere Welt.
Wir meinen, dass die Frage vo n Krieg und Frieden

und die eth ische Veran twortung des Einzelnen

n ich t n ur in der KDV-Bera tung, so ndern a uch in

der Gesellschaft stärker thema tisiert werden m uss.

. . . Kriegsdienstverweigerer aus Kriegsgebie-
ten aufzunehmen.
Die Verfolgung von Kriegsdienstverweigerern und
D eserteuren ist nach der Rechtsprechung kein

Asylgrund . D ahinter steht : D esertion gilt als Verrat -
sowohl im eigenen Land als auch für D eserteure an-
derer Länder. Wir meinen dagegen : D esertion ist
die praktische individuelle Konsequenz, sich ge-
gen die B eteiligung am Krieg, an Kriegsverbrechen
und militärischer Gewalt zu entscheiden . D as Nein
zum Krieg ist ein wichtiger Schritt zur B eendigung
des j eweiligen Krieges
Wir fordern die Umsetzung des Menschenrech ts

a ufKriegsdienstverweigerung und des Rech ts a uf

Un verletzlichkeit des Lebens für Deserteure und

Kriegsdienstverweigerer.

. . . Prinzipien und Methoden ziviler Konflikt-
bearbeitung stärker in den Blick zu nehmen.
Von der Tatsache au sgehend , dass Krieg und Ge-
walt niemals Frieden und Gerechtigkeit schaffen
können, wurden au s der Zivilgesellschaft heraus in
den letzten Jahren vielfältige Metho den ziviler
Konfliktb e arb eitung entwickelt und (entspre-
chend der ungenügenden Finanzausstattung ledig-
lich) in kleinem Maßstab praktiziert.
Wir treten für die Forten twicklung, staa tliche Fi-

nanzierung und Praktizierung ziviler Ko nfliktbe-

arbeitung und den gleichzeitigen A bba u vo n Mili-

tär und Rüstungsproduktio n als un ta ugliche und

kriegsfördernde A useina ndersetzungsm ittel ein.

Ullrich Hahn

»Responsiblity to protect« (R2 P)
Ein neuer Rechtfertigungsversuch für militärische Interventionen

R2 P steht für ein neue s völkerrechtliche s
Konzept zur Rechtfertigung militärischer

Interventionen, die weder materiell mit Hinweis
aufVerteidigung no ch formell mit einem B eschluss
des UN-Sicherheitsrates nach Kapitel 7 der UN-Car-
ta b egründet werden können .

Sprachlich lö st »R2 P« den B egriff der »humani-
tären Intervention« ab , der inhaltlich das gleiche
Anliegen verfolgte .

Eb enso wie der B egriff »humanitär« will auch
das Etikett »R2 P« mit seinen B egriffen (zu deutsch :
»Verantwortung« , »Schutz« , »Pflicht«) die Moral und
Ethik für das Geschäft der Rüstung und ihres militä-
rischen Einsatze s in Anspruch nehmen und die »gu-
te Seite« für sich b e setzen .

2 . Historischer Anlass für die Entwicklung de s neu-
en D enkmo dells war der Ko sovo-Krieg mit der
B omb ardierung von Teilen Serbiens und des Ko so-
vo durch die Luftwaffe der Nato von M ärz bis Juni
1 9 9 9 .

Nachdem die Veto-M ächte Russland und China
im Sicherheitsrat der UN keine Zu stimmung zur Le-
gitimierung einer militärischen Intervention in
Aussicht ge stellt hatten, mandatierte sich die Nato

selb st ab seits bzw. unter B ruch de s bis dahin gel-
tenden Völkerrechts .

Die Fragwürdigkeit der für den damaligen Mili-
täreinsatz vorgebrachten Gründe (»Hufeisenplan« ,
Erfolglo sigkeit der O SZE-B eob achter, Völkermord ,
Uneinsichtigkeit der serbischen Regierung in den
Verhandlungen von Ramb ouillet) kam − wie üblich
− erst nach dem Krieg ans Licht.

Um so dringlicher schien eine nachträgliche
völkerrechtliche Rechtfertigung, die auf Einladung
Kanadas durch einen Kreis von hohen Militärs und
Völkerrechtlern erarb eitet und der UN-Vollver-
sammlung vorgelegt wurde .

Die se nahm das Konzept der R2 P in einem B e-
schluss an, der als bloße D eklaration allerdings kei-
ne völkerrechtliche Verbindlichkeit erzeugt, j e-
do ch in der Lage ist, die Legitimität des bisher gülti-
gen Völkervertragsrechts (UN-C arta) zu erschüt-
tern .

Die Auflö sung der Form lö st die Macht von der
Fessel de s Rechts .

3 . Was die Vollversammlung der UN und dann auch
die Vollversammlung de s ökumenischen Rates der
Kirchen als vermeintlich neue Erkenntnis zur Re-
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form des Völkerrechts übernommen haben, ist zu-
nächst nur alter Wein in neuen Schläuchen :

Mit dem Gedanken einer Schutzpflicht nach innen
und außen wird die staatliche Gewalt in Form von Po-
lizei und Militär spätestens seit dem 1 9 . Jahrhundert
gerechtfertigt. Die lange Geschichte von Menschen-
rechtsverletzungen, Vertreibungen und Völkermord
durch staatliche »Sicherheitskräfte« und » Schutztrup-
pen« wird dabei gerne üb ersehen und statt dessen der
Mangel an staatlicher Gewalt in »failing states« b eklagt,
der schon zu Kolonialzeiten bis hin zur Landung in So-
malia 1 9 9 3 Anlass für »humanitäre Intervention« gab .

Viele Menschen wären froh gewe sen, wenn ihnen
die se Art des Schutzes und der Hilfe ersp art geblieb en
wäre .

4 . Auch die Verantwortung wird von R2 P nicht neu er-
funden, statt dessen ab er deutlich eingeengt :

a) Verantwortung b ezieht sich zunächst und in ers-
ter Linie auf die Folgen des eigenen Handelns .

Die hochgerüsteten Staaten, die nicht zufällig
auch die Regeln von Welthandel und Weltwirtschaft
b estimmen, hätten guten Grund , ihre D ominanz in
der Ausb eutung von Rohstoffen, b eim Diktat der
»Terms of Trade« , ihre Eingriffe in fremde Märkte
durch subventionierte Exporte etc . zurückzunehmen
und Gerechtigkeit zum Maßstab der Wirtschaftsb ezie-
hungen zu machen

b) Verantwortung b ezieht sich auch auf die unmit-
telb aren Schäden durch militärische Interventionen .

B isher weigern sich die j eweiligen Sieger, die von
ihrem Militär angerichteten Zerstörungen und Opfer
zu entschädigen, so z . B . aus jüngster Zeit die erfolgslo-
sen Klagen serbischer B omb enopfer von 1 9 9 9 vor
deutschen Gerichten .

c) Soweit andere Menschen unabhängig vom vo-
rangegangenen eigenen Tun Hilfe b enötigen, setzt
Verantwortung nicht nur die Möglichkeit der Hilfe vo-
raus, sondern auch die Zulässigkeit der Mittel, die zur
Hilfe einge setzt werden .

D er Hinweis auf R2 P b efreit nicht von der Frage ,
ob das Töten und Verletzen von Menschen erlaubt sein
kann, um Anderen b eizustehen, insbe sondere wenn
die s außerhalb von unmittelb aren Nothilfesituatio-
nen im Sinne von § 2 2 StGB geschieht.

Die Rechtmäßigkeit der Mittel muss der Gerech-
tigkeit de s angestrebten Zieles entsprechen .

d) D er Hinweis auf die eigene Verantwortung als
Motiv für militärische Eingriffe wird unglaubhaft,
wenn zur gleichen Zeit Flüchtlinge au s den Kriegs-
und Unrechtszonen die ser Welt nicht aufgenommen,
sondern unter Leb ensgefahr abgewiesen werden und
im Übrigen die für das Militär b ereitgestellten Mittel
auf andere Weise , in ziviler Form, vorb eugend Not lin-
dern und Konflikte lö sen könnten .

5 . R2 P weicht das be stehende Völkerrecht auch inso-
weit auf, als es das Recht zu militärischen Eingriffen ei-
ner »internationalen Gemeinschaft« überantwortet,
die völkerrechtlich nirgendwo definiert ist.

a) Zweck dieser bewusst unklaren Formulierung
ist e s, die interventionswilligen Mächte aus den Form-
vorschriften der UN-Charta b ezüglich de s Sicherheits-
rates zu b efreien, wonach die Legitimierung einer mi-
litärischen Intervention am Einspruch einer der Veto-
Mächte (wie im Fall de s Ko sovo geschehen) scheitern
kann .

B egründet wird die s damit, dass eine notwendige
Hilfe nicht durch eine »Blo ckade« des Sicherheitsrates
verhindert werden dürfe .

b) In die sem Zusammenhang ist die Rede von ei-
ner »Blo ckade« allerdings nur Ausdruck einer Unzu-
friedenheit mit dem Ergebnis der von der Charta vor-
ge sehenen Ab stimmung.

D ass ein Gremium o der etwa auch der Spruchkör-
per eine s Gerichts durch die zuvor festgesetzte Ver-
fahrensordnung von einer Sperrminorität an einer be-
stimmten Entscheidung gehindert werden kann, be-
deutet keine Blo ckade , die zu außergewöhnlichen
Maßnahmen b erechtigen würde , sondern ist Aus-
druck des zuvor vereinb arten Rechtsverhältnisses .

In der Praxis des UN-Sicherheitsrate s sind es im
Übrigen die USA, die seit B estehen der UN weitaus am
häufigsten durch ihr Veto missliebige Entscheidun-
gen des Sicherheitsrate s verhindert hab en, ohne dass
in die sen Fällen von einer »Blo ckade« ge spro chen
wurde .

c) Auf den B egriff der »internationalen Gemein-
schaft« könnte sich dem Wortlaut nach irgendein
Bündnis mehrerer Staaten b eziehen, etwa auch die Li-
ga der arabischen Staaten, um wegen der »Blo ckade«
des Sicherheitsrates in B ezug auf die B esatzungspoli-
tik Israels in Palästina ein militärisches Eingreifen zum
Schutz der Menschen, z . B . im Gazastreifen, zu recht-
fertigen. In der Praxis wird das Letztere natürlich
nicht geschehen, weil der arabischen Liga die entspre-
chende militärische Macht zu einem solchen Eingriff
fehlt.

d) Die s macht deutlich, dass praktisch unter der
»internationalen Gemeinschaft« nur ein Bündnis von
interventionsfähigen Mächten zu verstehen ist. Letzt-
lich sind die s derzeit nur die USA zusammen mit einer
b eliebigen Ko alition von willigen Bündnisp artnern .
Mit ihrer militärischen Präsenz in mehr als 1 0 0 Staaten
der Erde und ihrer allen anderen Mächten üb erlege-
nen militärischen Kap azität ist allein auch die USA
praktisch in der Lage , die von ihr selb st gewünschte
Rolle der Weltpolizei auszufüllen .
6 . Im Ergebnis bietet das Konstrukt von R2 P deshalb
den USA und ihren Verbündeten eine Rechtfertigung
für die dauerhafte militärische Rüstung und Präsenz
im Weltmaßstab .

Soweit das Militär nur als Verteidigung gerechtfer-
tigt wird , endet seine Legitimität, sob ald ein Gegen-
üb er fehlt, dem Angriffsab sichten unterstellt werden
können .

»Verteidigung« ist von seinem B egriff her geogra-
fisch auf den Lebensraum des Verteidigers bezogen
und zeitlich durch die B edingung einer äußeren B e-
drohung b egrenzt.
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D em gegenüber ist die selb stb eanspruchte Verant-
wortung zum Schutz von Menschen sowohl geogra-
fisch unb egrenzt, also weltweit, und zeitlich ohne ei-
ne auflö sende B edingung, weil der Schutz gegen »das
B ö se« ein dauerhafte s B edürfnis bleibt (so auch das
nicht ab sehb are Ende des 2 0 0 1 b egonnenen »Krieges
gegen den Terror«) .

Eine weltweit b eanspruchte Schutzaufgab e lässt
sich in der quantitativen Ausstattung de s hierfür b e-
reitgestellten Militärs auch nicht so b egrenzen, wie es
im qualitativen Vergleich mit dem innerstaatlichen
Schutzauftrag der Polizei oft geschieht : Um wirksam
zu sein, muss das Militär der guten Seite immer be sser
gerü stet sein als die gleichfalls mit militärischen Waf-
fen ausgerüsteten »b ö sen Gruppen« o der gar »Schur-
kenstaaten« . Die im Entwurf der EU-Verfassung vorge-
sehene Verpflichtung zur ständigen Weiterrüstung
drückt rechtlich nur aus , was schon der eigenen Logik
militärischer Rüstung zu Grunde liegt.

Mit dem Vorhandensein eines weltweit operieren-
den Militärs in der H and der interventionsfähigen
Mächte , in erster Linie der USA, wird aber − nebenb ei
− auch das be stehende Verteilungssystem von Roh-
stoffen und Handelsgütern in der Welt unge achtet sei-
ner Ungerechtigkeit aufrecht erhalten . Eine Selb stb e-
schränkung der Macht, zumal wenn sie sich mit einer
hohen moralischen Aufgab e legitimiert, ist nicht zu er-
warten .

7. Entsprechend ihrer Zielrichtung richtet sich R2 P an
Regierungen, die üb er Militär verfügen, letztlich an
die internationale Gemeinschaft der Mächtigen .

E s ist kein Papier für nichtstaatliche Organisatio-
nen, die ihre internationale Verantwortung für Men-
schen in Not und Unterdrückung schon seit langem
glaubhaft wahrnehmen oftmals in deutlicher Front-
stellung zu den Staaten, die sich ihrerseits eines
Schutzauftrages b erühmen .

D as Internationale Rote Kreuz, die »Ärzte ohne
Grenzen« , »Peace B rigades International« , » Christian
Peacemaker Teams« und viele andere intervenieren
ohne Waffen in Konfliktgebieten, in denen die Schutz-
truppen der Mächtigen oftmals schon de shalb nicht
tätig sind , weil sie dort selb st zur Unterdrückung und
Verfolgung der Schutz suchenden Menschen einge-
setzt werden o der die b etreffende Unterdrückung
und Verfolgung in den Einflusssphären der » Schutz-
mächte« stattfinden und dort von Regierungen au sge-
führt werden, die im Interesse dieser Mächte handeln .

Auch unter dem Motto von R2 P bleibt e s dabei : D as Mi-
litär ist selb st das Problem, für de ssen Lö sung e s sich
anbietet.

Ullrich Hah n ist Rech tsanwalt und Vorsitzender des

Versöh n ungsbundes .

Jochen Vollmer

Bibel und Gewalt
Gesichtspunkte für ein sachgemäßes Verstehen der Bibel

ie Zwiesp ältigkeit des Christentums und der
B ib el in der Frage der Gewalt

1 . D as Verhältnis des Christentums, sachgemäßer der
Christentümer, denn es gibt das Christentum nur im
Plural, zur Gewalt ist sehr zwiesp ältig . Von Jesus wis-
sen wir, dass er sich im Namen Gottes und seiner un-
b edingten und grenzenlo sen Vaterlieb e der Gewalt-
freiheit und der Feindeslieb e verschrieb en hat, dass
Gewaltfreiheit und Feindeslieb e konstitutiv für seine
Reich-Gottes-B otschaft sind , dass Jesus bis zum Kreuz
den Weg der Gewaltfreiheit gegangen ist und seiner
Gemeinde den Weg der Gewaltfreiheit zugemutet
und sie dazu ermächtigt hat.
2 . In den ersten drei Jahrhunderten waren die Chris-
ten eine kleine Minderheit im römischen Reich, die in
der Nachfolge Je su gewaltfrei lebten . Nach der kon-
stantinischen Wende wurde das Christentum toleriert
und seit dem D ekret von Theo do sius 3 8 0 zur Staatsre-
ligion. Alle Reichsuntertanen mussten fortan Christen
sein . D araus folgte die Nichtduldung aller nichtchrist-
lichen Religionen, sp äter die Verfolgung von »Hei-

den« , Juden und Häretikern . Aus der Religion von
Machtlo sen, Angehörigen vorwiegend der Unter-
schicht und Sklaven wurde eine Religion der Herr-
schenden, au s der Religion der Gewaltfreiheit eine Re-
ligion mit einer erschreckenden Gewaltge schichte .
3 . Die hebräische Bib el der Juden war auch die B ib el

Jesu und der ersten Christen . Von der zweiten Hälfte
des zweiten Jahrhunderts an war der Kanon des Neu-
en Testamente s im Entstehen b egriffen und vor der
konstantinischen Wende in seinen wichtigsten Schrif-
ten abgeschlo ssen . Die Kirche in den letzten Jahren
vor der konstantinischen Wende und die Kirche nach
dieser hatte den gleichen Kanon maßgeb ender Schrif-
ten und denno ch zur Frage der Gewalt eine grundver-
schiedene Einstellung .
4. Die Bib el als die Urkunde de s Christentums b egrün-
det in ihrer sp annungsvollen Pluralität sowohl die Hal-
tung der Gewaltfreiheit als auch die B eteiligung an der
Gewalt der Herrschenden, die gewaltfreie Nachfolge

Jesu mit der B ezeugung von Gottes grenzenlo ser Güte
und Feindeslieb e wie die Ausübung von Gewalt in
staatlichen Diensten wie auch in der Verfolgung der
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umfasst und darum nur gewaltfrei sein kann (. . .) . Je sus
hat sich für Gottes universales und unb edingtes Heil
für alle Menschen, für Gotte s uneingeschränkte Lieb e ,
für Gottes Feindesliebe verbürgt.
9 . Aus diesem B efund folgt, dass man die B ib el gar
nicht anders als kritisch − und das heißt unterschei-
dend − lesen kann .

Gesichtspunkte für ein sachgemäßes
Verstehen der Bibel

1 0 . Die B ib el ist eine Sammlung von menschlichen
Zeugnissen, wie Menschen Gott erfahren hab en, an
Gott glaubten und Gott dachten, Gott verstanden und
Gott missverstanden . Die Bib el ist keine Einheit, die
den einen und einzigen Gott offenb art. Dieses dogma-
tische Vorurteil wird zwar immer no ch vertreten, ist
ab er nach der Aufklärung nicht mehr möglich . Die B i-
b el ist ein D okument der Religionsge schichte , ent-
standen auf Grund der Erfahrungen und B ezeugun-
gen Gottes in Israel, Jesu und des Urchristentums in ei-
nem langen Zeitraum von ca. 1 0 0 0 vor bis 1 5 0 nach
Christus, entstanden auch in Auseinandersetzungen
mit den Religionen der j eweiligen Umwelt. Die Gottes-
erkenntnis in Israel und im Urchristentum ist ein Pro-
zess . Die B ib el enthält auch viele Missverständnisse
Gottes , falsche Zeugnisse wider Gott und viele unhei-
lige Traditionen. Menschen haben Gott in ihren j ewei-
ligen soziokulturellen Kontexten erfahren und be-
zeugt, sie haben ab er auch ihre Vorstellungen und
Wünsche , ihre B efindlichkeiten und Phantasien, ihre
Feindseligkeiten und Rachegedanken, ihre Aggressio-
nen und ihre Gewalt auf ihre Bilder von Gott proj i-
ziert. Die Religionskritik Ludwig Feuerb achs muss
auch auf das biblische Reden von Gott angewandt
werden .
1 1 . Die B ib el ist eine Sammlung von sehr unterschied-
lichen und widersprüchlichen Glaubenszeugnissen,
vergleichb ar mit einem vielstimmigen Chor, dessen
Stimmen vorherige Stimmen aufnehmen und weiter-
führen, sie neu interpretieren und aktualisieren, ih-
nen widersprechen und sie auch korrigieren . Treffen-
der no ch scheint mir die Vorstellung von der B ib el als
einer Sammlung von Prozessakten zu sein, Akten eines
Prozesses, in dem um die rechte Erkenntnis , die Wahr-
heit Gottes ge stritten wird . In die sem Prozess sind an
verschiedenen Orten und zu verschiedenen Zeiten
Zeugen aufgetreten, die ihre Erfahrungen und ihre Er-
kenntnisse Gotte s b ekundet hab en. D er Prolog des Lu-
kas-Evangeliums (Luk 1 , 1 -4) macht deutlich, dass Lu-
kas sich auf verschiedene Vorgänger b ezieht, ab er den
Anspruch erhebt, es b esser zu machen als sie . Matthä-
us und Lukas hab en in ihren Evangelien wiederholt
die Vorlage des Markus-Evangeliums verändert, weil
das Markus-Evangelium für sie nicht »heilige Schrift« ,
sondern kritikfähig und kritikwürdig war. Keine Zeu-
genaussage in diesem Prozess um die Wahrheit Gottes
ist schon deswegen wahr, weil sie in die S ammlung der
biblischen Prozessakten aufgenommen wurde . In der
kirchlichen Lehrtradition ist auf Grund der B ezeich-
nung der B ib el als »Heilige Schrift« und ihrer Gleich-
setzung mit »Wort Gottes« ein kritische s Verstehen der
B ib el faktisch unterdrückt worden . No ch heute ist B i-
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»Feinde« de s christlichen Glaub ens , der »Heiden« , Ju-
den und Häretiker. Die B ib el ist keineswegs eindeutig .
Sie redet der Gewaltfreiheit wie der Gewalt das Wort −
und das j eweils im Namen Gotte s . In einem erschre-
ckenden Ausmaß ist in der B ib el von Gewalt die Rede ,
von Gewalt der Menschen als Au sdruck ihrer B o sheit
und Sünde , ab er auch von Gewalt, die Gott gebietet
und strafend ausübt.
5 . Die Gewalt b ej ahenden Üb erlieferungen der B ibel
im Namen Gotte s sind Legion : Gott führt die Kriege
der Stämme und de s Volke s Israel, gibt seinem Volk ein
Land , das b ereits b ewohnt ist, gebietet die Vertrei-
bung der Ureinwohner, den vernichtenden B ann und
den Völkermord an den Ureinwohnern Kanaans . Ge-
rade die se Gewalttraditionen der Bücher D euterono-
mium und Jo sua wirken fort bis zu der friedlo sen Poli-
tik de s Staates Israel heute . Gott sanktioniert das Patri-
archat und duldet Sklaverei, setzt in exzessiver Weise
das To de srecht b ei zahllo sen Vergehen, b esonders b ei
Fremdgötterkult und Sexualdelikten, kann in seiner
Heiligkeit mit dem Unreinen und dem Sünder nicht
ko existieren, wacht eifersüchtig und unb armherzig
üb er seiner Tora. Gott ist der Nationalgott Israels,
identifiziert sich mit dem Königtum, mit staatlicher
Gewalt, legitimiert die brutalen Erob erungen und
Menschenrechtsverletzungen D avids , wird von derJe-
rusalemer Hoftheologie gefeiert. Gott ist der Gott des
Gerichts , straft die Sünder, die B ö sen, die Ungläubi-
gen mit feindseligem H ass, vernichtender Gewalt und
ewiger Höllenpein. Gott bekämpft das B ö se , indem er
sich in maßlo ser Weise des B ö sen b edient und die B ö-
sen au srottet. In vielen Üb erlieferungen der B ib el ist
von einem Gott der Gewalt die Rede .
6. Nicht wenige kritische Zeitgeno ssen sind darum
mit der B ib el fertig. Ich erwähne nur Franz Buggle ,
D enn sie wissen nicht, was sie glauben . O der warum
man redlicherweise nicht mehr Christ sein kann,
1 9 97, und Herb ert Schnädelb ach, D er Fluch des Chris-
tentums, in : »Die Zeit« vom 1 1 . Mai 2 0 0 0 .
7. Wird die B ibel als »Heilige Schrift« und »Wort Got-
tes« gele sen, so wird allen Üb erlieferungen der B ib el,
eben auch ihren Gewalttraditionen, den archaischen
Vorstellungen von einem blutrünstigen und gewalttä-
tigen Gott maßgeb ende Geltung zugespro chen . Kon-
firmandinnen und Konfirmanden erhalten von ihren
Kirchengemeinden die B ibel als das maßgeb ende
Buch für ihr Leb en, Eheleuten wird eine Traubib el als
Buch für ihren gemeinsamen Weg üb erreicht. (. . .)
8 . In der B ib el kommen ab er nicht nur Gewalt b ej a-
hende , sondern auch Gewalt verneinende Stimmen zu
Wort. Die Sintflutsage Gen 6-9 erzählt die B ekehrung
Gottes von Gewalt zum Verzicht auf Gewalt : Gott
muss einsehen, dass der B o sheit der Menschen mit Ge-
walt nicht b eizukommen ist. Die Völkertafel Gen 1 0
b esagt, dass Gott alle Völker in ihrer Verschiedenheit
ge schaffen hat und ihr friedliches Miteinander will .
Die Pointe der Jo sefsgeschichte (Gen 37-5 0) lehrt,
dass Gott au s dem B ö sen, das Menschen tun, Gutes
wirken kann, ohne Gewalt. Die Ur-Erfahrung Israels
ist die B efreiung aus der Gewaltherrschaft in Ägypten
durch Gott. Im Exil hat Israel gelernt, dass es Gottes
Wahrheit und Recht gewaltfrei allen Völkern b ezeu-
gen soll, weil Gottes Schalom Israel und die Völkerwelt
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b elkritik in vielen christlichen Kreisen verpönt.
1 2 . D as Verständnis der B ib el als einer S ammlung von
Akten des Prozesses im Judentum und in der Alten Kir-
che , in dem es um die Erkenntnis der Wahrheit Gottes
geht, befreit zu einem mündigen und eigenverant-
wortlichen Umgang mit der B ib el . Wenn ich im Bilde
des Prozesses bleib e , hab en wir es in der B ib el nur mit
Zeugenaussagen zu tun, nicht mit Richtersprüchen,
die üb er die Wahrheit Gottes ein ab schließendes und
letztgültiges Urteil fällten . In der B ib el begegnen uns
nur menschliche Zeugenau ssagen, keine unmittelb a-
ren Gottesworte , auch wenn sehr viele Worte als un-
mittelb are Gotte sworte und Gotte sreden stilisiert
sind . Die se vermeintliche Unmittelb arkeit der Gottes-
reden hat mit zu der irreführenden Gleichsetzung von
B ibel und »Wort Gottes« geführt.
1 3 . Die B ibel ist als ein D okument der Religionsge-
schichte eines der Vergangenheit. Alle menschlichen
Zeugnisse und D okumente , selb stverständlich auch
alles menschliche Reden von Gott ist dem geschichtli-
chen Wandel unterworfen, hat seine Zeit und seinen
Ort. D as schließt nicht aus, dass Menschen heute b ei
der Lektüre der B ib el bzw. im Hören einer Predigt als
Auslegung eines biblischen Texte s die Wahrheit Got-
tes aufgehen kann . Ab er die Wahrheit Gottes muss mir
vor meinem Gewissen aufgehen, sie kann mir nicht
von irgendeiner Instanz o der Autorität aufgenötigt
werden . Und ich kann von Gott immer nur in meinem
sozialen und kulturellen Kontext, in meinem Refe-
renzrahmen reden, der sich von den sozialen und kul-
turellen Kontexten der biblischen Autoren und ihren
Referenzrahmen erheblich unterscheidet.

Unterscheidungskriterien im Umgang
mit dem »Prozessaktenmaterial« Bibel

14. Einzelne Propheten im 8 . Jahrhundert und Kreise
im Exil b ezeugten Gott nicht mehr p artikular, auf Isra-
el allein bezogen, sondern universal . Gott ist der Gott
Israels und der Völkerwelt, der Schöpfer des Himmels
und der Erde . Gott ist nicht nur einem Teil der Men-
schenwelt, nicht nur einem Volk zugetan und ver-
pflichtet, sondern allen Menschen und Völkern . Im
Exil hab en b estimmte Trägergruppen Israels Erwäh-
lung als seine B erufung verstanden, Gottes Wahrheit
und Recht der Völkerwelt ohne Gewalt zu b ezeugen .
Israel b egriff sich als Gottes Weg zu den Völkern (vor
allem die Gruppe um den Zweiten Jesaj a, in der der
Streit um die Universalität Gottes zum Teil heftig aus-
getragen wurde , Je s 4 0-5 5 ) . Gott darf nicht p artikular
von einer Gruppe von Menschen gegen andere Men-
schen in Anspruch genommen werden. Diese Kreise
im Exil hab en auch die Staatlichkeit Israels, das König-
tum von Gottes Gnaden, die Jerusalemer Hoftheolo-
gie als einen Irrweg begriffen . Staaten sind p artikulare
Machtgebilde und dürfen als solche nicht religiö s
üb erhöht werden . Sie sind menschliche Institutionen,
ein Geb ot der Vernunft ( 1 Petr 2 , 1 3- 1 7) . D er verhäng-
nisvolle politische Traktat Röm 1 3 , 1 -7 »Jedermann sei
untertan der Obrigkeit, denn j ede Obrigkeit ist von
Gott. Wer sich der Obrigkeit widersetzt, widersetzt
sich Gott« − nach meiner Einsicht ein Einschub in den
Römerbrief aus dem 2 . Jahrhundert − hat in der Ge-

schichte des Christentums bis heute staatliche Gewalt
von Gott her legitimiert und damit Gott p artikular ge-
macht. Wer Gott p artikular denkt, legitimiert mit sei-
nem p artikularen Gott immer wieder Gewalt und ver-
fehlt Gott. In nachexilischer Zeit sind die Gott-König-
Psalmen (Ps 47; 9 3 ; 9 6-9 9) entstanden, die Gott allein
als König proklamieren gegen den persischen Groß-
könig wie gegen die davidische Tradition der eigenen
Geschichte , die ge scheitert ist und sich als Irrweg er-
wiesen hat.
15 . Gott hat einen j eden Menschen nach seinem B ild
geschaffen (Gen 1 , 2 6-2 8) . Jeder Mensch ist Gott hei-
lig. D er Mensch ist nach dem Schöpfungshymnu s Gen
1 (exilisch-nachexilisch) nur zur Herrschaft über die
nichtmenschliche Kreatur b estimmt. Herrschaft von
Menschen über Menschen ist wider Gottes Willen .
Frauen wie Männer sind von Gott nach seinem B ild ge-
schaffen . Herrschaft von Männern über Frauen ist wi-
der Gottes Willen . Auch Gewalt gegen Kinder kann
sich nicht auf Gott b erufen, selb st wenn sie in der B i-
b el geboten wird (z . B . Spr 1 3 , 2 4 »Wer seine Rute
schont, der hasst seinen Sohn; wer ihn ab er lieb hat,
der züchtigt ihn b eizeiten . « , ähnlich Spr 1 9 , 1 8 ;
2 3 , 1 3 ) . Priesterliche Gewalt in der Unterscheidung
von rein und unrein wie die Reglementierung und
Unterdrückung der Sexu alität hat Menschen im
Namen des prie sterlichen Bildes von der Heiligkeit
Gotte s b evormundet und unterdrückt, ausge-
grenzt und getötet. D as Bild von der Heiligkeit Got-
te s hat eine starke Gewaltkomponente . E s sieht den
Menschen primär als Sünder, der vor dem heiligen
Gott nicht be stehen kann, und vergeht sich an der
Heiligkeit des Menschen .
16. Jesu s hat Gott eindeutig gemacht. Er hat in sei-
ner Verkündigung das Gottesbild von aller Zwie-
sp ältigkeit des einerseits lieb enden und de s ande-
rerseits strafenden und tötenden Gotte s b efreit. Er
hat Gott als unbedingt und unb egrenzt lieb enden
nahen Vater, nicht als unnahb ar heiligen Gott b e-
zeugt. D er Vater im Gleichnis rennt seinem heim-
kehrenden Sohn entgegen, nimmt ihn mit offenen
Armen auf und richtet ihm ein maßlo se s Fe st au s
(Luk 1 5 ) . Jesus hat das herkömmliche B ild von der
Heiligkeit Gottes zerstört, indem er sich als unrein
geltenden Menschen vorbehaltlo s zugewandt hat.
17. Jesu s hat sein Zeugnis von Gott, das ein Zeugnis
für die Heiligkeit eines j eden Menschen ist, mit sei-
nem To d am Kreuz b eglaubigt. Sein To d kann nicht
im Namen der Heiligkeit Gottes als stellvertreten-
der Sühne strafto d gedeutet werden . Die D eutung
des To des Je su als Sühneto d schreibt Gewalt im
Gotte sbild definitiv fest. Die Bilder von dem unb e-
grenzt gütigen Vater und dem heiligen, strafenden
und vernichtenden Richtergott schließen einan-
der aus .
18 . Jesu s hat das Reich Gotte s der Gerechtigkeit
und des Friedens, in dem es keine Gewalt mehr
gibt, b ezeugt und sich dafür verbürgt. Die Selig-
preisungen der B ergpredigt (Mt 5 , 3- 1 0) können als
das Glaub ensb ekenntnis Jesu gele sen werden . Ins-
b e sondere ist hier auf die dritte Seligpreisung »Se-
lig sind , die keine Gewalt gebrauchen; denn sie
werden die Erde b ewohnen (und b ewohnb ar er-
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halten) . « (Mt 5 , 5 ) und die siebte Seligpreisung zu
achten »Selig sind die Pazifisten; denn sie werden
Söhne und Tö chter Gotte s heißen . « (Mt 5 , 9) . Weil
sie Gott, dem Vater aller Menschen, in seiner ge-
waltfreien Feinde slieb e entsprechen, sind sie seine
Söhne und Tö chter. Die anderen Menschen sind ge-
wiss auch Gotte s Kinder, ab er diej enigen, die Gott
in seiner Feinde slieb e und Gewaltfreiheit entspre-
chen, erweisen sich als Gotte s Kinder.
19 . Nach Jesus gilt Gottes Lieb e grenzenlo s , aber

wenn Menschen Gott den Rücken kehren, kann
Gottes Lieb e sie nicht erreichen . Die Einladung zu
Gottes Reich, das im Wirken Je su im Anbruch b e-
griffen ist, gilt allen Menschen, wer aber die Einla-
dung nicht annimmt, schließt sich selber vom
Reich Gottes aus . Wer sich Gottes Liebe nicht gefal-
len lässt, weiß nichts von Gottes Lieb e , bleibt aber
trotzdem von Gott geliebt.
2 0 . Gotte s Zorn ist Gottes Nein zu unserem Fehlver-
halten und zu unseren Irrwegen . Gotte s Zorn ist ei-
ne Ge stalt seiner Lieb e , die uns zurechtbringen
will, nicht Ausdruck seine s Strafens o der gar seines
Vernichtungswillens .

Ein Dokument des Patriarchats

2 1 . Die Bib el ist entstanden in p atriarchalen Ge sell-
schaften, die no ch nichts von den allgemeinen
Menschenrechten wu ssten . Die B ibel ist weit üb er-
wiegend ein D okument des Patriarchats , sie ist ein
D okument, das dieses schon ansatzweise üb erwin-
det, und sie ist ein D okument, das in e s zurückfällt.
Die sen Rückfall b ekunden b e sonders die Briefe
nach Paulu s . (der Einschub 1 Kor 1 4 , 3 3 b-3 6 ; Eph 5 ,
2 1 -3 3 ; Kol 3 , 1 8-2 2 ; 1 Tim 2 , 8- 1 5 ; 1 Petr 3 , 1 -6) .
2 2 . Jahrhundertelang war man in dem Irrtum b e-
griffen, das Patriarchat mit den biblischen Traditio-
nen, die den Rückfall in das Patriarchat nach Paulus
dokumentieren, als eine gottgewollte Leb ensord-
nung anzusehen, eben weil e s von der Bib el als
»Heiliger Schrift« b ezeugt wird . Und es gibt heute
no ch viele Christen und nicht wenige Lehrer der
Theologie , die eine große Re serve gegenüb er femi-
nistischen Theologinnen hab en, die ihr Menschen-
recht wahrnehmen und die Bibel mit den Augen
von Frauen lesen .
23 . An der Lebensordnung des Patriarchats kann
man sich die b eiden Fehlhaltungen gegenüb er der
Bib el verdeutlichen . E s ist falsch, das Patriarchat als
gottgewollte Leb ensordnung zu b ej ahen, weil es
fast durchgängig in der Bib el b ezeugt ist. E s ist aber
eb enso falsch, der B ibel ungeschichtlich vorzuwer-
fen, dass sie in p atriarchalen Ge sellschaftsordnun-
gen entstanden ist, und sie deswegen zu verwerfen,

Wir lesen die Bibel als Dokument vor
der Aufklärung nach der Aufklärung

24. Die Bib el ist ein D okument der Religionsge-
schichte vor der Aufklärung, wir ab er le sen die Bi-
b el als Menschen nach der Aufklärung. Als solche
hab en wir gelernt, aus unserer Unmündigkeit he-
rauszutreten und uns mit Immanuel Kant unseres

eigenen Verstande s zu bedienen . Die autoritäre
Vorgabe der Tradition, die in den B ezeichnungen
»Heilige Schrift« und »Wort Gotte s« zum Ausdruck
kommt, fordert unser eigene s Urteil herau s .
2 5 . Wir wissen seit der Aufklärung und den Er-
kenntnissen der Wissenschaften bis heute mehr als
die Autoren der Bib el wissen konnten . D as gilt für
Fragen de s naturwissenschaftlichen Weltbilde s
wie für Erkenntnisse der Humanwissenschaften .
2 6. Die Aufklärung b ewahrt uns vor einer funda-
mentalistischen Lektüre der Bib el . D ass die römi-
sche Kirche Galileo Galilei verurteilt und erst in
de ssen 3 5 0 . To desj ahr 1 9 9 2 rehabilitiert hat, ist ein
Skandal, dass die Evolutionstheorie Charle s D ar-
wins von der theologischen Anthropologie no ch
kaum rezipiert wurde (Lehre von dem B ö sen und
der so genannten Erb sünde) , nicht minder.
27. Die allgemeinen Menschenrechte haben durch-
aus Anhalt an biblischen Üb erlieferungen, sie wur-
den ab er weniger auf Grund der B ibel und mit ihr,
als vielmehr gegen viele Traditionen der Bib el und
vor allem gegen die Kirchen durchge setzt. Paulus
hat an der Sklaverei keinen Anstoß genommen, er
vertrat die Auffassung, dass man auch als Sklave/
Sklavin im Horizont christlicher Freiheit leb en
kann, und auch Jesu s hat, wie manche seiner
Gleichnisse zeigen, die Sklaverei vorausgesetzt und
nicht problematisiert. D as zeigt die wahre Mensch-
lichkeit Je su , dass auch seine Verkündigung ge-
schichtlich und soziokulturell b edingt ist.
2 8 . Die Religionsfreiheit ist eine Errungenschaft
der Aufklärung, nicht der Bib el .
29 . D ass Homo sexualität keine Sünde ist, le se ich
nicht in der Bib el (Lev 1 8 , 2 2 ; 2 0 , 1 3 ; Röm 1 , 2 7) , son-
dern ist eine Einsicht, die ich den Humanwissen-
schaften verdanke . Wer die Bib el unkritisch als
»Wort Gotte s« lie st, macht homo sexuell orientierte
Menschen zu Opfern seines Bib elverständnisse s
und bleibt ihnen das Menschenrecht schuldig, ihre
sexuelle Orientierung mit Freude leb en zu können .

Jede Erkenntnis Gottes ist begrenzt

3 0 . D ass Religionen einen einzigen und universa-
len Gott b ezeugen und also monotheistisch sind ,
ist noch kein hinreichendes Kriterium für ihre
Wahrheit. Die drei monotheistischen Religionen
Judentum, Christentum und I slam b ergen in sich
ein großes Gewalt-, ab er auch ein große s Friedens-
potenzial . Eines der Gewalt sind sie dann, wenn sie
zwischen Gott und ihren B ildern von ihm nicht un-
terscheiden . D ann werden alle au sgegrenzt o der
gar mit Gewalt verfolgt, die eine andere Vorstel-
lung von dem einen und einzigen Gott hab en .
31 . D er Ab solutheits- und exklusive Wahrheitsan-
spruch de s Christentums hat sich nur zu oft als
friedlo s und gewaltförmig erwie sen . Als das Chris-
tentum seine Lehrbildung im vierten Jahrhundert
im Wesentlichen abge schlo ssen hatte und Staatsre-
ligion geworden war, wurde e s gewaltförmig und
verfolgte alle Andersglaub enden und Nichtglau-
b enden üb er Jahrhunderte hinweg auf grausamste
Weise . In den Kreuzzügen und der Inquisition de s
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Mittelalters, in der deutschen Kriegstheologie de s
1 9 . und 2 0 . Jahrhunderts und in der abgründigen
Feindschaft gegen das Judentum bis hin zum Holo-
cau st hat das Christentum seine Identität verloren .
32 . Ich kann sagen, dass mir an b estimmten Zeug-
nissen der Bib el Israels , an Jesus , an den Zeugen Je-
su im Zweiten Te stament Gott aufgegangen ist, und
kann andere einladen, e s mit dem Gott der univer-
salen Zeugnisse Israels , dem Gott Je su und der
Apo stel zu versuchen . Ich darf ab er nicht sagen, so
wie ich Gott verstehe , müssen alle Menschen Gott
verstehen .
33 . Je su Vorstellung von Gott, dass Gott der Vater al-
ler Menschen ist und wir Menschen also alle Brü-
der und Schwe stern sind , ist eine Ab sage an j ede
Form von Gewalt. Geschwister tragen ihre Konflik-
te gewaltfrei aus . Die B otschaft Jesu ist der Kontra-
punkt zur Gewaltgeschichte der Menschheit von
Kain und Ab el an .
34. Eine Religion macht dann zum Frieden fähig,
wenn ihre Anhänger sich b ewusst sind , dass Gott
immer größer ist als alle Vorstellungen, die sie sich
von Gott machen, wenn sie sich der B egrenztheit
ihrer Gottesvorstellungen, ihrer begrenzten Per-
spektiven und Wahrnehmungen Gottes , der B e-
grenztheit ihre s soziokulturellen Kontextes und
der B egrenztheit ihre s Referenzrahmens b ewusst
sind , vor allem, wenn sie für die Universalität der
Güte Gottes wie für die Universalität der Heiligkeit
eine s j eden Menschen eintreten .
3 5 . Gott ist einer, ab er der Vorstellungen und Bilder
von Gott sind viele . Gott ist ab solut und unb edingt,
ab er meine Erkenntnis von Gott kann immer nur
relativ, oder b esser : relational sein, b ezogen auf
mein in mehrfacher Hinsicht b egrenzte s Erkennt-
nisvermögen, meine Erfahrungen, meine Biogra-
phie und meine Perspektive , b egrenzt durch mein
D enken und meine Sprache und b edingt durch
meinen soziokulturellen Kontext, b ezogen auf
meinen Referenzrahmen .
3 6. Die Pluralität des biblischen Redens von Gott
und das B ilderverb ot bewahren uns davor, uns auf
eine Rede und eine Vorstellung von Gott funda-
mentalistisch zu fixieren . D as vielge staltige bibli-
sche Zeugnis entlässt uns in die Verantwortung, die
Geister zu unterscheiden ( 1 Kor 1 2 , 1 0) und die bib-
lischen Reden von Gott zu prüfen an Je sus , der Ver-
nunft, den allgemeinen Menschenrechten und den
Erkenntnissen der Wissenschaften .
37. Aus diesen Üb erlegungen folgt dann auch, dass
keine Religion am Ziel der Wahrheit Gottes ist, üb er
die Wahrheit Gotte s gleichsam verfügt, die ganze
Wahrheit Gottes hat. Jede Religion ist auf dem Weg
zu Gott, hat allenfalls Teil an der Wahrheit Gottes ,
und sei e s in der Gestalt der Gottsuche . Die Anma-
ßung, die christliche Religion gründe in der Offen-
b arung Gottes , während die Religionen nur Aus-
druck menschlichen Suchens nach Gott seien, ist
verfehlt. E s gibt keine Offenb arung pur, sondern
immer nur von Menschen gedeutete Erfahrungen
Gotte s . Diese Einsicht ermöglicht einen friedli-
chen Dialog der Religionen um den b esten Weg,
die Würde de s Menschen zu schützen, soziale Ge-

rechtigkeit und Frieden zu schaffen und die Schöp-
fung Gotte s zu bewahren .
3 8 . Die christliche Rede von Gotte s Allmacht
(gleich zweimal im Apo stolischen Glaub ensb e-
kenntnis) ist b esonders gewaltanfällig. Wenn Gott
unterschiedslo s alles wirkt, dann ist er auch der Ur-
heb er von aller Gewalt, die ge schieht, letztlich
auch der Urheb er de s B ö sen . E s gibt ein infantile s
Verständnis von Gotte s Allmacht, das den Men-
schen j eglicher Freiheit und Verantwortung b e-
raubt und ihn entmündigt. Die Rede von Gotte s All-
macht mu ss vermittelt werden mit der B e stim-
mung de s Menschen zur Freiheit wie mit der Hoff-
nung auf die Vollendung der Welt. Indem Gott uns
Menschen zu Freiheit und Verantwortung b e-
stimmt, hat er sich seiner Allmacht b egeb en . Indem
Gotte s Welt no ch nicht vollendet ist, ist Gott no ch
nicht am Ziel . Ein lieb ender Gott ist ein Gott, der
Freiheit gewährt und uns als seine verantwortli-
chen Partner will . Wir sind nicht Gottes Marionet-
ten, sondern seine Mitarb eiter und Mitarb eiterin-
nen auf dem Weg zur Vollendung seiner Welt.
39 . Jede Aussage von Gott b edarf der Interpretati-
on . E s ist ein Irrtum zu meinen, es gebe ein nicht
der Interpretation b edürftige s Reden von Gott.
Und es gibt nicht eine Theologie , die frei von Irrtü-
mern wäre . Eiferer und Fanatiker halten ihre Vor-
stellung von Gott und ihre Theologie für die allein
wahre und für irrtumsfrei . Die Einbildung einer irr-
tumsfreien Theologie ist oft mit Gewalt verbunden
und hat ungezählte Menschen zu Opfern gemacht
und macht noch immer Menschen zu Opfern .
40 . Einen biblischen Text interpretieren heißt
nicht ihn einfach nachsprechen, sondern ihn ins
Gespräch bringen mit meinem Referenzrahmen
(dem de s Interpreten) , ihn in meinen Referenzrah-
men üb ersetzen, ihn aus seiner damaligen Situati-
on in die Situation des Interpreten heute über set-
zen . B ei solchem Übersetzen wird der Text not-
wendig transformiert, weil er j a (am anderen Ufer
des Flusse s) in der heutigen Situation ankommen
und zur Geltung kommen soll .
41 . D as B ewusstsein unserer begrenzten Gotteser-
kenntnis ist zu vermitteln mit dem Glaub en, dass
Gotte s Lieb e universal allen Menschen ungeteilt
gilt, dass j eder Mensch Gott heilig ist und dass Gott
allein die Erde gehört. In die sem Glaub enshorizont
sind viele Bilder und Vorstellungen, Sprachversu-
che und Annäherungen an Gott möglich .
42 . Texte der Bib el, die nicht die Heiligkeit eines j e-
den Menschen bezeugen, die Menschen, welche
auch immer, außerhalb der universalen Liebe Got-
te s wahrnehmen, können nicht als verbindliche
und maßgeb ende Zeugnisse von Gott ange sehen
werden . Jede p artikulare Gottesvorstellung ver-
fehlt Gott. Gott in der Perspektive der Nation, de s
Volkes , der Ap artheid , de s Kapitalismus . . . verfehlt
Gott, weil alle diese Perspektiven Gott p artikular
machen und Menschen in ihrer Heiligkeit verlet-
zen und au sgrenzen .
43 . Gottes Wahrheit kann nie mit Gewalt, die Wür-
de und Freiheit anderer Menschen verletzend b e-
zeugt werden, sondern nur mit dem Wort und in 22
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Grenzfällen leidend . Wo Gott mit Gewalt b ezeugt
wird , ist e s nicht Gott, der bezeugt wird . Wer im Ei-
fer für Gott, für sein B ild von Gott die Lieb e verletzt,
verfehlt Gott.

Die Bib el lesen auf dem Weg
zu einer Welt frei von Gewalt

44. Wir glauben nicht an die Bib el . E s hat seinen gu-
ten Grund , dass im christlichen Glaub ensb ekennt-
nis , wie unzulänglich e s immer sein mag, ein ent-
sprechender vierter Artikel fehlt. Alle biblischen
Zeugnisse sind in einem konkreten Kontext ent-
standen . Wir können ihre befreiende Wahrheit nur
dann erkennen, wenn wir sie in der Perspektive der
oben genannten Kriterien lesen und in unseren Re-
ferenzrahmen üb ertragen .
45 . D a die biblische B otschaft in ihrer universalen
Grundstruktur auf Gotte s Reich der Gerechtigkeit
und de s Friedens , auf B efreiung und gelingende
Gemeinschaft zielt, ist der Ort der Bib elau slegung
der herrschaftsfreie Dialog in der Gemeinde , die
heute schon S alz der Erde und Licht der Welt ist, die
Stadt auf dem B erge , die zeichenhaft und gebro-
chen auf Gotte s Reich als einer wahrhaft menschli-
che Ge sellschaft hinweist und zu ihm auf dem Weg
ist.
46. Die vielen Gewalttexte in der Bib el, auch in der
Bib el des Zweiten Testaments , die Menschen au s-
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grenzen, die D eutung de s To des Jesu als Sühne-
strafto d , die Gerichtsaussagen, die Gerichtsgleich-
nisse de s Matthäu s-Evangeliums und die gewalttäti-
gen Traditionen der Johanne soffenb arung, die
Gottes definitive s Nein und seinen Vernichtungs-
willen b ezeugen, und viele andere Üb erlieferun-
gen mehr kann ich nur als Proj ektionen menschli-
cher Gewaltpotenziale , Rache- und Gewaltphanta-
sien, gerade auch in den Vorstellungen und Ausma-
lungen endlo ser Höllenqu alen lesen, die Gotte s
Feinde slieb e nicht wahrhab en wollen und nicht
aushalten . E s muss ab er berücksichtigt werden,
dass b edrängte und leidende Gemeinden au s ihren
Ohnmachtserfahrungen heraus immer wieder ein
gewaltmächtige s Eingreifen Gotte s erhofft hab en .
47. D er gewaltsame To d Je su ist die Tat der damali-
gen Repräsentanten des jüdischen Volkes (nicht
p auschal der Juden !) in b ewährter Zusammenar-
b eit mit der römischen Staatsmacht, vertreten
durch Pontius Pilatu s, die dem Gottesbild Jesu , Got-
tes unb egrenzter Güte und seiner Feindeslieb e ent-
schieden und blutig widerspro chen hab en .
48 . Biblische Traditionen, die den ob en genannten
Kriterien nicht entsprechen, hab en ungezählte
Menschen zu Opfern gemacht. Sie sind mit den Au-
gen ihrer Opfer als Zeugnisse zu lesen, wie wir Gott
nicht denken und von Gott nicht reden dürfen . B ib-
lische Üb erlieferungen, die Gott verfehlen, sind als
solche durch einen b e sonderen Druck und durch
Anmerkungen in den B ib elausgab en kenntlich zu
machen .
49 . Ich lese die Bibel kritisch in der Perspektive von
Gottes Feindeslieb e und Gewaltfreiheit in der
Bürgschaft Je su auf dem Weg zu einer Welt frei von
Gewalt. Gott ist noch nicht am Ziel . Gott braucht
Menschen, die in der Nachfolge Je su sich als Mitar-
b eiter und Mitarb eiterinnen für sein Reich der Ge-
rechtigkeit, der Gewaltfreiheit und des Friedens
zur Verfügung stellen .
5 0 . Die kritische Lektüre der Bib el in der Unter-
scheidung ihrer Gewalt legitimierenden und Ge-
walt üb erwindenden Traditionen ist dringend ge-
b oten . Weil in der Bib el die Gewalt üb erwinden-
den Impulse bezeugt werden auf dem Weg zu einer
Welt frei von Gewalt, zunächst in den universalen
Traditionen Israels , dann in der B otschaft Je su und
in den Zeugnissen der Urchristenheit von Jesus
Christu s ist die B ibel für die Christenheit die unver-
zichtb are Urkunde , ohne die der christliche Glau-
b e keinen Anhalt hätte .
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